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Texte franGals 

Zusammenfassung 
der Beratungen 

Botschaft vom 28. Januar 1998 über die Änderung des Strafgesetzbuches, der Bundesstraftrechtspflege und 
des Verwaltungsstrafrechtsgesetzes (Massnahmen zur Verbesserung der Effizienz und der 
Rechtsstaatlichkeit in der Strafverfolgung) (BBI 1998 1529) 

Chronologie: 
07.10.1998 SR Die Eintretensdebatte wird unterbrochen; Fortsetzung in der Wintersession. 
Vorlage 1 
Schweizerisches Strafgesetzbuch (Schaffung neuer Verkehrskompetenzen des Bundes in den Bereichen 
organisiertes Verbrechen und Wirtschaftskriminalität) 

Chronologie: 
01.12.1998 SR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
10.06.1999 NR Abweichend. 
28.09.1999 SR Abweichend. 
07.12.1999 NR Zustimmung. 
22.12.1999 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
22.12.1999 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
14.01.2000 Bundesblatt 2000 70; Ablauf der Referendumsfrist: 20. April 2000 
Amtliche Sammlung des Bundesrechts 2001 3071 

Vorlage2 
Bundesgesetz über die Bundesstrafrechtspflege 

Chronologie: 
01.12.1998 SR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
10.06.1999 NR Zustimmung. 
22.12.1999 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
22.12.1999 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
14.01.2000 Bundesblatt 2000 76; Ablauf der Referendumsfrist: 20. April 2000 
Amtliche Sammlung des Bundesrechts 2001 3308 

Vorlage3 
Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht 

Chronologie: 
01.12.1998 SR Beschluss nach Entwurf des Bundesrates. 
10.06.1999 NR Zustimmung. 
22.12.1999 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
22.12.1999 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
14.01.2000 Bundesblatt 2000 83; Ablauf der Referendumsfrist: 20. April 2000 
Amtliche Sammlung des Bundesrechts 2000 2141 

Amtliches Bulletin - die Wortprotokolle 

Zuständig Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) 
Behandelnde Kommissionen Kommission für Rechtsfragen NR (RK-NR) 

Antrag: Differenzbereinigung 
Kommission für Rechtsfragen SR (RK-SR) 
Antrag: Eintreten 
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98.009 - Zusammenfassung Ueberslcht 

98.009 Massnahmen zur Verbesserung der Effizienz und der 
Rechtsstaatlichkeit in der Strafverfolgung. Gesetzesänderungen 

Botschaft vom 28. Januar 1998 über die Änderung des Strafgesetzbuches, der Bundesstraftrechtspflege und 
des Verwaltungsstrafrechtsgesetzes (Massnahmen zur Verbesserung der Effizienz und der 
Rechtsstaatlichkeit in der Strafverfolgung) (BBI 1998 1529) 

Ausgangslage 

Diese Vorlage besteht aus mehreren Teilen, die aber alle das gleiche Ziel verfolgen: die Verbesserung der 
Effizienz und der Rechtsstaatlichkeit in der Strafverfolgung. Hauptsächlicher Auslöser für diese Massnahmen 
sind neue Formen der Kriminalität, namentlich das organisierte Verbrechen, die Geldwäscherei sowie 
bestimmte Arten von Wirtschaftskriminalität. Diesen Deliktsformen gemein sind eine hohe Komplexität und ihr 
Kantons- und Landesgrenzen überschreitender Charakter. Vorab diese Eigenschaften rufen nach stärkerer 
Koordination, ja nach einer zentralen Leitung des Verfahrens. Dieses Bedürfnis ist um so grösser, als 
besonders kleinere Kantone bei derartigen umfangreichen Straftaten bald an ihre Kapazitätsgrenzen stossen 
können. 
Um die Strafverfolgung bei komplexen und grossräumig angelegten Verbrechen zu verbessern, sollen dem 
Bund auf diesem Gebiet zusätzliche Kompetenzen eingeräumt werden. So soll die Bundesanwaltschaft unter 
bestimmten Voraussetzungen auf dem Gebiet der organisierten Kriminalität und der Wirtschaftskriminalität, 
anstelle der Kantone, ein gerichtspolizeiliches Ermittlungsverfahren eröffnen und so für die betreffende Tat 
die Bundesgerichtsbarkeit begründen können. Nach Abschluss der Ermittlungen und nach durchgeführter 
eidgenössischer Voruntersuchung soll der Fall an das nach den üblichen Gerichtsstandsbestimmungen 
zuständige kantonale Gericht zur Beurteilung delegiert werden können. Diesfalls vertritt aber der 
Bundesanwalt die Anklage vor dem kantonalen Gericht. 
Durch diese neuen Verfahrenskompetenzen erhält das polizeiliche Ermittlungsverfahren auf Bundesebene 
zusätzliche Bedeutung. Dies lässt es geboten erscheinen, die heute noch erheblich eingeschränkten Rechte 
der Beschuldigten und ihrer Verteidiger in dieser Verfahrensphase den rechtsstaatlichen Standards 
anzugleichen, wie sie bereits für das Stadium der Voruntersuchung in der Bundesstrafrechtspflege 
verwirklicht sind. Konkret betreffen die Verbesserungen insbesondere das Haftrecht und die Beteiligung der 
Beschuldigten bzw. ihrer Verteidiger an der Beweiserhebung. 
Im gleichen Zuge soll die Bundesstrafrechtspflege diverse Verbesserungen erfahren, die ursprünglich im 
Rahmen der Vorlage über die Entflechtung der Bundesanwaltschaft vorgesehen waren. Da die 
entsprechende Botschaft von 1993 im Parlament und bei zugezogenen Experten auf starke Kritik stiess, 
wurde deren materielle Weiterbehandlung eingestellt. Die unbestrittenen Teile jener Vorlage (93.062) sollen 
nun aber im Rahmen des vorliegenden Gesetzgebungspakets verwirklicht werden. Dies betrifft namentlich die 
Aufsicht über die Bundesanwaltschaft, die gegenüber heute einen verstärkten justiziellen Charakter 
aufweisen soll. Hinzu kommen Anpassungen im Hinblick auf die beabsichtigte Trennung zwischen der 
Bundesanwaltschaft und der präventiven Polizei. 
Schliesslich soll im Verwaltungsstrafrecht eine bewährte Praxis verankert werden, für die aber, wie das 
Bundesgericht bemängelte, die gesetzliche Grundlage fehlt. Dabei handelt es sich um die Möglichkeit der 
Bundesbehörden, Verwaltungsstrafsachen des Bundes an die ordentlichen Strafverfolgungsbehörden zu 
delegieren, wenn diese bereits gegen dieselben Täter Ermittlungen wegen Delikten des gemeinen Strafrechts 
führen. 

Verhandlungen 

Vorlage 1 
Schweizerisches Strafgesetzbuch (Schaffung neuer Verkehrskompetenzen des Bundes in den Bereichen 
organisiertes Verbrechen und Wirtschaftskriminalität) 
01.12.1998 SR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
10.06.1999 NR Abweichend. 
28.09.1999 SR Abweichend. 
07.12.1999 NR Zustimmung. 
22.12.1999 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (41 :0) 
22.12.1999 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (172:1) 

Vorlage 2 
Bundesgesetz über die Bundesstrafrechtspflege 
01.12.1998 SR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
10.06.1999 NR Zustimmung. 
22.12.1999 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (41 :O) 
22.12.1999 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (173:0) 
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Vorlage C 
Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht 
01.12.1998 SR Beschluss nach Entwurf des Bundesrates. 
10.06.1999 NR Zustimmung. 
22.12.1999 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (39:0) 
22.12.1999 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (176:0) 
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Im Ständerat gab vor allem Artikel 340bis des StGB zu reden. Demnach soll die Bundesanwaltschaft ein 
Ermittlungsverfahren eröffnen können, wenn die strafbaren Handlungen ganz oder teilweise im Ausland oder 
in mehreren Kantonen begangen wurden. Eine Minderheit der Rechtskommission, angeführt von Dick Marty 
(R, Tl), plädierte dafür, dass der Bund bei solch komplexen Fällen zwingend tätig werden müsse. Es brauche 
eine klare Regelung, um der vom organisierten Verbrechen ausgehenden Bedrohung wirksam zu begegnen. 
Mit föderalistischen Kompromisslösungen komme man nicht weiter. Der Rat entschied sich mit 25 zu 11 
Stimmen für ein fakultatives Eingreifen der Bundesanwaltschaft. 
Der Nationalrat beschloss gemäss Antrag der Kommission, dass das organisierte Verbrechen obligatorisch 
der Bundesgerichtsbarkeit untersteht, falls gewisse Voraussetzungen erfüllt sind. Damit soll eine 
Rosinenpickerei der Bundesanwaltschaft verhindert werden, die bei einer Kann-Vorschrift versucht sein 
könnte, nur die interessanten Fälle an sich zu reissen. Hingegen soll bei Wirtschaftskriminalität die 
Bundesanwaltschaft ein Ermittlungsverfahren nur auf Antrag der kantonalen Strafverfolgungsbehörden 
einleiten können. 
Der Ständerat folgte seiner Kommission und hielt somit eine Differenz betreffend die Kompetenzverteilung 
zwischen Bund und Kantonen in der Strafverfolgung der Wirtschaftskriminalität und beim organisierten 
Verbrechen aufrecht. Die Kommission folgte im Grundsatz dem Nationalrat, schlug jedoch im Detail präzisere 
Abgrenzungskriterien vor. 
Der Nationalrat stimmte der Fassung der Kleinen Kammer zu. Demnach befasst sich die 
Bundesanwaltschaft obligatorisch mit den Verbrechen in den Bereichen organisiertes Verbrechen und 
Wirtschaftskriminalität. 
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98.009 Mesures tendant a l'amelioration de l'efficacite et de la legalite 
dans la poursuite penale. Modification de lois 

Message du 28 janvier 1998 concernant la modification du code penal suisse, de la loi federale sur la 
procedure penale et de la loi federale sur le droit penal administratif (Mesures tendant a l'amelioration de 
l'efficacite et de la legalite dans la poursuite penale) (FF 1998 1253) 

Situation Initiale 

Ce projet se compose de plusieurs parties, qui ont neanmoins toutes le meme but: l'amelioration de 
l'efficacite et de la legalite dans la poursuite penale. Ces mesures ont ete principalement suscitees .par 
l'apparition de nouvelles formes de criminalite, dont, en particulier, le crime organise, le blanchiment d'argent, 
ainsi que certains types de criminalite economique. Le point commun de ce genre de delits est leur grande 
complexite et leur caractare international et intercantonal. Ce sont essentiellement ces elements qui exigent 
une coordination accrue, voire une conduite centralisee de la procedure. Ces exigences sont d'autant plus 
importantes pour les petits cantons qui peuvent assez rapidement se sentir accules, lorsqu'ils sont confrontes 
a de telles infractions. 
Afin d'ameliorer la poursuite penale des crimes complexes aux implications etendues, il convient d'attribuer 
en ce domaine des competences complementaires a la Confederation. Ainsi, en cas de crime organise et de 
criminalite organisee, le ministare public de la Confederation doit pouvoir ouvrir, a certaines conditions, une 
procedure d'investigation en lieu et place des cantons et creer la juridiction federale pour l'infraction 
consideree. A la fin des investigations et apras l'instruction preparatoire, la cause peut etre deleguee pour 
jugement aux tribunaux du canton competent selon les ragles ordinaires en matiare de for. Dans ce cas, 
toutefois, il appartient au procureur general de la Confederation de soutenir l'accusation devant le tribunal du 
canton. 
La procedure d'investigation sur le plan federal acquiert une importance complementaire du fait de ces 
nouvelles competences de procedure. II importe desormais de faire correspondre au standard juridique les 
droits encore fortement restreints du prevenu et de son defenseur dans cette phase de la procedure, comme 
cela a deja ete realise dans la procedure penale federale pour l'instruction preparatoire. Concratement, les 
ameliorations visent essentiellement la reglementation de l'arrestation, ainsi que de la participation du 
prevenu et de son defenseur a l'administration des preuves. 
La procedure penale federale doit par la meme occasion connaitre diverses ameliorations qui etaient 
initialement prevues dans le cadre du projet tendant a la dissociation des fonctions du procureur general de la 
Confederation. Le message y relatif de 1993 ayant suscite de vives critiques de la part du Parlament et des 
experts consultes, la poursuite des travaux de fond relatifs a ce projet avait ete suspendue. On retrouve 
toutefois les parties non contestees de ce projet (93.062) dans le present ensemble de dispositions 
legislatives. Ainsi la surveillance a exercer sur le Ministare public presentera-t-elle un caractare judiciaire 
renforce par rapport a la situation actuelle. S'y ajoutent des adaptations rendues necessaires par la future 
separation du Ministare public de la Confederation et de la police preventive. 
Enfin, il y a lieu de prevoir dans la loi une pratique eprouvee en droit penal administratif, pratique dont le 
Tribunal federal deplorait l'absence de base legale. Les autorites federales doivent pouvoir transmettre des 
affaires relevant du droit penal administratif federal aux autorites de poursuite penales ordinaires, lorsque 
celles-ci conduisent deja des recherches contre le meme auteur en raison de delits de droit commun. 

Dellberatlons 

Projet 1 
Code penal suisse (Institution de nouvelles competences de procedure en faveur de la Confederation dans 
las domaines du crime organise et de la criminalite economique) 
01-12-1998 CE Decision modifiant le projet du Conseil federal. 
10-06·1999 CN Dlvergences. 
28·09-1999 CE Divergences. 
07-12-1999 CN Adhesion. 
22-12-1999 CE La loi est adoptee en votation finale. (41:0) 
22-12-1999 CN La loi est adoptee en votation finale. (172:1) 

Projet 2 
Lai federale sur la procedure penale 
01-12-1998 CE Decision modifiant le projet du Conseil federal. 
10·06-1999 CN Adhesion. 
22-12-1999 CE La loi est adoptee en votation finale. (41:0) 
22-12-1999 CN La loi est adoptee en votation finale. (173:0) 

Projet 3 

http://www.parlament.ch/afs/data/f/rb/f_rb_l 9980009 .ht.m 01.06.2004 
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Loi federale sur le droit penal administratif 
01-12-1998 CE Decision conforme au projet du Conseil federal. 
10-06-1999 CN Adhesion. 
22-12-1999 CE La loi est adoptee en votation finale. (39:0) 
22-12-1999 CN La loi est adoptee en votation finale. (176:0) 

Seite 2 von 2 

Au Conseil des Etats, c'est surtout l'art. 340bis du Code penal suisse qui donne Heu a discussion. L'article 
stipule que le Ministare public doit pouvoir ouvrir une procedure d'enquete quand les actes delictueux ont ete 
commis entiarement ou partiellement a l'etranger ou dans plusieurs cantons. Une minorite de la Commission 
des affaires juridiques, menee par Dick Marty (R, Tl), a plaide en faveur d'un changement par lequel c'est 
obligatoirement la Confederation qui interviendrait dans les cas aussi complexes: une reglementation claire 
s'impose pour affronter efficacement la menace que constitue la criminalite organisee car, toujours d'apras 
Dick Marty, les solutions de compromis respectant le federalisme ne permettent pas d'avancer. Le Conseil 
des Etats a decide par 25 voix contre 11 une intervention facultative du Ministare public de la Confederation. 
Le Conseil national a decide, suivant la proposition de la commission, que la criminalite organisee releverait 
obligatoirement de la juridiction federale au cas ou certaines conditions etaient remplies. Ces derniares 
doivent empecher que le Ministare public ne se livre a une selection des cas • comme le permettrait une 
formulation potestative du texte - pour ne garder que les cas interessants. En revanche, le Ministare public ne 
doit pouvoir lancer une procedure d'enquete en matiare de criminalite economique que sur proposition des 
autorites cantonales de poursuite penale. 
Le Conseil des Etats a suivi sa commission et a maintenu une divergence concernant la repartition des 
competences entre la Confederation et les cantons dans la poursuite penale de la criminalite economique et 
du crime organise. La Commission a suivi le Conseil national quant au principe tout en proposant dans le 
detail des critares plus precis de delimitation des competences. 
Finalement, le Conseil national s'est satisfait du texte tel qu'il est ressorti du Conseil des Etats. Le Ministare 
public de la Confederation sera a l'avenir responsable de la saisie des actes punissables en matiare de crime 
organise et de criminalite economique. 
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98.009 

Massnahmen 
zur Verbesserung der Effizienz 
und der Rechtsstaatlichkeit 
in der Strafverfolgung. 
Gesetzesänderungen 
Mesures tendant 
a l'amelloration de l'efficacite 
et de la legalite 
dans la poursuite penale. 
Modiflcatlon de lois 

Botschaft und Gesetzentwürfe vom 28. Januar 1998 (88119981529) 
Message et projets de lol du 28 Janvler 1998 (FF 1998 1253) 

Brunner Christiane (S, GE), rapporteuse: Notre commission 
s'est reunie a quatre reprises pour debattre de cet objet. 
Nous avons ete secondes par des representants de l'Office 
federal de la justice et du Ministare public de la Confedera, 
tion, a chacune de nos seances. Apres avoir vote, a l'unani­
mite, l'entree en matiere, nous avons procede a l'audition 
d'un representant de la Conference des chefs des departe­
ments cantonaux de justice et police et de representants de 
sa commission pour la criminalite organisee et la criminalite 
economique, d'un representant de la Conference des autori­
tes de poursuite penale, de la procureure generale de la Con­
federation et du president de la Chambre d'accusation du Tri­
bunal federal. 
II est particuliarement difficile, dans le domaine de la crimina­
lite la plus grave, de trouver un equilibre entre l'efficacite et la 
legalite dans la poursuite penale. Lorsque de graves delits et 
des peines sevares sont en jeu dans la procedure, une de­
fense du prevenu conc;ue conformement aux principes de 
l'Etat de droit est tout particuliarement necessaire. II convient 
alors de prevoir la poursuite des infractions encore plus effi­
cacement, taut en garantissant en mäme temps la legalite de 
la procedure. La presente revision tente de satistaire a ces 
exigences qui sont parfois contradictoires. 
Le projet du Conseil federal est subdivise en trois projets 
d'arrätes federaux. 
Le premier projet decoule de la volonte du Conseil federal 
d'ameliorer la poursuite penale des crimes complexes aux 
larges implications, caracterises par leur forme transfronta­
liare et internationale, par leur complexite et par l'opacite de 
leur structure. Le Conseil federal estime qua la place finan­
ciare suisse est vraisemblablement exploitee dans des pro­
portions importantes pour des operations de blanchiment 
d'argent. II precise qua, cette infraction mise a part, l'in­
fluence en Suisse d'organisations mafieuses raste dans des 
proportions limitees. Las affairas Werner K. Rey, Peter 
Krüger, European Kings Club, nous ont par ailleurs appris 
que nous devions aussl compter sur l'existence dans notre 
pays d'une criminalite economlque complexe et vaste. 
De l'avls du Conseil federal, le faible nombre de jugements 
qul interviennent a l'heure actuelle en Sulsse sous la preven­
tlon de crimes tels que blanchlment d'argent, cas complexes 
de crlmlnalite economique, crlmlnallte organisee, ne dolt pas 
ätre interprete comme l'inexistence d'une telle criminallte, ni 
comme une lnadequatlon du droit penal material. Cet etat de 
falt dolt Atre lnterprete comme la necesslte de renforcer la 
coordinatlon, tant sur le plan national que sur le plan interna­
tional, en d'autres termes de combler les lacunes en matiere 
de poursuites penales. 
En vertu du droit actuel, la poursuite de ces crimes releve de 
la seule competence des cantons. Le Conseil federal soull­
gne que cette legislation s'avere incompatible avec la reallte: 
1. parce que las dellnquants jouissent d'une exträme mobl­
lite, alors que la poursuite penale est encore largement con­
c;ue dans le cadre cantonal. La lol sur les Offices centraux de 
pollce crlmlnelle de la Confederation permet certes a la Con-
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federation de coordonner l'activite des autorites cantonales, 
c'est-a-dire d'agir a l'arriare-plan, mais eile ne lui permet pas 
d'agir au front. Le concordat sur l'entraide judiciaire et la col­
laboration intercantonale en matiere penale appelle une pro­
cedure d'entraide judiciaire intercantonale lourde, longue et 
coCrteuse; 
2. pour des motifs budgetaires, les petits cantons ne peuvent 
se doter des moyens necessaires a une poursuite efficace de 
ce type de criminalite. 
En mai 1996, le Conseil federal avait deja approuve un avant­
projet relatif a de telles mesures. Les resultats de la proce­
dure de consultation l'ont cependant amene a renoncer a une 
partie de son projet, consistant en l'institution de nouvelles 
competences d'investigation en faveur du Ministare public de 
la Confederation, car une forte opposition avait ete motivee 
par le refus de voir la Confederation s'arroger la competence 
de poursuites penales en cours de procedure. Un compromis 
s'est dessine. A detaut de traiter une affaire du debut a la fin, 
la Contederation doit au moins se charger de l'instruction pre­
liminaire, et soutenir l'accusation devant le tribunal cantonal. 
Le projet d'article 340bis du Code penal suisse, qui nous est 
soumis aujourd'hui, constitue en quelque sorte le reflet de ce 
compromis, tout en allant plus loin qua l'institution de compe­
tence d'investigation au Ministare public de la Confederation, 
puisqu'il fonde la jurldiction federale. 
M. Koller, conseiller federal, a laisse entendre aux membres 
de la commission qua ce compromis, qui se materialise par 
une formulation potestative, doit ätre perc;u comme ayant une 
valeur transitoire, c'est-a-dire qu'il doit etre perc;u comme une 
solution provisoire, dans l'attente de la creation d'un tribunal 
penal federal de premiere instance. Ce projet de loi adopte 
par notre commission ne remet pas en question fondamenta­
lement le systame federaliste de la poursuite penale. La nou­
veaute la plus importante en matiere d'organisation est l'ins­
titution de competence d'investigation en faveur de la Confe­
deration, pour l'elucidation des cas difficiles de criminalite or­
ganisee, de criminante economique, c'est-a-dire de crimina­
lite complete. Les cantons qui, eu egard a leurs ressources 
limitees, arrivent parfois au baut de leurs possibilites dans le 
traitement de ces affalres pourraient ainsi ätre decharges. 
Le deuxiame projet concerne l'amelioration de la legalite 
dans la poursuite penale. Si la Confederation reprend de 
nouvelles täches substantielles dans la poursuite penale, 
l'organisation de la justice et les droits de la defense doivent 
etre portes a un niveau optimal. II s'agit de prendre en 
compte qu'une importance particuliere est attribuee a la pro­
cedure d'investigation du Ministare public de la Confedera­
tion, et cela precisement dans les domaines de la criminalite 
organisee et de la crlminalite ec:onomique. 
C'est la ralson pour laquelle, dans cette phase de la proce­
dure, le projet prevoit que les droits du prevenu seront ame­
liores. Durant la procedure d'investigation, les prevenus 
auront a l'avenir a peu pres les memes droits que ceux qui 
leur sont accordes dans l'instruction preparatoire. lls pourront 
ainsi participer plus activement a la procedure; ils auront en 
principe le droit d'acces au dossier, le droit de s'entretenir li­
brement avec leur defenseur et d'&tre presents lors des audl­
tions. A certaines conditlons, lls auront le droit a l'assistance 
d'un avocat d'offlce durant la procedure d'lnvestlgation. 
Avec le trolsleme projet, le Conseil federal propose de creer 
une base legale clalre pour une pratique eprouvee en droit 
admlnlstratif. II s'agit de la posslbilite, pour les autorites fede­
rales, de deleguer des affaires de drolt penal admlnistratlf fe­
deral aux autorites de poursuite penale ordinalres, lorsque 
celles-ci conduisent deja des lnvestigations contre les mll­
mes auteurs pour des delits relevant du droit penal commun. 
II s'agit d'une mesure destlnee a amellorer l'economle de la 
procedure. 
En concluslon et pour l'ensemble des trols projets, le Conseil 
federal a blen saisl les problemes en Jeu. Dans un souci d'ef­
flcacite et de legalite, II nous a propose de bonnes solutions. 
Taut au plus peut-on regretter qu'il ne soit pas possible de 
mettre deja an oeuvre le Tribunal federal de premiare ins­
tance, mals les motifs exposes a cet egard par le Conseil fe­
deral sont pertinents. 

michael.tellenbach
Textfeld



Efficacite et legalite dans la poursuite penale 1112 E 7 octobre 1998 

Le projet dont nous discutons aujourd'hui pourra certaine­
ment contribuer a resoudre les gros problemes auxquels 
nous confrontent la criminalite organisee et la criminalite eco­
nomique. 
C'est dans ce sens-la qua notre commission, a l'unanimite, 
vous propose d'entrer en matiere sur las trois projets. 

Marty Dick (R, Tl): L'amelioration de l'efficacite et de la lega­
lite dans la poursuite penale, voila un programme ambitieux. 
lndiscutablement, l'exigence d'une intervention dans ce do­
maine se fait sentir depuis bien longtemps. Permettez-moi 
cependant de vous dire que las projets qui nous sont soumis 
sont assez modestes. 
Le veritable point crucial de ce message est l'article 340bis 
du Code penal. La solution que nous allons choisir, celle de 
la majorite ou celle de la minorite, determinera la veritable 
portee de cette reforme. C'est pour cette raison qua je deve­
lopperai ce point dans ce debat d'entree en matiere. Cela me 
permettra d'etre plus bref par la suite. 
Je suis pret a voter l'entree en matiere, mais jene voterai pas 
la revision du Code penal dans la version de la majorite. 
Je vais essayer de vous expliquer las raisons de ce choix. 
Sur la base d'une evaluation financiere tres approximative et 
tout a tait discutable, on a ecarte la proposition soutenue par 
la minorite. Un seul et unique argument: «C'est trop eher!» 
nous a-t-on dit, sans qu'aucune analyse coüt/benefice n'ait 
meme seulement ete envisagee. Le pays qui, ces jours en­
core, une fois de plus, a ete classe comme le plus riche au 
monde s'appräte ainsi a refuser de se doter des moyens las 
plus rationnels et las plus efficaces pour lutter contre l'un des 
dangers las plus menaQant, pour de pretendues raisons fi­
nancieres. Une fois de plus, on prefere cette chere politique 
des petits pas, une approche assez prisee sous cette cou­
pole, et qui - je le reconnais bien volontiers - a quelquefois 
donne des resultats. Cette demarche me parait cependant 
absolument inadequate dans le domaine qui nous occupe et 
qui surtout doit nous preoccuper. 
On ne peut pas imaginer combattre une criminalite - et il 
s'agit ici uniquement de la grande criminalite, et non pas de 
celle que nous pouvons voir aux alentours du Palais fede­
ral - qui evolue et qui s'adapte a une vitesse vertigineuse, an 
la poursuivant a petits pas. 
La criminalite organisee, la criminalite economique et las tra­
fics intemationaux illicites an tout genre sont consideres 
aujourd'hui comme des dangers parmi las plus graves et 
comme las plus grands defis pour nos democraties. Le tout 
recent rapport de la Commission d'etude pour les questions 
strategiques, la commission Brunner, est particulierement 
clair a ce sujet. Permettez-moi d'en citer juste un passage, je 
le citerai dans sa traduction allemande. La commission con­
sacre un chapitre au crime organise - et cela me parait sign i­
ficatif - ou on lit entre autres: 
«Im übrigen übt das organisierte Verbrechen Einfluss auf die 
öffentliche Hand aus - Verwaltung, Justiz, Polizei - und be­
einflusst die Wirtschaft; Stichwort: Investition von schmutzi­
gem Geld in Unternehmen.» 
Ecoutez bien, c'est un polnt lmportant: «Die Schweiz ist fQr 
diese Kreise wegen der Lücke unseres föderalistischen Sy­
stems attraktiv ... Et c;a devlent encore plus Interessant: «Die 
bestehende Diskrepanz zwischen den Mitteln für die Abwehr 
des organisierten Verbrechens und jenen fOr die klassische 
militärische Verteidigung ist besonders bemerkenswert. Man 
muss sich der realen Gefahren bewusst sein; Experten mei­
nen, die organisierte Kriminalität könnte bald einmal zu einer 
der grOssten globalen Bedrohungen werden ... C'est absolu­
ment eloquent. 
Dans ce rapport, commande par le Departement federal de 
la defense, de la protectlon de la population et des sports, Je 
le rappelle, on mentionne expressement la disproportlon des 
moyens mis a dlspositlon pour la lutte contre la grande crtmi­
nallte par rapport a ceux alloues a 1a defense militaire. La 
consultation des comptes de !'Etat et certalnes declslons tou­
tes recentes de notre Conseil ne peuvent d'ailleurs qua con­
tlrmer et accentuer ce fait. En ce moment meme, de l'autre 
cOte de la coupole, on est en train de voter 1,3 milllard de 

trancs pour le DDPS. Voila, en depit de ce qu'on dit et ecrit 
dans des rapports officiels commandes par le Gouverne­
ment, que le seul argument pour combattre la proposition de 
la minorite est aujourd'hui de nature financiere. Peu Importe 
que cette solution - et cela me parait important - ait le sou­
tien convaincu des cantons et de nombreux experts. 
Avec le systeme en vlgueur aujourd'hui, la plupart des infrac­
tions penales sont soumises a la juridiction cantonale. Les 
exceptions sont prevues a l'article 340 du Code penal qui eta­
blit quelles sont las infractions soumises a la jurtdiction fede­
rale. II s'agit de crimes ou de delits commis par au cotttre des 
personnes ayant un statut particulier au qui portent atteinte 
aux interäts de la Confederation. La fausse monnaie ou 
l'usage criminel d'explosifs sont aujourd'hui deja des infrac­
tions soumises entierement a la juridiction federale. L'organi­
sation criminelle ou la traite des ätres humains, par contre, 
releve de la juridiction cantonale. Ce n'est qu'un exemple 
parmi tant d'autres qui temoigne de l'important retard des co­
des, du Code penal dans ce cas, par rapport a l'evolution de 
la realite. 
Eh bien, je crois que notre devoir de legislateur est d'essayer 
de combler ces retards. On propose aujourd'hui d'etre plus 
efficace et de s'adapter a l'evolution de la criminalite. C'est 
non seulement louable, c'est surtout necessaire et urgent. Ce 
n'est donc pas le but qui est en discussion, mais bien les 
moyens proposes. 
La solution de la majorite de la commission, dans l'esprit de 
la fameuse philosophie des petits pas et du non moins fa­
meux compromis helvetique - cette fois-ci pas compromis 
avec les cantons, mais simplement avec le porte-monnaie -
consiste a introduire une espece de systeme a la carte, une 
sorte de self-service pour le Ministare public de la Confede­
ration, je cite ce qu'on vous propose: «Le Ministare public de 
la Confederation peut ouvrir une procedure d'investigation 
si .... », las conditions sont indiquees aux lettres a, b etc de 
l'article 340bis du Code penal. Las definitions de crimes, soit 
dit en passant, ne sont nullement contestees. II s'agit - et on 
ne parle que de cela aujourd'hui - des formes les plus graves 
et les plus complexes de la criminalite. Cette ouverture d'in­
vestigation fonde la juridiction federale, comme le precise 
expressement l'alinea 2 de ce meme article. 
Ce qui signifie que le ou la procureure de la Confederation 
pourra decider librement et arbitrairement s'il au si eile va 
ouvrir au non une procedure, vu qu'aucun critere n'est indi­
que specifiant cette «Kann-Vorschrift», s'il ou si eile va lais­
ser ou non ce cas a la competence des cantons. C'est donc 
le systeme de la formule potestative et celui qui «peut» peut 
aussi ne pas le faire. Ce sera la bagarre assuree, surtout 
lorsqu'il y aura un compte en banque bien garni susceptible 
d'etre confisque au profit de l'Etat. Le projet de motion de la 
commission sur la participation a la saisie des biens est 
d'ailleurs bien plus qu'un indice du potential de conflictualite 
qui existe dans ce domaine. Ce partage de competence au 
bon vouloir du magistrat federal est inacceptable. II ast con­
traire a la securite du droit, car il cree des incertitudes dans 
un domaine ou il ne peut et au il ne doit y avoir que clarte, ra­
tionallte et efficacite. II cree aussi l'arbitralre car, selon le bon 
vouloir du procureur de la Confederatlon, le prevenu sera 
soumls a la loi sur la procedure penale federale ou a un des 
vingt-sbc codes cantonaux de procedure. 
Pourquol ne pas slmplement et clairement dire que las gra­
ves infractions decrltes a l'article 340bis - ce sont les cas las 
plus graves, les plus complexes, la crimlnallte Internatio­
nale - relevant de la jurldiction federale? C'est la question 
que J'al blen evidemment posee. On m'a repondu que cela 
coüterait bien plus de 100 mlllions de francs, et que ce n'etait 
donc tout bonnement pas proposable. 
A ce sujet et a celui de l'estlmation falte un peu au pifometre, 
J'ai au moins trols objections: 
1. Nous avons entendu tout a !'heure que cette solutlon etait 
soutenue par les cantons, et que c'ast celle qul aurait provo­
que le plus grand soulagement pour les flnances cantonales. 
Pourquoi continue-t-on a raisonner en vase clos, chacun 
avec sa petite comptabillte, sans avoir une vision globale 
pour l'ensemble de la collectlvite publique, d'autant plus que 
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le citoyen contribuable est toujours le meme? Cela serait 
d'autant plus facile a faire que l'on est en train de revoir l'en­
semble de l'edifice de la perequation financiere entre la Con­
federation et les cantons. En fait, ces 1 00 millions de francs 
sont deja depenses aujourd'hui dans les differents cantons, 
chacun dans son coin. Pourquoi les enqueteurs de Geneve 
ne seraient-ils pas competents dans des procedures - je le 
rappelle - Internationales qui ont aussi des attaches avec 
d'autres cantons? 
Entre parentheses, a-t-on calcule les couts, aujourd'hui deja, 
des conflits de competence entre les cantons pour les cas 
complexes de criminalite intercantonale et internationale? 
2. Dans le calcul, on ne tient nullement compte du fait qu'une 
poursuite efficace, organisee sur le plan federal, contre la cri­
minalite internationale conduira necessairement a de plus 
grands succes, et donc a d'importantes saisies de biens et 
d'argent d'origine criminelle. En fait, on ne parle que des 
couts et on ignore completement les benefices, et il s'agit de 
beneflces tres importants. 
3. A l'actif d'une teile solution, celle de la minorite et des can­
tons, on oublie completement de considerer les benefices qui 
en decouleraient pour notre economie, pour notre place fi­
nanciere, pour notre image, et pourtant nous devrions desor­
mais savoir ce que peut valoir l'image. Les organes etrangers 
de repression de la grande criminalite sont toujours eton­
nes - je dirais surtout deroutes - par le fait que, mäme pour 
les cas les plus graves, l'interlocuteur suisse competent est 
une fois a Geneve, une fois a Schwytz, une fois a Bellinzone, 
une fols a Bäle, une fois a Herisau. 
Je conclus en repetant qu'en realite on n'a pas fait, on n'a pas 
voulu faire une veritable analyse des couts et benefices des 
deux solutions possibles. Je veux bien admettre qu'une sim­
ple proposition de minorite presentee par un Dick Marty quel­
conque ne merite pas necessairement pareille attention. II 
convient alors de rappeler qua la proposition de minorite est 
en realite celle voulue par les cantons, et les experts l'ont 
clalrement reaffirme dans une lettre du 21 aoat 1998 sur la­
quelle je reviendrai plus tard. 
Les cantons, je crois, ont tres bien compris qu'a la globalisa­
tion de la criminalite, il convenait de donner finalement une 
reponse forte et moderne. lls sont desormais conscients 
qu'un federalisme mal compris ne pouvait faire que le jeu de 
la grande criminalite. Notre histoire demontre bien que cha­
que fois que le danger s'est fait sentir, on a su concentrer nos 
efforts. La menace pour l'integrite de notre pays se faisant 
sentir, les cantons ont su, naguere, remettre l'essentiel de 
leur competence militalre dans les mains de la Confederation. 
Aujourd'hui, nous avons un autre genre de menace, mais 
une menace serieuse, et alors qu'on est au sommet de notre 
bien-ätre, on dit qu'on n'a pas d'argent pour combattre cette 
menace. Bientöt, on nous demandera quelque centaines de 
millions de francs pour acheter de nouveaux chars d'assaut 
qu'on n'utilisera jamais et qu'on transformera apres quelque 
temps en vieux fer, car, une fois de plus, on se sera aper9U 
qu'on s'est trampe d'ennemi. 

Präsident: Ich schlage Ihnen vor, hier die Beratung dieses 
Geschäftes zu unterbrechen und es auf die Wintersession zu 
verschieben. Dort könnten wir auch das Referat von Herrn 
Bundesrat Koller hören. 

Koller Arnold, Bundesrat Ich bin Ihnen fOr Ihren Antrag 
dankbar. Etwas anderes wäre es gewesen, wenn wir die Vor­
lage heute zu Ende hätten beraten können. Wenn wir so­
wieso unterbrechen mOssen, dann dient es mir natOrllch, 
wenn ich mein Eintretensreferat das nächste Mal vortragen 
kann. 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 12.45 Uhr 
La seance est levee a 12 h 45 
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Sozialrechte, verankert die Gewaltenteilung und führt die 
Verfassungsgerichtsbarkeit für kantonale Akte ein. Unter 
dem Titel über die politischen Rechte sind neu eine Geset­
zesinitiative, das fakultative Gesetzes- und Finanzreferen­
dum, das Verfassungsreferendum und das Recht auf Abbe­
rufung des Regierungsrates vorgesehen. Zudem wird die 
Volkswahl des Grassen Rates und des Staatsrates nach dem 
System des Verhältniswahlrechtes verankert. Die neue Ver­
fassung des Kantons Tessin hat in unserer Kommission zu 
einer angeregteren Diskussion geführt, als dies bei anderen 
Verfassungen der Fall war, weil hier sehr fortschrittlich ge­
dacht wurde. 
Wir konnten feststellen, dass die neue Verfassung alle Vor­
aussetzungen erfüllt, welche für die Gewährleistung durch 
den Bund erforderlich sind. Es geht um vier Punkte: 
1. Die Kantonsverfassung darf nichts dem Bundesrecht Zu­
widerlaufendes enthalten. 
2. Die politischen Rechte müssen nach republikanischen 
Formen gewährleistet sein. 
3. Die Verfassung muss vom Volk angenommen worden 
sein. 
4. Die Verfassung muss von der Mehrheit des Volkes wieder 
abgeändert werden können. 
Wie ich dargelegt habe, sind alle diese Voraussetzungen er­
füllt. Die Gewährleistung durch den Bund ist deshalb zwin­
gend zu erteilen. Dies wird Ihnen von der Kommission denn 
auch einstimmig beantragt. 

Relmann Maximilian (V, AG): Ich möchte am Beispiel dieser 
neuen Tessiner Kantonsverfassung - die soeben von unse­
rer Kommissionspräsidentin als modernes und fortschrittli­
ches Musterbeispiel für eine Verfassung bezeichnet worden 
ist - aufzeigen, wie in unserem Südkanton ein spezifisches 
Problem gelöst wird, mit dem man sich auf der Alpennord­
seite und insbesondere in der Deutschschweiz zunehmend 
schwertut. Ich meine die sprachliche Bewältigung des 
Gleichstellungsproblems der Geschlechter. 
Die Tessiner sagen in Artikel 7 Absatz 4 schlicht und einfach, 
dass überall dort, wo ein Ausdruck in der männlichen Form 
gebraucht wird, dieser voll und ganz auch die weibliche Form 
abdeckt. Mit diesem eleganten Befreiungsschlag ist es den 
Tessinern gelungen, Sprachformulierungsprobleme auf Di­
stanz zu halten, bei denen man sich in der übrigen Schweiz 
je länger, je mehr in einem verwirrenden Geflecht verfangen 
hat. Nur um gewisse ultrafeministische Kreise im Zaum zu hal­
ten, sind wir quasi mit dem Brecheisen dazu übergegangen, 
immer und überall auf sprachliche Gleichschaltung zu ma­
chen, mit dem Effekt, dass gewisse Gesetzestexte kaum mehr 
lesbar und verständlich sind oder dass man in den Redakti­
onskommissionen viel Energie aufwenden muss, um Formu­
lierungen zu finden, die letztlich noch verstanden werden. 
Nun mag man einwenden, in der italienischsprachigen 
Schweiz sei man für dieses Gleichstellungsproblem weniger 
sensibilisiert als andernorts. Das glaube ich nicht. Man 
schaue sich doch nur einmal in den übrigen Ländern und Re­
gionen mit deutscher Sprache um! Auch dort ist man irgend­
wie auf dem Boden geblieben und hat sich nicht mit Proble­
men eingedeckt, die in der Prlorltätenordnung unter «ferner 
lfefen» eingestuft sind. 
Morgen haben wir es dann mit den Frauenquoten ganz allge­
mein zu tun. Mit meinem heutigen Votum habe Ich immerhin 
einen kleinen Aperitif dazu beigesteuert. 
Eines möchte Ich mir aber - und deshalb bin ich froh, dass 
Bundesrat Koller wieder hier Ist - von Bundesrat und Bun­
desverwaltung ganz allgemein verbeten haben, nämlich den 
Gebrauch jener Schreibweise mit dem grossen I mitten in ei­
nem Wort, die von der ccNZZ• seinerzeit treffend als ccVer­
bastardisierung» der Sprache ausgelegt worden ist. 
Herr Bundesrat, diese Schreibweise hat Jüngst auch In der 
hochofflziellen Einladung zur grossen Jubiläumsfeier auf 
dem Bundesplatz Einzug gehalten; ich habe den Wortlaut 
hier. Da Ist wiederholt von cclebenspartnerlnnen» und ccPar­
lamentarlerlnnen» die Rede. Ich möchte Sie einfach, Herr 
Bundesrat, mit diesem Votum bitten, im amtlichen Schriftver­
kehr nicht einen ideologischen Stil Einzug halten zu lassen, 
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der nicht akzeptabel ist. Darf ich Sie deshalb höflich bitten, 
diesem Unfug hochoffiziell und schnellstmöglich ein Ende zu 
bereiten. 
Den Miteidgenossen aus dem Tessin und ihren Repräsen­
tanten in unserem Rat hingegen möchte ich bezüglich ihrer 
neuen Verfassung zurufen: Bravo, fahrt weiter so! 

Koller Arnold, Bundesrat: Ich kann mich kurz fassen. Es freut 
mich natürlich, dass die Bundesversammlung bereits wieder 
eine neue Kantonsverfassung gewährleisten darf. Der Kan­
ton Tessin ist jetzt der neunte Kanton, der seit 1980 seine 
Verfassung erfolgreich einer Totalrevision unterzogen hat. 
Was für mich auch ein wichtiges Zeichen ist Er ist der erste 
lateinische Kanton. Die Revision der Kantonsverfassungen 
war bisher weitestgehend der deutschsprachigen Schweiz 
vorbehalten; und mit dem Kanton Tessin haben wir jetzt erst­
mals in der lateinischen Schweiz, wo ja mehrere Kantone am 
Werk sind, eine erfolgreich abgeschlossene Totalrevision. 
Ich hoffe, dass das ein gutes Omen für die Revision der Bun­
desverfassung ist. Auf weitere Details möchte ich hier nicht 
eingehen. 
Herr Reimann, wenn mich mein Gedächtnis und meine 
Kenntnisse nicht schwer trügen, entscheidet über Ihre Frage 
nicht der Bundesrat, sondern Sie als Gesetzgeber entschei­
den über diese Fragen. Soweit ich orientiert bin, sind in den 
Redaktionskommissionen der beiden Räte diese Fragen und 
Entscheide zum Teil noch hängig. Die Räte sind hier das zu­
ständige Organ, nicht der Bundesrat. 

Eintreten ist obligatorisch 
L 'entree en matiere est acquise de plein droit 

Bundesbeschluss über die Gewährleistung der Verfas­
sung des Kantons Tessin 
Arrete federal accordant la garantle federale il la constl­
tutlon du canton du Tessin 

Gesamtberatung - Traitement global 

Titel und Ingress, Arl 1, 2 
Tltre et preambule, art. 1, 2 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 31 Stimmen 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

98.009 

Massnahmen 
zur Verbesserung der Effizienz 
und der Rechtsstaatlichkeit 
in der Strafverfolgung. 
Gesetzesänderungen 
Mesures tendant 
a l'amelloratlon de l'efflcaclte 
et de la legalite 
dans la poursulte penale. 
Modlflcation de lo1s 

Fortsetzung - Suite 
Siehe Seite 1111 hlervor - Volr page 1111 ckievant 

(Einstimmigkeit) 

Wlckl Franz (C, LU): Ich spreche nur zur Vorlage B, zur Än­
derung des Bundesgesetzes Ober die Bundesstrafrechts-
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pflege, und zwar zur Aufsicht über die Bundesanwaltschaft. 
Es ist meines Erachtens unbedingt notwendig, dass diese 
Aufsicht klar geregelt wird. 
Nach dem geltenden Recht steht die Bundesanwaltschaft, 
d. h. die Bundesanwältin oder der Bundesanwalt, unter der 
Aufsicht und der Leitung des Bundesrates; vorbehalten blei­
ben die Anträge vor Gericht Doch der Bundesrat be­
schränkte sich in den letzten Jahrzehnten wohlweislich auf 
die Dienstaufsicht; denn es ist klar: Eine Staatsanwaltschaft 
muss In ihrem Justizbereich frei sein; sie muss aufsichts- und 
weisungsunabhängig sein. 
Ich befürworte die Zweiteilung der Aufsicht, wie dies nun der 
Bundesrat und die Kommission vorschlagen, d. h. die admi­
nistrative Aufsicht soll beim Bundesrat bleiben, und die 
ganze gerichtspolizeiliche Tätigkeit obliegt der Aufsicht der 
Anklagekammer des Bundesgerichtes; diese Zweiteilung der 
Aufsicht ist richtig. 
Um Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen der administrati­
ven Aufsicht des Bundesrates und der fachlich-rechtlichen 
Aufsicht in der Zukunft möglichst zu vermeiden, scheint es 
mir richtig, wenn hier auf einige Punkte noch hingewiesen 
wird. 
In den Bereichen, welche ihm zustehen, d. h. bezüglich der 
administrativen Aufsicht, kann der Bundesrat auch Weisun­
gen erteilen, soweit er nicht in ein Verfahren eingreift. Die 
eigentliche Kontrolle über die Tätigkeit als Organ der Straf­
rechtspflege liegt beim Bundesgericht, konkret: bei der An­
klagekammer. Die Anklagekammer ist im wesentlichen Be­
schwerdeinstanz gegen Amtshandlungen der Bundesan­
waltschaft. Die Anklagekammer kann im Rahmen von Be­
schwerden, wie erwähnt, die Bundesanwältin- oder den Bun­
desanwalt auch anweisen, Ermittlungen vorzunehmen oder 
solche zu unterlassen. Der Anklagekammer steht aber auch 
das Recht zu, die Bundesanwaltschaft ausserhalb von Be­
schwerdeverfahren anzuhalten, Ermittlungen zu tätigen, 
wenn sie sich im Rahmen ihrer Fach- und Rechtsaufsicht 
dazu veranlasst sieht. 
Ich stimme also in diesem Sinne der Vorlage B zu und bitte 
Sie, dies ebenfalls zu tun. 

Koller Arnold, Bundesrat: Globalisierung und Internationali­
sierung sind heute in aller Munde. Diese prägenden Erschei­
nungen unserer modernen Zeit sind aber nicht auf die Wirt­
schaft beschränkt; auch Kriminelle entfalten wie Firmenchefs 
und Finanzfachleute zunehmend grenzüberschreitende Akti­
vitäten. Das Wirken krimineller Organisationen und der Ak­
teure komplexer Wirtschaftsdelikte macht immer weniger halt 
vor Landes-, geschweige denn Kantonsgrenzen. Der Straf­
prozess und die Strafverfolgung sind demgegenüber noch 
stark auf die engen kantonalen Gemarkungen ausgerichtet; 
die kleinräumig organisierten Strafverfolgungsbehörden 
stossen immer öfter an die Grenzen ihrer Möglichkeiten, 
wenn sie mit beschränkten Ressourcen komplexe internatio­
nale oder interkantonale Straffälle zu untersuchen haben. Es 
müssen also Mittel und Wege gefunden werden, die Strafver­
folgung in unserem Land so zu gestalten, dass sie den mo­
dernen, grenzüberschreitenden Kriminalitätsformen erfolg­
reich begegnen kann. Effizienz der Strafverfolgungsbehör­
den Ist ein zentrales Anliegen der vorliegenden Revision. 
Allerdings dOrfen die BemOhungen um Effizienzsteigerung 
die Rechtsstaatlichkeit des Verfahrens nicht aushöhlen. Effi­
zienz und Rechtsstaatlichkeit in eine ausgewogene Balance 
zu bringen Ist nicht einfach. Die Vorlage, Ober welche Sie 
jetzt zu befinden haben, will diesem Anspruch gleichwohl ge­
nOgen. 
Zuerst ein Blick auf das Umfeld und die Vorgeschichte der 
Vorlage: Die Beschäftigung mit dem Phänomen der moder­
nen, komplexen und grenzOberschreltenden Kriminalität Ist In 
diesem Rat nichts Neues. In den letzten zehn Jahren haben 
Bundesrat und Parlament eine ganze Reihe von gesetzgebe­
rischen Massnahmen getroffen, die insgesamt ein eigentll­
ches Dispositiv gegen organisierte Kriminalität, Geldwäsche­
rei und andere komplexe Verbrechensformen bilden. 
Ich nenne hier namentlich die Strafvorschriften gegen die 
Geldwäscherei, die strafrechtlichen Massnahmen gegen die 

organisierte Kriminalität, aber auch das völlig revidierte Ver­
mögensstrafrecht. Daneben wurden auch namhafte Verbes­
serungen hinsichtlich der Wirksamkeit der Ermittlungen er­
zielt. Dies geschah im besonderen durch den Erlass des 
Bundesgesetzes Ober kriminalpolizeiliche Zentralstellen des 
Bundes sowie Ober das im FrQhling dieses Jahres in Kraft ge­
tretene sogenannte «verwaltungsrechtliche» Geldwäscherei­
gesetz mit seiner Meldepflicht für Financiers und der verbes­
serten Aufsicht Ober die Parabanken. 
Des weiteren sind auf verschiedenen Ebenen Arbeiten im 
Gange, mit denen die Abwehr gegen komplexe Verbrechens­
formen weiter verstärkt und verfeinert werden soll. Dazu ge­
hören das verschärfte Korruptionsstrafrecht, das diesen 
Sommer in der Vernehmlassung war, und die bereits in der 
parlamentarischen Phase stehenden Gesetzentwürfe betref­
fend die verdeckte Ermittlung und die TelefonOberwachung. 
Zu nennen ist aber auch die Vereinheitlichung des Strafpro­
zessrechtes. Diese ist zwar zweifellos eine längerfristige Auf­
gabe, sie ist aber, so scheint uns, auf guten Wegen. 
Mit der Justizreform sollen die Grundlagen für die Vereinheit­
lichung des Strafprozessrechtes geschaffen und deren ge­
setzliche Konkretisierung vorbereitet werden. Demnächst 
werde ich einen Experten mit der Ausarbeitung eines ent­
sprechenden Vernehmlassungsentwurfes beauftragen. 
Der Ihnen heute vorliegende Entwurf ist auch ein wichtiger 
Teil der Strategie des Bundes im Kampf gegen das organi­
sierte Verbrechen und die komplexe grenzüberschreitende 
Kriminalität. Die Vorlage hat kurz gesagt zwei Hauptziele: Er­
stens soll sie die Effizienz der Strafverfolgung im Bereich der 
komplexen Kriminalität durch organisatorische Massnahmen 
erhöhen, namentlich durch die Übertragung neuer Kompe­
tenzen an die Strafverfolgungsorgane des Bundes; dies ist 
die Teilvorlage A. zweitens strebt sie eine Klärung und bis zu 
einem bestimmten Grad einen Ausbau der Verfahrensgaran­
tien für die Beschuldigten an; ich verweise auf Teilvorlage B. 
Besonders wichtig ist dies im Bundesstrafverfahren im Sta­
dium der gerichtspolizeilichen Ermittlungen, denen ja in Zu­
kunft eine grössere Bedeutung zukommen wird. 
Mit der Übertragung neuer Kompetenzen für die Bekämpfung 
des organisierten Verbrechens und der Wirtschaftskriminali­
tät an den Bund gemäss Vorlage A soll die Strafverfolgung 
zentralisiert und damit wirksamer gemacht werden. Gleich­
zeitig sollen die Kantone - zumal die kleineren - von grossen 
und komplexen Verfahren entlastet werden. Diese Ziele sind, 
wenn ich dies richtig sehe, unbestritten. 
Die konkrete Ausgestaltung des neuen Engagements des 
Bundes gab dagegen zuerst in der Vernehmlassung, dann 
auch in Ihrer Kommission zu Diskussionen Anlass. Von An­
fang an stand fest, dass die neuen Verfahrenszuständigkei­
ten des Bundes begrenzt sein mOssen. Denn dem Bund feh­
len nicht nur die Ressourcen, um sämtliche einschlägigen 
Verfahren von der Ermittlung bis zum Urteil führen zu kön­
nen; es war auch zu keiner Zeit beabsichtigt, grundsätzlich 
vom heutigen föderalistischen System der Strafverfolgung 
abzukommen - darauf werde ich nachher noch einlässlich 
eingehen. 
Das Engagement des Bundes soll daher ein beschränktes 
bleiben. Nach der Botschaft des Bundesrates sollen die Bun­
desbehörden einen Fall nur unter folgenden Voraussetzun­
gen an sich ziehen können: 
1. Es muss sich um schwerwiegende Delikte handeln, die 
dem organisierten Verbrechen oder der Wirtschaftskriminali­
tät zuzurechnen sind. 
2. Die Straftaten mOssen ganz oder teilweise im Ausland 
oder in mehreren Kantonen begangen worden sein. 
3. Umfang und Komplexltät der Taten mOssen eine einheitli­
che Durchführung der Ermittlungen nahelegen. 
Die Kommission fOr Rechtsfragen Ihres Rates hat im Obrlgen 
diese Voraussetzungen noch präzisiert. Danach mOssen die 
strafbaren Handlungen zu einem wesentlichen Teil Im Aus­
land oder - wie nach Vorlage des Bundesrates - in mehreren 
Kantonen begangen worden sein. Bel der «interkantonalen» 
Konstellatlon ist - nach der neuen Fassung der Kommission 
fQr Rechtsfragen - die Voraussetzung fQr ein Tätigwerden 
des Bundes, dass kein eindeutiger Schwerpunkt in einem 
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Kanton besteht Zudem müssen die zuständigen kantonalen 
Strafverfolgungsbehörden offensichtlich nicht über die Mittel 
verfügen, um die wirksame Verfolgung der Delikte selber si­
cherstellen zu können. 
Mit diesen Änderungen weicht die Kommission für Rechtsfra­
gen aber nicht grundsätzlich vom Konzept des Bundesrates 
ab, so dass ich ihnen zustimmen kann. Insbesondere rüttelt 
die Kommission nicht am Grundsatz, dass der Bund diese 
Verfahrenszuständigkeiten zwar wahrnehmen kann, nicht 
aber muss. Auch wenn die erwähnten Voraussetzungen er­
füllt sind, ist es nicht in jedem Fall sinnvoll und sachgerecht, 
dass der Bund das Verfahren führt Vielfach sind nämlich im 
Zeitpunkt, in welchem offenbar wird, dass ein solcher interna­
tionaler oder interkantonaler Fall vorliegt, den der Bund für 
sich beanspruchen könnte, die kantonalen Ermittlungen 
schon relativ weit fortgeschritten. Die Übernahme eines sol­
chen Falles durch den Bund könnte das Verfahren dann eher 
in die Länge ziehen als beschleunigen. In solchen Situatio­
nen soll sich die Bundesanwaltschaft daher auch nach dem 
neuen Recht nicht einschalten. 
Eine Minderheit der Kommission, angeführt von Herrn Marty, 
beantragt demgegenüber, eine obligatorische Verfahrens­
kompetenz des Bundes vorzusehen. Ein solches Modell 
hätte, das räume ich Herrn Marty gegenüber gerne ein, si­
cher auch Vorteile; meines Erachtens überwiegen aber die 
Nachteile. Wenn wir neu - ab ovo, von Anfang an - eine Auf­
gabenteilung zwischen Bund und Kantonen aus dem Nichts 
heraus beschliessen könnten, dann wäre der Vorschlag von 
Herrn Marty durchaus erwägenswert und hätte wahrschein­
lich auch gewisse Vorteile. Sie wissen aber alle, dass wir im 
150Jährigen Bundesstaat eben gewachsene Organisations­
strukturen haben. Deshalb bin ich überzeugt, dass die Nach­
teile dieses Vorschlages heute überwiegen. 
Denn dem Bund fehlen schlicht die Ressourcen, um sämtli­
che einschlägigen Verfahren von der Ermittlung bis zum Ur­
teil führen zu können. 
Mein Departement hat bereits jetzt mit einem eigentlichen 
personellen Kraftakt unter Ausschöpfung aller denkbaren 
Reserven, mit einer zum Teil schmerzlichen Umverteilung 
von Aufgaben, rund 50 Stellen für die kriminalpolizeilichen 
Zentralstellen des Bundes freigespielt. 
Angesichts der Plafonierung des Personalbestandes sind 
grössere Ausbaupläne zum heutigen Zeitpunkt auf jeden Fall 
in vernünftiger Frist nicht realisierbar; dies vor allem, wenn 
man bedenkt, dass eine vollständige Aussiedelung der Fälle 
komplexer Kriminalität den Bund mindestens 100 Millionen 
Franken kosten würde. Der betreffende Personalbedarf wäre 
kurzfristig schlicht nicht zu erfüllen. 
Zudem würde eine umfassende Zentralisierung der Kompe­
tenzen im Bereich der komplexen Kriminalität wohl eine be­
deutende Verschiebung der kantonalen Polizeikräfte hin zum 
Bund bedingen. Angesichts des damit verbundenen Know­
how-Verlustes bei den Kantonen und der enormen organisa­
torischen Umstellungen erscheint es sachlich, aber auch po­
litisch ausgeschlossen, ein solches an sich überlegenswer­
tes Konzept innert nützlicher Zeit auch tatsächlich zu verwirk­
lichen. 
Zudem ist auch die Verfassungslage prekär, denn die Straf­
verfolgung steht grundsätzlich den Kantonen zu. Der Bundes­
gesetzgeber kann zwar die Verfolgung bestimmter Delikte in 
die Hände der Bundesbehörden legen - Ich verweise auf Ar­
tikel 114 der Bundesverfassung -, doch sollte er von dieser 
Ermächtigung, die ja eher eine Ausnahmeregelung darstellt, 
unseres Erachtens keinen exzessiven Gebrauch machen. Im 
übrigen-davon bin ich überzeugt, und das lisstsich u. a. an­
hand der raschen Fortschritte belegen, die wir auf dem Gebiet 
des materiellen Strafrechtes zur Bekämpfung der organisier­
ten Kriminalität gemacht haben - ist unter den heute gegebe­
nen politischen Rahmenbedingungen und angesichts des or­
ganisch gewachsenen Polizei- und Justizsystems in unserem 
Land ein etappenweises Vorgehen bedeutend effizienter als 
die Realisierung eines grossen Wurfes, so verführerisch ein 
solcher auf den ersten Blick auch erscheinen mag. 
In diesem Zusammenhang ist es mir daher ein Anliegen, dar­
auf hinzuweisen, dass der Bund schon mit der Kann-Variante 
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einen beachtlichen neuen Aufwand auf sich nimmt. Der Bot­
schaft entnehmen Sie, dass ein Mehraufwand von 10,5 Mil­
lionen Franken entsteht und dass das EJPD die 74 nötigen 
Stellen kaum mit dem jetzigen Personalkredit finanzieren 
kann. Entsprechend schlägt der Bundesrat die Erhöhung die­
ses Kredites um 10,5 Millionen Franken vor. 
Dabei darf aber nicht vergessen werden, dass bei effizienter 
Verfolgung von komplexer, organisierter Kriminalität auch 
Gewinne anfallen können. An diesen Einziehungsgewinnen 
werden übrigens auch die Kantone teilhaben können. Es ist 
zurzeit eine Expertenkommission daran, die Modalitäten ei­
nes solchen Sharings näher zu prüfen und gesetzgeberische 
Vorschläge zu erarbeiten. Diese Gewinne werden zweifellos 
mithelfen, das neue Engagement des Bundes wenigstens 
mitzufinanzieren. 
Dazu einige wenige Zahlen: Schon unter dem heutigen 
Recht hat die Bundesanwaltschaft in den letzten vier Jahren 
insgesamt rund 15,5 Millionen Franken rechtskräftig einge­
zogen. Gleichzeitig kam es zu Sicherstellungen von rund 
5,5 Millionen Franken und 127 Millionen Dollar, deren Einzie­
hung noch nicht rechtskräftig verfügt ist. Zu diesen Summen 
kommen noch die Erlöse aus internationalen Sharing-Fällen 
im Umfang von etwa 25 Millionen Franken. 
Trotzdem ist die Strafverfolgung kein gewinnbringendes Ge­
schäft. Den Erlösen wird immer ein klarer Mehraufwand ge­
genüberstehen. Der Mehraufwand, den die Annahme des 
Antrages der Kommissionsminderheit auslösen würde, ist für 
den Bund eine Überforderung, vor allem auch im personellen 
Bereich. Allein im Kanton Zürich beispielsweise sind etwa 
zwanzig Bezirksanwälte, zwei Staatsanwälte und fünfzig 
Spezialisten der kantonalen und der städtischen Polizei auf 
diesem Gebiet eingesetzt, die alle zum Bund transferiert wer­
den müssten, wenn wir hier eine obligatorische Kompetenz 
erhalten würden. 
Aus diesen Gründen bin ich zutiefst überzeugt, dass dieses 
etappenweise Vergehen, das wir Ihnen vorschlagen und dem 
ja auch die Kantone jetzt zustimmen, der bessere und vor al­
lem der raschere Weg zu nötigen Reformen ist. Die Kantone 
hatten am Anfang Bedenken, weil sie befürchteten, die Bun­
desanwaltschaft könnte «Rosinen picken» und die Fälle 
dann an die Kantone weiterdelegieren. Diese Möglichkeit ha­
ben wir jetzt klar herausgenommen. Wenn die Bundesan­
waltschaft aufgrund dieser Kann-Vorschrift Fälle von Wirt­
schaftskriminalität und von organisiertem Verbrechen über­
nimmt, dann muss sie die ganze Untersuchung zu Ende füh­
ren. Einzig für die Aburteilung ist eine Übertragung an 
kantonale Gerichte vorläufig möglich, weil wir das Bundesge­
richt zurzeit ja nicht noch mehr belasten können. 
Mit der Justizreform sehen wir dann allerdings ein erstin­
stanzliches Bundesstrafgericht vor. Dann könnten die von 
der Bundesanwaltschaft geführten Fälle auch beim erstin­
stanzlichen Bundesstrafgericht anhängig gemacht werden. 
Wir haben uns mit den Kantonen auf dieses Vorgehen geei­
nigt. 
Wie soll der Bund diese neuen Kompetenzen ausüben? Sind 
die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt und zieht der Bund 
einen Fall an sich, so gelten zunächst die Qbllchen Grund­
sätze des Bundesstrafprozesses, d. h. die Bundesanwalt­
schaft führt ein gerlchtspollzeiliches Ermittlungsverfahren 
durch und übergibt dann, wenn genügend Anhaltspunkte für 
strafbare Handlungen vorliegen, die Sache dem eidgenOssi­
schen Untersuchungsrichter zur Voruntersuchung. Kommt 
es anschllessend zur Anklage, wird diese von der Bundesan­
waltschaft vertreten. Allerdings, wie ich gesagt habe, meist 
nicht vor dem Bundesstrafgericht, wo wir auch kein umfas­
sendes Rechtsmittel haben, sondem vor den Gerichten des­
jenigen Kantons, der grundsätzlich für den Fall zuständig ist. 
Die Beurteilung durch ein kantonales Gericht mag auf den er­
sten Blick systemfremd erscheinen. Aber, wie gesagt Wir 
müssen die Justizreform abwarten, bis wir einen durchge­
henden Bundesinstanzenweg vorsehen können. So betrach­
tet ist es sinnvoll und zweckmässig, die Beurteilung der be­
treffenden Fälle vorerst einer kantonalen Instanz zu übertra­
gen, deren Entscheid allenfalls auch innerkantonal noch 
überprüft werden kann. Um in diesen Fällen aber einen fairen 
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Lastenausgleich zwischen Bund und Kantonen sicherzustel­
len, sollen die Kosten der Beurteilung durch das kantonale 
Gericht vom Bund getragen werden, soweit nicht der Verur­
teilte dafür aufkommt. 
Nun zur Teilvorlage 8, mit welcher die Rechtsstaatlichkeit 
des Strafverfahrens im Bund verbessert werden soll. Der An­
lass zu dieser Teilrevision des Bundesstrafprozesses ist ein­
leuchtend: Wenn der Bund wesentliche neue Aufgaben in der 
Strafverfolgung übernimmt, so sollen auch die Organisation 
der Rechtspflege und vor allem die Verteidigungsrechte auf 
die Höhe der Zeit gebracht werden. Gerade beim gerichtspo­
lizeilichen Ermittlungsverfahren besteht zum Teil Nachholbe­
darf, namentlich gegenüber modernen kantonalen Strafpro­
zessordnungen. Diese Zielsetzung wird nun in dreierlei Rich­
tungen konkretisiert: 
Wie schon ausgeführt worden ist, soll zum einen die Bundes­
anwaltschaft künftig nur noch administrativ dem Bundesrat 
unterstellt sein. Wir legiferieren damit etwas, das schon 
heute gelebte Rechtspraxis ist, denn der Bundesrat hat aus 
Gründen der Gewaltenteilung in der Ausübung der Aufsichts­
kompetenz schon bisher grösste Zurückhaltung gegenüber 
der Bundesanwaltschaft eingehalten. Es soll nun aber ge­
setzlich sichergestellt werden, dass die Bundesanwaltschaft 
ihre Ermittlungen auch in politisch heiklen Fällen ohne jegli­
che Einflussnahme von selten der politischen Behörden füh­
ren kann. Das ist, wie gesagt, heute schon so, aber dies soll 
nun auch gesetzlich statuiert werden. 
Das bedeutet andererseits nicht, dass die Bundesanwalt­
schaft unkontrolliert wirken soll. Ihre Aktivität soll künftig, im 
Gegenteil, unter eine verstärkte justitielle Aufsicht gestellt 
werden, indem gegen alle Amtshandlungen der Bundesan­
waltschaft - heute ist das nur bei Zwangsmassnahmen der 
Fall - die Beschwerde an die Anklagekammer des Bundes­
gerichtes offenstehen wird. 
Schliesslich sollen in gerichtspoiizeilichen Ermittlungsverfah­
ren die Rechte der Beschuldigten verbessert werden. Die Er­
mittlungsphase spielt im System des Bundesstrafprozesses 
eine zentrale, zum Teil sogar eine ausschlaggebende Rolle. 
Der Betroffene soll deshalb bereits in dieser Verfahrens­
phase eine ähnliche Rechtsstellung wie in der Voruntersu­
chung haben. Das bedeutet, dass er Beweisanträge stellen, 
das Recht auf Akteneinsicht geltend machen, frei mit seinem 
Verteidiger verkehren und bei Einvernahmen und Beweisauf­
nahmen anwesend sein kann. 
Mit der Vorlage C schliesslich möchte der Bundesrat eine im 
Verwaltungsstrafrecht bewährte und sinnvolle Praxis gesetz­
lich legitimieren. Das geschieht vor allem auf Wunsch des 
Eidgenössischen Finanzdepartementes. Danach sollen Ver­
waltungsstrafsachen des Bundes an die ordentlichen, zu­
meist kantonalen Strafverfolgungsbehörden delegiert wer­
den können, wenn diese bereits gegen die gleichen Täter 
wegen Delikten im gemeinen Strafrecht ermitteln. Diese 
Massnahme dient wiederum offensichtlich der Verfahrens­
ökonomie, und sie war bisher völlig unbestritten. 
Wir sind überzeugt, dass wir mit dieser Vorlage ein ausgewo­
genes Paket präsentieren, das einerseits die Effizienz der 
Strafverfolgung erhöhen, anderseits aber auch eine verbes­
serte Rechtsstaatlichkeit sicherstellen wird. 
Wir bitten Sie, auf diese Vorlage, die nur ein Element im Rah­
men der Gesamtstrategie im Kampf gegen das organisierte 
Verbrechen darstellt, In diesem Sinne einzutreten. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L 'entrt§e en matiere est dt§cfdt§e sans oppositlon 

Detailberatung - Examen de dt§tail 

A. Schweizerisches Strafgesetzbuch 
A. Code penal sulsse 

Titel und Ingress, Zlff. 1 Elnlettung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, eh. l lntroductlon 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 340bls 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
.... Ermittlungsverfahren eröffnen, wenn: 
a. die strafbaren Handlungen zu einem wesentlichen Teil im 
Ausland begangen wurden: 
b. die strafbaren Handlungen in mehreren Kantonen began­
gen wurden und dabei kein eindeutiger Schwerpunkt in ei­
nem Kanton besteht; oder 
c. die zuständigen kantonalen Strafverfolgungsbehörden of­
fensichtlich nicht über die Mittel verfügen, um die wirksame 
Verfolgung der strafbaren Handlungen sicherzustellen. 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Marty Dick, Rhinow, Schiesser) 
Abs. 1 
Der Bundesgerichtsbarkeit unterstehen zudem die Verbre­
chen des Zweiten und Elften Titels, die strafbaren Handlun­
gen nach den Artikeln 2601er, 288, 305bis, 315 und 316 so­
wie die Verbrechen, die von einer kriminellen Organisation im 
Sinne von Artikel 2601er ausgehen, wenn: 
a. die strafbaren Handlungen zu einem wesentlichen Teil im 
Ausland; oder 
b. die strafbaren Handlungen in mehreren Kantonen began­
gen wurden und dabei kein eindeutiger Schwerpunkt in ei­
nem Kanton besteht. 
c. Ablehnung des Antrages der Mehrheit 
Abs.2 
Streichen 

Art. 340bls 
Proposition de la commission 
Majoritt§ 
Al. 1 
.... une procedure d'investigation, si: 
a les actes punissables ont ete commis pour une part pre­
ponderante a J'etranger; 
b. les actes punissables ont ete commis dans plusieurs can­
tons et qu'il n'existe pas de centre de gravite net dans l'un 
d'entre eux; ou 
c. les autorites cantonales competentes de poursuite penale 
ne disposent manifestement pas des ressources pour assu­
rer Ja poursuite efficace des infractions. 
A/.2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorit#§ 
(Marty Dick, Rhinow, Schlesser) 
Al. 1 
Sont egalement soumis a Ja Juridiction federale les crlmes 
prevus aux tltres deuxieme et onzieme, les infractions aux ar­
tlcles 2601er, 288, 305bfs, 315 et 316, alnsl que les crlmes qui 
sont Je fait d'une organlsatlon crlminelle au sens de l'arti­
cle 260ter, sl: 
a. les actes punissables ont ete commls essentiellement a 
l'etranger; ou 
b. les actes punissables ont ete commls dans plusieurs can­
tons et qu'il n'existe pas de centre de gravite net dans l'un 
d'entre eux. 
c. Rejeter Ja proposftlon de la majorlte 
Al.2 
Bitter 

Brunner Christiane (S, GE), rapporteuse: A l'artlcle 340bls, fl 
s'agit de Ja disposltlon phare de ce projet. Entre Ja ccMuss­
Vorschrift» et la ccKann-Vorschrift», Je Conseil federal a tran-
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ehe en faveur de la competence potestative du Ministare pu­
blic de la Confederation d'ouvrir une procedure d'investiga­
tion, en argumentant pour l'essentiel au moyen des conside­
rations financiares suivantes. 
La forrnulation potestative, la «Kann-Vorschrift», engendrera 
des charges supplementaires totales pour la Confederation 
de 10,5 millions de francs, constituees exclusivement de frais 
de personnel decoulant de la creation de 74 nouveaux pos­
tes. Ces postes sont necessaires a la poursuite penale d'au 
maximum 30 a 40 cas par annee relevant de la criminalite or­
ganisee, de 130 a 160 cas par annee relevant de blanchi­
ment d'argent, aucun chiffre ne pouvant etre avance pour les 
cas de criminalite economique. Quant aux revenus prove­
nant du sequestre et de la confiscation de gains illicites, ils 
sont, de l'avis du Conseil federal, difficiles a chiffrer. La Con­
seil federal estime qua ce nouvel article 340bis ne devrait en­
trainer aucune charge supplementaire pour les cantons. 
S'agissant de la forrnulation imperative, la «Muss-Vor­
schrift»: si la Confederation devait se saisir a l'heure actuelle 
de toutes les affaires de criminalite organisee, de criminalite 
economique complexe et de blanchiment d'argent, cela en­
gendrerait, seien les estlmations de l'administration federale, 
un coOt annuel pour la Confederation de l'ordre de 100 mil­
lions de francs. Le Conseil federal s'est encore appuye sur 
l'inexistence d'un Tribunal federal de premiare instance, a 
l'heure actuelle, pour rejeter cette variante. 
Notre commission n'est evidemment pas demeuree insen­
sible a cette argumentation financiare. Mais nous ne som­
mes pas davantage demeures insensibles a la materialisa­
tion de la volonte d'une meilleure efficacite de la poursuite de 
ce nouveau type de criminalite. Nous nous sommes penches 
sur les consequences previsibles de cette forrnulation potes­
tative, a savoir: l'emergence de conflits negatifs et positifs de 
competence; le risque qua la Confederation intervienne ex­
clusivement dans las affaires susceptibles de lui procurer 
des rentrees financiares importantes, l'article 265quater ali­
nea 1 er de 1a loi federale sur la procedure penale, propose 
par le Conseil federal, disposant que «les amendes ainsi que 
les objets et les valeurs sequestres sont acquis a la Confede­
ration.» La liberte d'appreciation dont disposerait le Ministare 
public de la Confederation n'est pas apte veritablement a 
decharger las cantons. Ainsi, corollairement, le but souhaite 
d'une meilleure efficacite de la poursuite de ce type de crimi­
nalite risque de se limiter a une simple declaration d'inten­
tion. 
A !'inverse, la forrnulation imperative ne peut recueillir la to­
tale adhesion de tous les cantons, notamment ceux qui ont 
investi d'enorrnes moyens dans la poursuite de ce type parti­
culier de criminalite. 
Las representants de la Commission pour la criminalite orga­
nisee et la criminallte economique de la Conferenca des 
chefs des departements cantonaux de justica et police ont 
clairement manifeste leur penchant pour la «Muss-Vor­
schrift», tout an forrnulant une proposition que Je qualifierais 
de subsidiaire: c'est d'obtenir une participation des cantons 
dans le processus de decision du Ministare public, en sugge­
rant que ca demier obtlenne l'autorisatlon prealable des can­
tons concemes avant d'ouvrir une procedure d'investigatlon, 
un canton etant a meme de refuser son accord s'il est en me­
sure de poursuivre et de juger lui-meme. 
Les discussions en commission ont toutefois montre que 
cette vole n'etait egalement pas la plus adequate, car alle 
aussi etait hautement susceptible de poser plus de proble­
mes que d'en resoudre. Quid, par exemple, si clnq cantons 
sont concemes et que l'un d'entre eux ne donne pas son ac­
cord? L'attributlon de competence a ca canton intervient-elle 
d'offica ou faut-11 encore s'en remettre au pouvoir de decision 
de la Chambre d'accusatlon du Tribunal federal? Quid en­
core si un canton est manifestement en mesure de poursui­
vre et qu'il donne tout de m6me son accord pour des motlfs 
qul peuvent par exempie tenir a ia protection de sa propre 
place financiere? Nous sommes finaiement arrives a ia con­
clusion que nous pourrions adopter une forrnule potestative 
sl las criteres de repartltion de competence entre la Confede­
ration et las cantons etalent plus clairement determines. 
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La commission a decide de ne pas mentionner le recours 
obligatoire a l'accord des cantons, car cela aurait signifie leur 
conferer un droit de veto susceptible d'affaiblir l'efficacite de 
la poursuite de ces types de criminallte. Au surplus, cela 
aurait ete a !'inverse des revendications de la Commission 
pour la criminalite organisee et la criminalite economique de 
la Conference des chefs de departements cantonaux de jus­
tice et police qui souhaitait, a defaut de «Muss-Vorschrift», au 
moins une delimitation claire du partage des competences 
entre la Confederation et les cantons. 
Nous avons egalement renonce a mentionner le recours obli­
gatoire a l'avis des cantons. L'argument qui a plaide dans ca 
sens a ete amene par le Ministare public de la Confederation 
qui a precise que, dans la pratique, cela allait deja de soi. Le 
Ministare public de la Confederation dispose deja, sur la base 
de l'article 259 de la loi federale sur la procedure penale et de 
l'articie 29 alinea 4 de la loi federale sur las stupefiants, d'une 
competence d'investlgation, et il est d'usage que, dans ce 
domaine, le Ministare public de la Confederatlon prenne con­
tact avec le ou les cantons. La commission a donc renonce a 
introduire dans la loi ca qui devait etre considere comme un 
cours normal des choses, voire cornme une tradition. 
La commission s'est prononcee an faveur d'une competence 
d'investlgation du Ministare public de la Confederatlon en 
privilegiant la structure proposee par le Conseil federal, c'est­
a-dlre l'enumeration de criteres altematifs eleves au rang de 
conditions generales a l'article 340bis alinea 1 er du Code 
penal. Ces conditions generales sont las suivantes: 
Lettre a: si «les actes punissables ont ete commis pour une 
part preponderante a l'etranger». Nous avons privilegie la 
formulation «part preponderante» a celle du projet du Conseil 
federal, car nous avons considere que le recours au terrne 
«partlellement» pourrait constituer une espece de passe-par­
tout pour le Ministere public de la Confederation. 
Lettre b: en l'absence de «cantre de gravite net». Cette for­
mulation a pour objectif d'eviter que le Ministere public de la 
Confederation ne conduise la procedure d'investigation dans 
les cas qui sont purement intracantonaux. 
Lettre c: en l'absenca manifeste de ressources suffisantes 
pour assurer la poursuite efficace de l'infraction. L'emploi du 
terrne «manifeste» trouve sa justification dans le fait qu'il faut 
pouvoir determiner immedlatement au debut de la procedure 
si un canton est objectivement a meme d'assumer une telle 
competence ou non. 
Par «ressources suffisantes», il taut comprendre aussi bien 
les ressaurces en personnel - corps de police ou autorites de 
poursuite penale - que la qualification du personnel a dispo­
sition - specialistes en economie, en informatlque -, ainsi 
que l'infrastructure a disposition. II va de soi, aux yeux des 
membres de la commission, que l'examen de ce critere doit 
se faire de concert et en etroite collabaration avec le canton 
conceme, afin d'eviter qua ia Confederation n'exerce son 
pouvoir d'appreciatian de maniere arbitraire. 
La Confederation ne peut conduire des investigations que 
lorsqu'au moins l'une des conditions alternatives que je viens 
de mentionner est realisee. En outre, il doit bien evidemment 
s'aglr d'lnfractlons graves relevant du domaine de la crlmina­
llte organlsee ou de la criminalite economlque. Toutefois, 
m&me lorsque ces conditions sont remplles, le Mlnlstere pu­
bllc de la Confederatian peut renoncer a se charger des in­
vestlgatlans, par exemple sl la procedure est dejl tres avan­
cee dans un canton. 
Par 6 vaix contre 3 et avec 1 abstention, votre commlssian a 
rejete l'lntroduction de la •Muss-Vorschrift», tauten lnsistant 
sur le falt que la «Kann-Vorschrift» devait demeurer une SO­
iution provisolre Jusqu'a la creation d'un tribunal federal de 
premiere instance. 
La Confederation menera donc a l'avenlr des investigations 
non seulement dans las affaires de drogue, mais son enga­
gement est prevu partout au II exlste des indices qua des or­
ganisations crimfnelles sant impliquees. Avant l'auverture 
d'une procedure d'investlgation par le Ministare publlc de la 
Confederatlan, le cas releve de la Juridlctlon cantonale et les 
autorites cantonales doivent donc proceder a tous les actes 
d'enquete qui ne peuvent 6tre retardes. II est alors du devoir 
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des cantons d'avertir immediatement les Offices centraux de 
police, au sens du nouvel article 8 de Ja Joi federafe sur les 
offices centraux de police criminelle de Ja Confederation. Le 
but est qu'il ne puisse pas se derouler de recherches dans un 
canton en matiare d'infractions tombant sous Je coup du nou­
vel article 340bis CP sans qua le Ministare public de la Con­
federation et/ou Jas autres cantons impliques dans l'affaire en 
soient informes. Le Ministare public de Ja Confederation 
pourra, aux conditions mentionnees dans ce nouvel article, 
ouvrir une procedure d'investigation menee selon la proce­
dure penale federale en s'assurant l'assistance non seule­
ment des autorites de police cantonales, mais aussi des Of­
fices centraux de pollce criminelle de Ja Confederation. Si Ja 
procedure d'investigation foumit des elements suffisants, Je 
Ministare public de Ja Confederation transmet Je dossier pour 
instruction preparatoire au juge d'instruction federal. A Ja clö­
ture de l'instruction et afin qu'un procureur cantonal n'ait pas 
a s'investir dans des dossiers le plus souvent fort volumi­
neux, il est prevu qua Ja procureure generale de la Confede­
ration ou l'un des ses substituts soutienne alors l'accusation 
devant Je tribunal cantonal. Ce faisant, Je Ministare public de 
la Confederation devra se conformer au droit de procedure 
cantonal, et Ja Confederation paiera las frais de la procedure. 
Quant a Ja proposition de minorite, je ne sais pas, Monsieur 
Je President, si M. Marty Dick souhaite reargumenter en ce 
qui conceme la proposition qu'il defend et qu'il avait large­
ment developpee dans Je debat d'entree en matiere ou si je 
peux poursuivre directement avec las considerations relati­
ves a cette meme proposition. 

Marty Dick (R, Tl): C'est vrai, Madame Brunner, j'ai eu l'oc­
casion de developper largement ma proposition de minorite. 
C'etait lors de Ja demiare session. Le debat a ete ensuite 
abruptement interrompu et je pense qu'il n'est pas inutile de 
rappeler quelques arguments pour qu'il y ait au moins une 
confrontation dialectique correcte sur ce point essential de la 
reforme. Je vous demande encore donc quelques instants 
d'attention. 
Tout d'abord, permettez-moi d'exprimer mon inquietude de­
vant la lenteur des institutions et souvent leur incapacite a 
reagir rapidement et avec efficacite aux changements so­
ciaux qui sont en cours. Nous en avons eu une demonstra­
tion flagrante ce matin meme. Le 7 mars 1993, le peuple 
suisse a vote l'arrete federal supprimant l'interdiction des 
maisons de jeu et donnait ainsi la possibilite et libre cours a 
la creation d'une loi sur les maisons de jeu. Nous sommes en 
decembre 1998 et nous discutons encore des divergences 
et, en dehors de ces murs, nous voyons quel chaos il y a 
dans le domaine des maisons de jeu. C'est c;a l'incapacite 
des institutions de repondre a l'evolution de la realite, aux 
changements sociaux en cours. Dans Je domaine qui nous 
occupe maintenant, celui de la criminalite organisee, ce re­
tard est grave et, vu Je danger qui existe, ce retard est impar­
donnable. 
J'en viens maintenant encore briavement a cette «Kann-» ou 
a cette «Muss-Vorschrift». Le Conseil federal prevoit et la ma­
Jorite de Ja commission propose de donner au Ministare public 
de Ja Confederatlon la possibilite d'lntervenir dans les cas par­
ticuliarement complexes, dans les cas de crimlnalite intercan­
tonale et internationale. Qu'est-ce que cela veut dlre «peut»? 
Si on dit «peut», cela veut dlre aussi «ne peut pas» et «ne doit 
pas». Si on peut ou ne doit pas, sans preclser tres clalrement 
quels sont les crlteres de ce «peut», on lntroduit l'arbltraire, 
l'inegalite de traitement; on introdult et on programme Je con­
fllt de competence entre Ja Confederation et las cantons et, 
surtout, on n'est pas efficace. La «Muss-Vorschrift», c'est 
vral, c;a presuppose un grand changement, mais celui-cl cor­
respond au changement spectaculalre de la crlminallte orga­
nisee, un changement en cours ces demiares annees et qui 
preoccupe auJourd'hui tout Je monde, a tel point que l'Europe 
est en train de concentrer ses competences et ses moyens 
pour combattre Je crlme organise. Je pense a l'accord de 
Sehengen, a Europol, et II y a taute une dynamique en cours 
de concentration des moyens. Et nous sommes encore en 
train de discuter argent entre cantons et Confederatlonl 

Nous proposons qu'en ce domaine, il y ait une juridiction fe­
derale pour les cas les plus graves et les plus complexes de 
criminalite, comme cela existe dans pratiquement tous les 
Etats federatifs. Vous me direz: «Les cantons ne sont pas dis­
poses a conceder ces competences a la Confederation.» 
C'est faux. La Conference des chefs des departements can­
tonaux de justice et police estime que cette solution, celle de 
la creation d'une juridiction federale, c'est-a-dire lasolution de 
Ja minorite, est pour eile Ja solution ideale. D'ailleurs, deja 
aujourd'hui, pour Ja fausse monnaie, il y a une juridiction fe­
derale. II y a une competence prlmaire du Ministere public de 
Ja Confederation. Ce n'est pas une «Kann-Vorschrift», c'est 
une «Muss-Vorschrift». Alors, pourquoi ce qui est valable 
aujourd'hui pour Ja fausse monnaie ne devrait pas etre vala­
ble pour Ja criminafite Ja plus grave, Ja plus complexe? 
En fait, il n'y a qu'un seul argument contre notre proposition. 
Cet argument est tres suisse: «C'est trop eher!» Avec un cal­
cul fait au pifometre, on nous dit: «100 millions de francs par 
annee». Admettons ces 1 oo millions de francs par annee, 
mais voila une vision bien comptable des problemes. On 
oublie de dire que les depenses des cantons seront allegees, 
qu'il y aura une diminution des depenses des cantons et qua 
ce transfert de competence et de charge financlare pourrait 
tres bien etre insere dans la perequation financiere qui est en 
train d'etre complatement revue. On oublie surtout de dire 
qu'en ayant une competence federale comme beaucoup 
d'autres Etats federatifs, on gagnerait en efficacite. 
lmaginez qu'aujourd'hui las autorites etrangeres ne savent 
jamais tres bien ou alles doivent s'adresser. Une fois, c'est a 
Bellinzone; une fois, c'est a Geneve; une fois, c'est a He­
risau; une fois, c'est ailleurs encore. Une competence et une 
direction federales n'empechent pas qua les fonctionnaires 
et les specialistes seront presents sur le terrain. Les efforts et 
les investissements que las cantons ont pu faire en ce do­
maine ne seront ainsi pas perdus, ils seront integres dans Ja 
structure federaie, et on aura un reseau vraiment coordonne. 
Mais c'est trop eher, nous dit-on, 100 millions de francs par 
anneel Dois-je vous rappeler que, pour l'agrlculture, nous af­
lons depenser l'annee prochaine plus de 4 milliards de 
francs. Je ne dis pas que c'est faux. Je fais des comparai­
sons pour voir avec quels moyens on repond a certalns phe­
nomenes. Je lis toujours dans Je budget 1999, un livre tres 
instructif, que, pour Jes munitions - attention, pas pour l'ar­
mee, uniquement pour las munitions - on depense 157 mil­
lions de francs par annee. Je ne dis pas qua c'est faux, mais 
je ne comprends pas pourquoi 157 millions de francs pour las 
munitions, c'est juste, alors que 100 millions de francs pour 
la lutte contre la criminallte economique et contre Je crime or­
ganise, c'est trop. Je voudrais entendre la rapporteuse se 
prononcer sur ces aspects. 
Pour l'autre materiel d'armement, on depense 1,2 milliard de 
francs par annee. Je ne dis pas que c'est faux. On dlt que 
c'est juste de depenser 1,2 milliard de francs, on nous dit que 
100 millions pour Ja criminalite organisee, c'est trop. Cette 
«Diskrepanz», cet ecart entre les depenses n'a pas ete in­
vente par moi. Je l'ai lu dans le rapport d'une commission qui 
ne peut pas Atre suspecte d'Atre contre l'armee ou d'Atre un 
groupuscufe d'extrAme gauche. II s'agit de Ja commission qul 
a ete chargee d'etudier les questions strategiques de notre 
pays, la fameuse commission Brunner. Et qu'ecrit cette com­
mission? J'ai deja cite ce passage, mais Je Je recite an alle­
mand: 
«Die bestehende Diskrepanz zwischen den Mitteln zur Ab­
wehr des organisierten Verbrechens und Jenen der klassi­
schen militärischen Verteidigung ist besonders bemerkens­
wert, wenn man sich die realen Gefahren bewusst macht Ex­
perten meinen, die organisierte Kriminalität könnte bald. ein­
mal zu einer der grössten globalen Bedrohungen werden.» 
Vous voyez donc que ce discours a ete parfaitement perQu 
par ceux qui se sont penches sur les problemes strategiques 
de notre pays. En falt, nous vous demandons de faire ce qua 
la Suisse du siecle passe a falt avec determination et cou­
rage: les armees etaient alors cantonales dans notre pays; et 
lorsqu'on s'est apet'Qu qu'en dehors de nos frontleres las 
dangers etaient tels qua toutes ces innombrables petites ar-
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mees ne constituaient plus une defense suffisante, on a eu le 
courage de faire un grand chambardement et on a institue 
une armee federale. Pourquoi ne pas le faire aujourd'hui, de­
vant ce qui est effectivement a !'heure actuelle la plus grande 
menace, celle du crime organise, qui, a travers la corruption, 
est en train d'infiltrer l'economie, les institutions de !'Etat dans 
de nombreux pays? N'a-t-on pas la responsabilite de faire 
aujourd'hui un acte de courage et de centraliser ces compe­
tences pour repondre avec efficacite, au lieu de mettre en 
place un systeme «a la Suisse»? 
«Le Ministere public de la Confederation peut»: on se chica­
nera avec les cantons, comme on se chicane aujourd'hui pour 
le partage du butin - cet argent confisque est devolu a !'Etat, 
et lorsque la Confederation fait un petit quelque chose et les 
cantons de meme, on se chicane comme des chiens avec un 
os. Je crois qua l'on devrait aujourd'hui repondre a ce grand 
defi avec un acta de courage, un acta de responsabilite, avant 
que les evenements ne nous contraignent a le faire, et lorsque 
ce sera le cas, ce sera peut-etre un peu trop tard. 

Danloth Hans {C, UR): Wir haben von unserem kompeten­
ten Kollegen Marty eine sehr umfassende Darstellung der 
Problematik gehört. Ich meine, seine fast visionäre Ausfüh­
rung habe verschiedene Aspekte, welche es verdienten, wei­
terverfolgt zu werden. Vor allem möchte ich zu Beginn eines 
sagen: Wenn er auf diese Studie hinweist, wonach die Ab­
wehr des organisierten Verbrechens zu den wichtigsten 
Staatsaufgaben gehört, dann kann ich ihm nur zustimmen. 
Das war ja nicht zuletzt ein Grund dafür, dass wir im Staats­
schutzgesetz, das jetzt in Kraft getreten ist, festgehalten ha­
ben, dass die Bekämpfung der organisierten Kriminalität zur 
Aufgabe des präventiven Staatsschutzes gehört, dass hier 
mithin in erster Linie der Bund angesprochen ist, als Infor­
mant, vor allem vom Ausland gegenüber den Kantonen, aber 
auch als Koordinator. Hier hat der Bund nach meiner Mei­
nung die richtigen Schlussfolgerungen bereits gezogen. 
Nun zu diesem Vorschlag: Die Fassung der Kommissions­
mehrheit zum wohl wichtigsten, zentralsten Artikel der gan­
zen Vorlage ist nicht mit einem Zufallsmehr zum Beschluss 
erhoben worden. Frau Brunner hat das ausgeführt. Die Fas­
sung ist vielmehr das Produkt eines längeren Meinungs- und 
Mehrheitsbildungsprozesses und kann als ausgewogenes 
Modell bezeichnet werden. 
Es handelt sich um einen vertretbaren Kompromiss zwischen 
dem, das räume ich ein, allzu autoritativen Vorschlag des 
Bundesrates, der in den meisten Fällen die Bundesanwalt­
schaft für oder gegen die Bundeszuständigkeit entscheiden 
lässt, der dem Bundesanwalt die Auslesemöglichkeiten weit­
gehend lässt - der Ausdruck «Rosinenpickerei» ist in der 
Kommission tatsächlich gefallen -, und dem Modell der Min­
derheit, das einen nach meiner Meinung zu radikalen Bruch 
mit der gegenwärtigen Abgrenzung zwischen Bund und Kan­
tonen und mit der Praxis bringen würde. 
Zur Abgrenzung gegenüber dem Entwurf des Bundesrates: 
Die sehr vage Formulierung des Bundesrates hätte die Ab­
grenzung der Zuständigkeiten zwischen Bundesanwaltschaft 
und kantonalen Strafverfolgungsbehörden im Einzelfall na­
hezu Immer In das Belieben der Bundesanwaltschaft gelegt; 
hier pflichte Ich Herrn Marty bei. Aber wir haben hier das Er­
messen, und das Ermessen muss pflichtgemäss ausgeübt 
werden, das gilt selbstverständlich auch für diese Ent­
scheide. 
Dieses pfllchtgemässe Ermessen der Bundesanwaltschaft Ist 
nun nach der Kommissionsmehrheit an objektive Einschrän­
kungen im Gesetz gebunden. Es genügt nicht, dass ein noch 
so geringer Tell der Straftaten Im Ausland begangen wurde, 
was Ja sehr oft der Fall ist, sondern es muss sich um «we­
sentliche» Teile handeln. Die Sache kann sodann, wenn ein 
wesentllcher Auslandbezug besteht, von der Bundesanwalt­
schaft nur dann an sich gezogen werden, wenn kein eindeu­
tiger Schwerpunkt In einem Kanton besteht, andernfalls die 
Zuständlgkeltsabgrenzung zwischen den Kantonen zu Pro­
blemen führt. 
Beim dritten Anwendungsfall tat sich die Kommission am 
schwersten; hier geht es um jene Verfahren, die in einem 
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kleinen Kanton anfallen, welcher durch ein solches Verfahren 
im Hinblick auf seine personellen wie materiellen Ressour­
cen überfordert wäre. Diese Prämisse wurde u. a durch Bei­
fügung des Wortes «offensichtlich» im Antrag der Mehrheit 
objektiviert. Man wollte der Bundesanwaltschaft nicht leicht­
hin als Vorwand zur Eröffnung eines Verfahrens die An­
nahme In die Hand geben, «voraussichtlich» werde ein Kan­
ton nicht in der Lage sein, ein anfallendes Verfahren ord­
nungsgemäss durchzuführen. 
Respekt gegenüber der kantonalen Souveränität im Strafver­
fahren und damit gegenüber dem föderalistischen Einver­
nehmen ist sicher angezeigt. Dieser Respekt wurde auch 
durch die Ausführungen der Berichterstatterin verstärkt, die 
Bundesanwaltschaft müsse vorher mit den betroffenen Kan­
tonen in jedem Fall Kontakt aufnehmen. Mit dieser Formulie­
rung der Mehrheit wird niemand diskriminiert und ein Opti­
mum an Kooperation erreicht Beim Modell der Minderheit 
wären - darauf möchte ich noch speziell hinweisen - Kompe­
tenzkonflikte vorprogrammiert, denn dort wird nirgends fest­
gehalten, wer die Abgrenzung von der Regel zur Ausnahme 
vornehmen soll, wer sagt, die Bundesgerichtsbarkeit sei bei 
Eintreten der Bedingungen nach den Buchstaben a und b 
nicht gegeben. Beim Modell von Bundesrat und Mehrheit ist 
dies indessen klar die Bundesanwaltschaft. Wir haben diese 
Kompetenzkonflikte hier zwar nicht völlig beseitigt - das 
gebe ich zu -, aber wir haben eine zuständige Behörde. 
Es ist auch auf die Frage des Volumens hingewiesen wor­
den. Ich bin der Meinung, dass mit dem Modell Marty Dick 
schlagartig ein gewaltiges Volumen auf den Bund zukäme. 
Man könnte zwar sagen, dass diese 100 Millionen dann bei 
den Kantonen eingespart würden. Dies ist auch der Grund, 
warum die Kantone, die sich geäussert haben, das Modell 
Marty Dick grösstenteils befürworten. Es geht aber riicht nur 
um die finanziellen Ressourcen; ich bin der festen Uberzeu­
gung, dass die personellen Mittel dazu beim Bund gar nicht 
vorhanden wären. Man müsste gewaltige Einstellungen vor­
nehmen. Damit würde eine eigentliche stille Entmachtung 
der Kantone im Bereich des Strafrechtes vor sich gehen, was 
niemand will. 
Ich möchte vor allem auch auf den Aspekt der Akzessionsde­
likte hinweisen. Bei der organisierten Kriminalität gibt es ja 
nicht nur diese Spezialdelikte, sondern es werden auch Ver­
mögensdelikte, Urkundenfälschungen, Sachbeschädigun­
gen, Veruntreuungen usw. begangen, die zu beurteilen die 
Kantone durchaus in der Lage sind. Auch deshalb glaube ich, 
dass die Zustimmung zu diesem Antrag unserer gewachse­
nen Ordnung der Verteilung von Zuständigkeiten zwischen 
Bund und Kantonen wirklich nicht Rechnung tragen würde. 
Die Lösung der Mehrheit vermeidet einen übermässigen 
Bruch mit der bisherigen Zuständigkeitsordnung. Auf der an­
deren Seite respektiert sie in bestmöglicher Weise die Sou­
veränität der Kantone. Sie trägt zur wünschenswerten und 
heute bestmöglichen Effizienzsteigerung bei. 
Ich möchte Ihnen diese goldene Mitte wirklich sehr empfeh­
len. Ich glaube, dass wir hier eine gute Lösung haben. 

Schlesser Fritz (R, GL}: Gestatten Sie auch dem dritten Ver­
treter der Minderheit noch einige kurze Bemerkungen zu die­
ser Problematik. Ich möchte vorausschicken, dass der An­
trag der Mehrheit gegenüber dem Entwurf des Bundesrates 
erhebliche Verbesserungen mit sich bringt, aber er bleibt auf 
halbem Wege stehen, und zwar deshalb, weil wir uns der 
Grundsatzproblematik, die wir diskutieren, wahrscheinlich 
nicht in ihrer voller Tragweite bewusst sind. 
Wenn wir uns vergegenwärtigen, wie sich die Situation in den 
letzten zehn Jahren verändert hat, was an organisierter Kri­
minalität auf uns zugekommen Ist, heute auf uns zukommt 
und voraussichtlich in naher Zukunft auf uns zukommen wird, 
dann kann ich nicht begreifen, warum wir heute nicht den Mut 
haben, einen wirklichen Schritt zu tun, mit dem wir unserem 
Staat ein Mittel in die Hand geben, um gegen diese organi­
sierte Kriminalität anzukämpfen. 
Ich spreche hier als Vertreter eines kleinen Kantons, und ich 
muss feststellen, dass ein kleiner Kanton sehr rasch nicht 
mehr in der Lage ist, ein umfangreiches Strafverfahren durch-
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zuführen, sobald ein grösserer Täterkreis auftritt. Wir haben 
das in meinem Kanton in den letzten Jahren erlebt Das geht 
anderen Kantonen genau gleich. Es geht aber auch grösse­
ren Kantonen nicht besser, wenn ich z. B. daran denke, was 
wir im Fall Basel - Basel-Stadt und Basel-Landschaft- in letz­
ter Zeit erlebt haben. 
Wir kommen nicht mehr darum herum, in diesem Land ein 
wirklich schlagkräftiges Instrument zu schaffen, um in erster 
Linie gegen die organisierte Kriminalität anzukämpfen und 
uns nicht darauf zu konzentrieren, in den Kantonen gegen 
die kleine und mittlere Kriminalität anzugehen. 
Es wird uns gesagt, dass das 100 Millionen Franken kosten 
würde. Ich bin überzeugt, dass das Schweizervolk diese 
100 Millionen Franken, sofern sie dem Bund überhaupt ent­
stünden, noch so gerne für diesen Zweck einsetzen würde, 
wenn wir damit wirklich ein Instrument schaffen, um gegen 
die organisierte Kriminalität anzugehen. Im übrigen sind das 
2 Promille des Staatshaushaltes. 
Kollege Marty hat darauf hingewiesen, dass die Kommission 
Brunner in ihrem Bericht darauf aufmerksam gemacht hat, 
welche Bedrohung die organisierte Kriminalität für unseren 
Staat in Zukunft darstellen wird. Wir verharren hier immer 
noch im alten Muster, indem wir zuwenig daran denken, 
diese organisierte Kriminalität in die Strategie der Landesver­
teidigung einzubinden und dass ihr dort der entsprechende 
Stellenwert zu geben ist. 
Auch die Justizminister der Kantone sagen ganz klar, dass 
ihnen der Schritt, wie ihn die Mehrheit beantragt, nicht ge­
nügt Ich zitiere aus einem Schreiben der Kommission gegen 
organisierte Kriminalität und Wirtschaftskriminalität der Kon­
ferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren vom 
21. August dieses Jahres. Es heisst darin zum Antrag der 
Minderheit Marty Dick: «Diese Lösung ist für die Kantone an 
sich die akzeptabelste. Sie bringt die klarste Abgrenzung der 
Bundeskompetenzen von den kantonalen Kompetenzen, die 
wirksamste Verstärkung des Kampfes gegen die Kriminalität 
und für die Kantone auch die grösste Entlastung. Es ist dar­
auf hinzuweisen, dass in der Anhörung durch die ständerät­
liche Kommission für Rechtsfragen am 28. Mai 1998 durch 
die Vertreter der Konferenz der kantonalen Justiz- und Poli­
zeidirektoren diese Lösung als die anzustrebende, mit wel­
cher die Kantone einverstanden wären, genannt wurde.» 
Wenn schon die zuständigen Regierungsräte in den Kanto­
nen diese Auffassung gegenüber unserer Kommission für 
Rechtsfragen vertreten, müssten wir als Standesvertreter 
diese Position ernst nehmen und uns wirklich fragen, ob die 
Mittellösung, wie sie jetzt auch von Kollege Danioth empfoh­
len worden ist, genügt. Ich möchte Sie bitten, der Minderheit 
zu folgen und an den Zweitrat zu appellieren, diese Sache 
noch einmal zu erörtern. Ich habe den Eindruck, dass man in 
diesem Rat durchaus der Auffassung ist, man sollte etwas 
weiter gehen als die Mehrheit, aber heute einfach nicht den 
Mut aufbringt, diesen Schritt zu tun. 
Ich bitte Sie, heute diesen Schritt zu tun. Der Nationalrat kann 
die Sache, sofern nötig, noch einmal erörtern. Wenn Sie den 
Minderheitsantrag ablehnen, dann befürchte ich, wird diese 
Frage wieder vom lisch sein, und wir werden in wenigen 
Jahren wahrscheinlich aufgrund der wiederum veränderten 
faktischen Verhältnisse darauf zurückkommen müssen; dann 
haben wir eine Chance verpasst. Ich bitte Sie, diese Chance 
heute zu packen. 

Koller Arnold, Bundesrat: Ich habe es schon in meinem eln­
leltenden Referat gesagt: Der Bundesrat Ist mit den Präzisie­
rungen, wie sie die Mehrheit der Kommission für diese Kann­
Kompetenz des Bundes auf dem Gebiet der Wirtschaftskrimi­
nalität und des organisierten Verbrechens angebracht hat, 
einverstanden. 
Ich muss mich daher vor allem zum Antrag der Minderheit 
Marty Dick äussern: Herr Marty, Sie haben die Langsamkeit 
unserer Institutionen und der Gesetzgebung beklagt. Ich 
gebe geme zu, dass das Spielbankengesetz, das wir soeben 
behandelt haben, nicht ein Beispiel sehr speditiver Gesetz­
gebung ist - übrigens aus Gründen, die wir Ihnen offen 
dargelegt haben. 

Wir sollten unser Licht, das auch vorhanden ist, aber nicht 
unter den Scheffel stellen, Herr Marty. Gerade auf dem Ge­
biet der Bekämpfung der organisierten Kriminalität war der 
schweizerische Gesetzgeber musterhaft rasch. Wir sind im 
Jahre 1990 das erste Land in Europa gewesen, das Geldwä­
schereistratnormen erlassen hat - das erste Land in Europal 
Wir haben kurz darauf die neuen Strafnormen betreffend die 
organisierte Kriminalität und die Einziehung erlassen, die 
auch heute noch musterhaft sind, weil sie vor allem auch eine 
effiziente Einziehung von kriminellen Geldern erlauben. 
Der Vorteil dieser Taktik, die wir eingeschlagen haben, ist der 
folgende: Weil wir uns bewusst gewesen sind, dass wir uns 
in einer Art Wettrennen mit dem organisierten Verbrechen 
befinden, haben wir auf eine grosse Gesamtkonzeption ver­
zichtet. So, wie ich die schweizerische Politik kenne, bin ich 
fast sicher, dass wir heute überhaupt nichts hätten, wenn wir 
zu Beginn der neunziger Jahre eine grosse Gesamtkonzep­
tion, ein neues Polizei- und Strafverfolgungssystem Schweiz, 
präsentiert hätten. Heute anerkennen alle Strafverfolgungs­
behörden, dass das materielle Strafrecht dank diesem etap­
penweisen Vorgehen auf der Höhe der Zeit ist. Das ist eine 
Leistung, die wir - so glaube ich - anerkennen dürfen. Der 
schweizerische Gesetzgeber hat hier auch im internationalen 
Vergleich bewiesen, dass er sehr rasch und effizient handeln 
kann. 
Ich gebe aber gerne zu, dass jetzt, nachdem wir das materi­
elle Strafrecht auf die Höhe der Zeit gebracht haben, noch 
Verbesserungen im Vollzugsbereich nötig sind. Das ist unbe­
stritten. Auch hier stellt sich aber die Frage, mit welchem Vor­
gehen wir am raschesten zum Ziel kommen. Der Bundesrat 
ist zutiefst überzeugt, dass wir im Vollzugsbereich am ra­
schesten zum Ziel kommen, wenn wir wiederum schritt- und 
etappenweise vorgehen. 
Ich habe es Ihnen im einleitenden Referat klar dargelegt: 
Wenn Sie anstelle dieser Kann-Bestimmung eine obligatori­
sche Bundeskompetenz schaffen, dann hat das nicht nur die 
erwähnten 100 Millionen Franken Kosten zur Folge; das 
würde meinen Kollegen Vllliger vielleicht mehr beeindrucken 
als mich. Es ist vielmehr so, dass wir das angesichts der 
Grösse der Aufgabe rein vom Personal her nicht rechtzeitig 
realisieren können. 
Ich habe im einleitenden Referat auch ausgeführt, dass wir 
heute Kantone haben, die Hunderte von Leuten auf diesem 
Gebiet der Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität im Ein­
satz haben. Ich habe Ihnen die Zahlen von Zürich genannt. 
Wenn Sie dem Antrag der Minderheit zustimmen, ist die Mög­
lichkeit, dass die Kantone und die betroffenen Personen be­
reit wären, dass diese zum Bund transferiert würden, gering. 
Sie kennen die Mobilität unseres Volkes, Herr Marty. 
Glauben Sie wirklich, dass diese Leute ohne weiteres bereit 
wären, ihre Stelle in Zürich, in Basel oder in Genf aufzuge­
ben, um hier beim Bund verfügbar zu sein? Ich glaube, dass 
dieser Weg schlicht nicht begehbar ist. 
Deshalb haben wir den Weg gewählt, eine Kann-Kompetenz 
zu schaffen. Wenn diese Vorlage in Ihrem Rat und auch im 
Nationalrat speditiv behandelt wird, wird das zur Folge 
haben, dass schwerwiegende Fälle von Wirtschaftskrimina­
lität -wie etwa der Fall European Klng's Club-, die vor allem 
kleinere Kantone überfordem, tatsächlich von der Bundesan­
waltschaft übernommen werden können. 
Demgegenüber bin ich überzeugt: Wenn Sie dem Antrag der 
Minderheit zustimmen, wird das die ganze Vorlage um Jahre 
hinauszögern, weil wir schlicht das Personal nicht haben, um 
diese obligatorische Bundeskompetenz tatsächlich auch effi­
zient auszuüben. 
Aus diesem Grunde - und weil der Faktor Zeit auf diesem 
Gebiet sehr wichtig Ist- muss ich Sie bitten, dem Entwurf des 
Bundesrates bzw. dem Antrag der Mehrheit der Kommission 
zuzustimmen. 

Brunner Christiane {S, GE), rapporteuse: M. le pr4sident 
avait omis de me redonner la parole avant M. le conseiller fe­
deral. J'almerals rajouter quand mäme trois arguments. 
D'une part, la commlsslon - bien que je partage a titre per­
sonnet l'argumentatlon de M. Marty sur la comparaison entre 
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les depenses affectees a la defense militaire dans notre pays 
par rapport aux moyens engages dans la lutte contre la crimi­
nalite - n'a pas suivi que des arguments d'ordre financier, 
mais egalement d'autres arguments, notamment la question, 
qua vlent de rappeler M. le conseiller federal, des cantons qui 
ont enormement investi dans la poursuite de ce type de cri­
minalite. Je dois dire, a titre personnel, que je ne suis pas 
bien convaincue qua le canton de Geneve, par exemple, re­
noncerait si aisement a poursuivre l'investigation dans le 
dossier Mikhailov - qui fait en ce moment la une de l'actua­
lite - et transmettrait cette affaire sans probleme a la Confe­
deration. II se pose aussi la problematique soulevee par M. le 
conseiller federal de savoir finalement si ces gens seraient 
transferables simplement des autorites de poursuite canto­
nales aux autorites de poursuite federales. 
Je dois dire qua notre commission a aussi prls en campte, a 
juste titre je pense, la diversite des interets cantonaux et que, 
au vu de cette diversite, si an allait dans la direction souhai­
tee par la minorite, on aurait peut-etre fait un grand pas pour 
la lutte contre le crime organise, mais en meme temps on 
aurait probablement beaucoup de peine a realiser ce pas. 
Dans le mäme Jet, en tant que presidente de commission, 
j'etais quand meme chargee de mettre une fin a la discussion 
sur la loi federale sur la procedure penale visant la dissocia­
tion des fonctions du procureur de la Confederation, que l'on 
traitera tout a !'heure. Dans un premier elan, on avait dit qu'il 
fallait aller dans cette direction-la, et puis quand on a vrai­
ment vu toutes les implications que cela supposait, la com­
mission a ete chargee d'enterrer la decision qui avait ete 
prise a l'epoque. Et j'ai bien peur qu'en suivant la proposition 
de minorite on n'aille exactement dans la mäme direction. 
C'est pourquoi je vous invite a adopter la proposition de la 
majorite de la commission. 

Marty Dick (R, Tl): Je m'excuse d'intervenir une fois de plus, 
mais je crois qu'il taut quand mäme preciser tres brievement 
deux ou trois aspects, pour qua chacun puisse se prononcer 
sur la base de faits reels, et non pas sur des malentendus. 
Taut d'abord, Monsieur le Conseiller federal, quand vous di­
tes que la Suisse a reagi tres rapidement dans le domaine du 
blanchiment d'argent, permettez-moi d'etre un peu perplexe. 
L'annee demiere sont entrees en vigueur des dispositions 
que les gens qui etaient au front, dont je faisais partie, deman­
daient deja au debut des annees quatre-vingt. On a dO atten­
dre plus de quinze ans pour qua ces mesures soient prisesl 
Et qua la Suisse soit l'avant-garde dans ce domaine, je dis 
que c'est la moindre des choses, parce qua sl l'on veut etre 
une place financiere parmi les plus importantes du monde, on 
doit aussi savoir se proteger contre le blanchiment d'argent. 
Mon intervention est justifiee par le fait que vous faites croire 
que sl la proposition de minorite etait adoptee, tous les fonc­
tionnaires des cantons seraient centralises a Beme. Comme 
si an voulait proposer de construire «ein Hochhaus» et y met­
tre tous ceux qui sont charges de combattre la criminalitel 
Mais non! Lorsqu'on a cree l'armee federale et qu'on a fu­
sionne les armees cantonales, on n'a pas transporte tous les 
soldats de la Suisse a Bemel Ces gens resteront sur le ter­
rain. lls seront sur le terraln, la au la crimlnallte l'exige, et 
c'est clair qu'lls seront surtout a Zurlch, a Geneve, a Lugano, 
a Säle. C'est evident, mals on aura l'avantage que ces 
agents auront une competence qul ne s'arrätera pas au Ba­
regg, ou qul ne s'arrätera pas au bout du lac Leman. Ce se­
ront des gens qul auront une competence sur l'ensemble du 
terrltoire, qul seront coordonnes. II n'y a donc aucun pro­
bleme. Las investissements qu'ont falts les cantons seront 
actuallses et lls seront mls au profit de tout le pays. Et plus on 
attend, plus chaque canton trouvera ses propres solutions, 
fera des lnvestlssements dans son petit coln avec des fonc­
tlonnalres qul seront competents seulement dans leur petit 
jardln, alors qu'on pourralt avoir un ensemble de gens sur 
taut le terrltoire qul aglssent d'une fac;on coordonnee. Voila, 
donc, pas de centrallsation a Seme, pour l'amour du ciell 

Koller Arnold, Bundesrat Das Verdienst, dass die Schweiz 
das erste Land In Europa war, das Geldwäschereistrafnor-

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

men in Kraft treten liess, kann man uns nicht wegnehmen, 
Herr Marty. Wir sind nicht immer die Schnellsten, wir sind hie 
und da sogar langsam, aber die Schweiz war 1990 eindeutig 
das erste Land in Europa, das Geldwäschereistrafnormen 
einführte. Dieses Faktum sollte man nicht wegdiskutieren. 
Was die Organisation einer solchen Bundeskompetenz an­
belangt, ist mir auch klar, dass wir nicht alle Kompetenzen in 
Bern konzentrieren würden. So sind auch die amerikani­
schen Verhältnisse; das FBI ist auf die ganzen USA verteilt. 
In jedem Land ist das so. Ich kenne aber auch die Realitäten. 
Das sind Spezialisten mit hohem Fachwissen. Ob die Kan­
tone innert nützlicher Frist bereit wären - sie behalten ja die 
übrigen Kompetenzen in der Strafverfolgung trotzdem -, nun 
Hunderte von Personen, die dieses Spezialwissen haben, an 
den Bund abzutreten, ist eine ganz grosse, ungelöste Frage. 
Deshalb bin ich überzeugt Wenn Sie hier der Minderheit zu­
stimmen, wird das Resultat auf jeden Fall ein grosser Zeitver­
lust sein. Wir können uns diesen Zeitverlust auf diesem Ge­
biet nicht leisten. 

Abstimmung - Vota 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art 344 Zlff. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 344 eh. 1 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 374 Abs. 1 
Antrag der Kommission 

25 Stimmen 
11 Stimmen 

.... Urteile der Bundesstrafbehörden und die Urteile, die ge­
mäss Artikel 340bis StGB in die Bundesgerichtsbarkeit fallen, 
gegen .... 

Art 374al.1 
Proposition de /a commission 
...• de la Confederation et las jugements relevant de la juridic­
tion federale en vertu de l'article 340bis CPS. 

Brunner Christiane (S, GE), rapporteuse: L'article 374 du 
Code penal doit se lire en correlation avec l'article 265quin­
quies de la loi federale sur la procedure penale. Le projet 
adopte par le Conseil federal ne portait pas sur la revision de 
ces deux dlspositions. Notre commission a estime que ces 
revisions etaient necessaires et a souhaite, en quelque sorte, 
combler une lacune du projet presente par le Conseil federal, 
voire corriger une inegalite. 
Le projet du Conseil federal prevoyait, certes, qua la Confe­
deration devait supporter les frais de procedure relatifs a un 
proces fonde sur l'article 340bis, lorsque le Ministere publlc 
de la Confederation soutlent l'accusatlon devant las autorltes 
cantonales. Cependant, l'absence de la mentlon de l'artl­
cle 34Dbis du Code penal dans l'artlcle 374 allnea 1 er condui­
ralt a faire supporter aux cantons les frais d'execution des ju­
gements rendus par las autorltes cantonales en appllcatlon 
de l'artlcle 34Dbis du Code penal, sans pour autant beneflcier 
d'une contre-prestation, attendu que le projet du Conseil 
federal prevoit que lorsque le Mlnistere publlc de la Confede­
ratlon ouvre une procedure d'lnvestlgatlon, las amendes et 
les valeurs sequestrees sont acquises a la Confederatlon. 
La commission a, au surplus, declde de clarlfler la questlon 
de la prlse en charge des frais d'executlon des jugements en 
proposant d'introdulre une regle expresse dans la loi federale 
sur la procedure penale, lorsque le procureur general sou­
tlent l'accusatlon devant les tribunaux cantonaux. II s'aglt 
alors, plus loin, du nouvel article 265quinquies. Avec l'adop­
tion de ces deux dlspositlons, !es frais d'executlon des juge­
ments dans le domaine de la competence federale, au sens 
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de l'article 340bis, doivent clairement etre supportes par la 
Confederation. 

Angenommen - Adopte 

Zlff.11 Zlff. 1 Art. 18, 18bls 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. II ch.1 art.18, 18bls 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Zlff. 1 Art. 260 
Antrag der Kommission 
.... kantonalen Strafverfolgungsbehörden über die .... 

Ch. 1 art. 260 
Proposition de la commission 
...• les autorites cantonales de poursuite penale au sujet .... 

Brunner Christiane (S, GE), rapporteuse: A l'article 260 
PPF, par l'ajout des termes «les autorites cantonales de 
poursuite penale», votre commission a souhaite que les 
eventuels litiges, particulierement les conflits de competence 
qui pourraient surgir entre le procureur general de la Confe­
deration et les cantons dans l'application de l'article 340bis 
CP, soient mis sur un plan exclusivement judiciaire, et en 
consequence qua les autorites politiques ne puissent pas 
etre considerees comme parties. Nous nous sommes d'autre 
part rallies a l'argumentation de l'administration federale, et 
nous avons renonce a introduire un delai pour saisir la Cham­
bre d'accusation du Tribunal federal. Nos considerations a 
cet egard ont ete les suivantes. 
L'administration federale nous a assures qua la Chambre 
d'accusation veillait dans sa pratique relative a l'article 351 
CP a n'etre saisie qu'apres s'etre assuree que les discus­
sions entre les autorites de poursuite penale en vue de trou­
ver un arrangement a l'amiable avaient definitivement 
echoue. La Chambre d'accusation exige un echange de cor­
respondance entre les cantons et la confection d'un dossier 
sur lequel eile puisse fonder sa decision. L'lntroduction d'un 
delai serait ainsi contreproductive, car ce qui doit etre privile­
gie, ce n'est pas la saisine immediate de la Chambre d'accu­
sation, mais l'obtention d'un accord amiable. En outre, au vu 
de cette pratique, il serait excessivement difficile de determi­
ner le «dies a quo» du delai pour saisir la Chambre d'accusa­
tion. 

Angenommen -Adopte 

Zlff.1 Art. 265bls, 265ter, 265quater 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 1 art. 265bla, 265ter, 265quater 
Proposition de la commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Brunner Christiane (S, GE), rapporteuse: L'artlcle 265quater 
allnea 1 er PPF du projet du Conseil federal couple a une for­
mule potestative a f'allnea 2 est d'emblee apparu comme la 
pierre d'achoppement pour les cantons. Car, si les amendes, 
ainsl que les objets et valeurs sequestres sont integralement 
acquis a la Confederation, ceile-ci pourrait Atre tentee de se 
salsir uniquement d'affalres financierement rentables, entre 
gulllemets, ou, en d'autres termes, de s'arroger la compe­
tence de mener la procedure d'lnvestlgation prioritalrement 
en fonction du produit de la confiscation envlsagee. 
La Commisslon pour la crimlnalite organlsee et la criminalite 
economique de la Conference des chefs des departements 
cantonaux de justlce et pollce.a critique le fait qua le projet du 
Conseil federal a l'article 265quater derogeait a l'article 381 

du Code penal, sans pour autant que soit prevue une regle 
de partage entre la Confederation et les cantons. Les repre­
sentants de ladite commission ont ainsi propose que la Con­
federation soumette un projet portant sur une regle generale 
de «sharing» pour l'ensemble du domaine de la poursuite pe­
nale devant tenir compte d'une perequation equitable des 
charges entre la Confederation et les cantons; regle qui de­
vra recueillir l'approbation des cantons. Jusqu'a l'entree en 
vigueur d'une teile regle, l'article 381 du Code penal demeu­
rerait applicable. 
L'administration federale ayant precise que la formule potes­
tative conduirait la Confederation a assumer la poursuite 
d'environ 10 pour cent des cas, la Commission pour la crimi­
nalite organisee et la criminalite economique estime arbi­
traire que la Confederation s'arroge l'integralite du produit 
des confiscations en resultant, alors que les cantons de­
vraient poursuivre les 90 pour cent des cas restants. 
A la suite des precisions qui nous ont ete apportees seien 
lesqueiles le chef du departement avait d'ores et deja donne 
mandat de mettre en place une commission d'experts char­
gee de presenter un projet visant a reglementer ce domaine 
complexe du «sharing», lequel ne s'etend d'ailleurs pas seu­
lement a la Confederation et aux cantons, mais egalement 
aux autorites etrangeres, notre commission a finalement re­
nonce a faire la proposition de bitter l'article 265quater. Elle 
a en revanche voulu montrer clairement sa volonte de voir re­
gler cette problematique a tres brave echeance; raison pour 
laquelle eile s'est prononcee, a l'unanimite, en faveur d'une 
motion 98.3366 qui va dans ce sens. J'y reviendrai en temps 
utile. 

Angenommen - Adopte 

Zlff. 1 Art. 265qulnqules 
Antrag der Kommission 
Die Kantone vollziehen die ausgefällten Freiheitsstrafen ge­
gen Ersatz der Kosten durch den Bund. 

Ch. 1 art. 265qulnqules 
Proposition de /a commission 
Les cantons executent les peines privatives de liberte pro- • 
noncees moyennant le remboursement des frais par la Con­
federation. 

Angenommen -Adopte 

Zlff.1 Art. 266,267,270 Abs. 6 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 1 art. 266,267,270 al. 6 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Zlff. 2 Art. 7 
Antrag der Kommission 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 
.... betraut werden, die sie nach den Bestimmungen des Bun­
desstrafrechtspflegegesetzes durchfahrt. 
Abs.4 
Streichen 

Ch. 2 art. 7 
Proposition de /a commisslon 
AJ.2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 
II peut Atre charge dans le cadre de f'execution de demandes 
d'entraide judiciaire avec recherche de preuves conforme­
ment aux dispositions de la lol federale sur la procedure pe­
nale. 
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Al.4 
Biffer 

Brunner Christiane (S, GE), rapporteuse: L'adaptation pure­
ment formelle de l'article 7 alinea 3 resulte de l'harmonisation 
avec l'article 9 alinea 2 de la meme loi qui a le meme contenu, 
mais dont la redaction etait differente. 
L'abrogation de l'alinea 4 de l'article 7 et de l'alinea 3 de l'ar­
ticle 9 resulte des remarques formulees par l'administration 
federale qui a considere que ces deux alineas etaient super­
flus et qu'ils etaient meme propres a induire en erreur le lec­
teur ou la lectrice. 
S'agissant de l'alinea 4 de l'article 7, i1 repete ce qui est deja 
contenu dans les articles 17 et 78ss. de la loi federale sur 
l'entraide internationale en matiare penale. 
Les competences d'investigation du Ministare public de la 
Confederation en matiare de lutte contre las stupefiants men­
tionnees dans l'article 9 alinea 3 decoulent de l'article 259 de 
la loi federale sur la procedure penale et de l'article 29 de la 
loi federale sur las stupefiants. Cet alinea 3 peut donc etre 
abroge sans que las competences du Ministare public de la 
Confederation et des Offices centraux de police criminelle 
soient materiellement modifiees. 

Angenommen -Adopte 

Zlff. 2 Art. 9 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Aufheben 

Ch. 2 art. 9 al. 3 
Proposition de la commission 
Abroger 

Angenommen - Adopte 

Zlff. III 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. HI 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

20Stimmen 
1 Stimme 

B. Bundesgesetz über die Bundesstrafrechtspflege 
B. Lol federale sur la procedure penale 

Titel und Ingress, Zlff. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, eh. 1 
Proposition de la commlssion 
Adherer au projet du Conseil federal 

Brunner Christiane (S, GE), rapporteuse: J'aimerais parler 
uniquement des artlcles 11 et 14. Ces deux disposltlons n'ont 
pas fait l'objet de propositlons de modification de la part de 
notre commission. Mals il me parait opportun de vous faire 
part des reflexions qui nous ont animes s'agissant de la sur­
veillance sur le procureur general de la Confederatlon. Nous 
nous sommes attaches a relever les differences existant en­
tre la surveillance administrative exercee par le Conseil fade­
. ral et la surveillance materielle exercee par la Chambre d'ac­
cusation du Tribunal federal. 
Avec ce projet, l'independance du Ministare public de la Con­
federation sera rentorcee, de sorte qu'il ne soit plus qu'admi-
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nistrativement subordonne au Conseil federal. La sur­
veillance de la procureure generale par le Conseil federal ne 
peut se concevoir que comme etant une surveillance admi­
nistrative. Un Ministare public dans sa fonction d'organe de 
la justice penale ne peut etre soumis a aucune surveillance 
ni a aucun pouvoir d'instruction du Gouvernement. 
II est ainsi clairement precise que le Ministare public de la 
Confederation peut conduire ses investigations sans subir 
l'influence des autorites politiques, et ce egalement dans les 
affaires delicates relevant de la Juridiction federale. Le Con­
seil federal peut donner des instructions a la procureure ge­
nerale, pour autant que ces instructions ne s'immiscent pas 
dans une affaire penale. Le Conseil federal ne sera notam­
ment pas en droit de supprimer des moyens budgetises pour 
empecher des investigations, ni de prescrire a la procureure 
generale si, et contre qui elle doit exercer des poursuites. 
Des lors, le contröle judiciaire du Ministare public de la Con­
federation doit etre plus rigoureux, de telle maniere qu'une 
plainte a la Charnbre d'accusation du Tribunal federal puisse 
etre portee contre chacun de ses actes. 
La surveillance administrative du Conseil federal comprend 
la surveillance disciplinaire, la surveillance administrative et 
organisationnelle, soit notamment le contrOle sur l'opportu­
nite de l'organisation et sur l'engagement du personnel, ainsi 
que, troisiemement, le contröle financier. Le projet du Conseil 
federal souhaite une extension du pouvoir de surveillance de 
la Charnbre d'accusation a la procedure d'investigation, plus 
concretement sur la procureure generale de la Confederation 
en sa qualite de cheffe de la police judiciaire. 
Ainsi, la Chambre d'accusation pourra notamment, dans le 
cadre d'un recours, recommander de proceder a des actes 
d'enquäte ou y renoncer, demander a la procureure de la 
Confederation d'entreprendre, dans un cas particulier, des in­
vestigations par:venues a sa connaissance par un autre canal. 
II serait aussi envisageable de transferer l'ensemble de l'ac­
tivite de surveillance, seit tant la surveillance materielle que 
la surveillance administrative, au Tribunal federal. Le Conseil 
federal s'y oppose en l'etat, car il estime qu'il appartient a 
l'autorite de nomination d'exercer la surveillance administra­
tive. A son avis, une surveillance disciplinaire complete de la 
Charnbre d'accusation sur la procureure generale de la Con­
federatlon serait delicate, car elle ne pourrait plus comparai­
tre devant le Tribunal federal sans ätre suspecte de partialite. 
Notre commission a fait siennes las considerations du Con­
seil federal, estimant qu'il devait demeurer du ressort du Con­
seil federal d'exercer la surveillance administrative sur le Mi­
nistere public federal, et elle a estime que las disposltlons 
proposees permettent tres clairäment d'interpreter que la 
surveillance de la Chambre d'accusation porte sur l'organe 
judiciaire, et non pas sur l'organe administratif. 

Koller Arnold, Bundesrat: Bezüglich der Unabhängigkeit der 
Bundesanwaltschaft gegenüber dem Bundesrat haben wir 
eine wichtige rechtsstaatliche Entwicklung hinter uns. In der 
Botschaft zum Bundesstrafprozess von 1929 stellte der Bun­
desrat noch fest, der Bundesanwalt habe als Beamter der Ju­
stizverwaltung Weisungen Ober Einleitung und Nlchteinlel­
tung von Strafverfolgung, Ober Einlegung oder Nichteinle­
gung von Rechtsmitteln entgegenzunehmen. 
Schon 1958 hat der Bundesrat aber betont, dass das Auf­
sichts- und Leitungsrecht des Bundesrates während eines 
Bundesstrafverfahrens vor allem dann praktische Bedeutung 
bekomme, wenn der Bundesanwalt selbst pflichtwidrig gegen 
die Legalität verstossen sollte. Die Beibehaltung eines so 
verstandenen Aufsichts- und Leitungsrechtes sei nach wie 
vor gerechtfertigt und geboten. 
Diese Auffassung ist 1976 Im Zusammenhang mit der parla­
mentarischen Initiative über den Schutz der persönlichen Ge­
heimsphäre bestätigt worden, wobei der Bundesrat beifOgte, 
es sei zweifellos nicht seine Aufgabe, den einzelnen Fall be­
treffende Weisungen zu erteilen und die entsprechende Ver­
antwortung zu Obernehmen. Der Bundesrat beschränkte sich 
deshalb auf die Dienstaufsicht. Genau das wollen wir Jetzt ge­
setzlich festhalten. Nach einer zeitgemässen Auffassung von 
Stellung und Funktion einer Staatsanwaltschaft muss diese 
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Behörde im funktionellen Bereich aufsichts- und weisungsun­
abhängig sein. Das wird nun gesetzlich so festgehalten. 

Angenommen -Adopte 

Zlff. II Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.lllntroducUon 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 80 
Antrag der Kommission 
Abs.2 
..•• Erhalt der schriftlichen Begründung ..•• 
Abs.3 
.... wegen schriftlich begründet, können .... 

Art. 80 
Proposition de la commission 
A/.2 
.•.. l'expose des motifs .... 
Al. 3 
.•.• d'office motivee par ecrit .•.. 

Brunner Christiane (S, GE), rapporteuse: Votre commission 
a decide de supprimer les termes «complet» a l'alinea 2 et 
«completement» a l'alinea 3, sur la base du raisonnement 
suivant. Le droit cantonal peut autoriser une autorite a re~dre 
une decision succinctement motivee. La procureure generale 
de la Confederation ou l'administration federale pourrait donc 
soulever comme moyen dans le recours la motivation incom­
plete de la decision, ce qui conduirait a .un allonge!'"ent de la 
procedure et, partant, a une augmentation des frais. 

Angenommen -Adopte 

Art. 83 Abs. 1, Zlff.111 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 83 al. 1, eh. III 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 26 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

c. Bundesgesetz Ober das Verwaltungsstrafrecht 
C. Lol federale sur le drolt penal admlnlstratlf 

Titel und Ingress, Zlff. 1, II 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, eh. 1, II 
Proposition de la commission 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

30 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

98.3366 

Motion RK-SR (98.009) 
Einziehungserträge 
Im Strafverfolgungsbereich 
Motion CAJ-CE (98.009) 
Partage dans le domaine 
de la poursuite penale 

Wortlaut der Motion vom 27. August 1998 
Der Bundesrat wird ersucht, sobald wie möglich einen Ent­
wurf vorzulegen, der die Teilung der Einziehungserträge 
(Sharing) für den ganzen Strafverfolgungsbereich allgemein 
regelt und dabei einem gerechten Lastenausgleich zwischen 
Bund und Kantonen Rechnung trägt • 

Texte de la motion du 27 aoOt 1998 
Le Conseil federal est invite a presenter, dans les meilleurs 
delais, un projet portant sur une regle generale du partage 
pour rensemble du domaine de la poursuite penale qui 
tlenne compte d'une perequation equitable des charges en­
tre la Confederation et les cantons . 

Schriftliche Begründung 
Die Urheber verzichten auf eine Begründung und wünschen 
eine schriftliche Antwort. 

Developpement par ecrit 
Les auteurs renoncent au developpement et demandent 
une reponse ecrite. 

Schriftliche Erklärung des Bundesrates 
vom 5. Oktober 1998 
Der Bundesrat ist bereit, die Motion entgegenzunehmen. 

Dec/aration ecrite du Conseil federa/ 
du 5 octobre 1998 
Le Conseil federal est prät a accepter la motion. 

Koller Arnold, Bundesrat: Der Bundesrat ist bereit, die Mo­
tion entgegenzunehmen. Die entsprechende Expertenk?m­
mission ist bereits an der Arbeit und hat den Auftrag, Bencht 
und Vorentwurf bis August 1999 einzureichen. 

überwiesen - Transmis 

93.062 

Bundesgesetz 
Qber die Bundesstrafrechtspflege. 
Anderung 
Lol federale 
sur la procedure penale. 
Modlficatlon 

Fortsetzung - Suite 
Siehe Jahrgang 1988, Seite 790- Volr annee 1998, page 790 
Beschluss des Nationalrates vom 13. Dezember 1998 
°'<:fsion du ConseU national du 13 d6cembre 1998 

Antrag der Kommission 
Nichteintreten 
Proposition de la commlssion 
Ne pas entrer en matlere 
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Art 41, 42 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Änderung von Bundesgesetzen 
Modlflcatlon du droit en vlgueur 

Zlff. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.1 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Zlff. 2 
Antrag der Kommission 

Art. 111 
Streichen 
Art. 135 Abs. 1 
Die örtliche Zuständigkeit für die Scheidung, die Abänderung 
des Scheidungsurteiles, die Anweisung an die Schuldner und 
die Sicherstellung der Unterhaltsbeiträge richtet sich nach 
dem Gerichtsstandsgesetz. 
Art. 144 
Unverändert 

Ch.2 
Proposition de Ja commission 

Art. 111 
Bitter 
Art. 135 al. 1 
La competence a raison du lieu pour prononcer et modifier Je 
jugement de divorce, ainsi que pour decider de l'avis aux de­
biteurs et de Ja toumiture des sOretes est determinee par Ja 
loi federale sur les fors. 
Art. 144 
lnchange 

Angenommen -Adopte 

Zlff. 3-30 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.3-30 
Proposition de Ja commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vota sur l'ensemble, nomlnatif 
(Ref.: 3140) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent Je projet: 
Aeppll, Aguet, Ammann Schech, Aregger, Baader, Banga, 
Bangerter, Baumann Alexander, Baumann Ruedl, Baumann 
Stephanle, Baumberger, Berberat, Binder, Blrcher, Blaser, 
Borel, Brunner Tonl, BOhlmann, Burgener, Carobbio, Cavalli, 
Chlffelle, Christen, Debons, Dettling, Donati, Dormann, 
Ducrot, DOnki, Dupraz, Durrer, Eberhard, Egerszegl, Engel­
berger, Engler, Epiney, Fankhauser, Fässler, Fehr Lisbeth, 
Fischer-Häggllngen, Fischer-Seengen, Florio, Fridericl, Frit-

schi, Gedient, Gros Jean-Michel, Grass Andreas, Grass 
Jost, Grossenbacher, Guisan, Günter, Gysin Hans Rudolf, 
Gysin Remo, Hafner Ursula, Hämmerle, Hasler Ernst, 
Hegetschweiler, Heim, Hess Otto, Hollenstein, Jutzet, Kal­
bermatten, Keller Christine, Keller Rudolf, Kofmel, Kuhn, 
Kunz, Lachat, Langenberger, Lauper, Leemann, Leuenber­
ger, Loeb, Lötseher, Maitre, Marti Werner, Maurer, Maury 
Pasquier, Meyer Therese, Mühlemann, Müller Erich, Oehrli, 
Ostermann, Rechsteiner Rudolf, Rennwald, Roth, Ruf, 
Rychen, Schaller, Schenk, Scharrer Jürg, Schlüer, Schmid 
Odilo, Seiler Hanspeter, Semadenl, Speck, Spielmann, 
Stamm Judith, Stamm Luzi, Strahm, Suter, Theiler, 
Tschäppät, Tschuppert, Vogel, von Feiten, Weyeneth, Wid­
mer, Widrig, Wrttenwiler, Wyss, Zbinden (112) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuseslabsents: 
Alder, Antille, Beck, Beguelin, Bezzola, Blocher, Bonny, 
Borer, Bortoluzzi, Bosshard, Bührer, Cavadini Adriane, 
Columberg, Comby, David, de Dardel, Dreher, Eggly, Ehrler, 
Eymann, Fasel, Fehr Hans, Fehr Jacqueline, Föhn, Freund, 
Frey Claude, Frey Walter, Geiser, Genner, Giezendanner, 
Goll, Gonseth, Grobet, Gusset, Haering Binder, Herczog, 
Hess Peter, Hochreutener, Hubmann, lmhof, Jans, Jaquet, 
Jeanpretre, Kühne, Leu, Maspoli, Meier Hans, Meyer Theo, 
Moser, Müller-Hemmi, Nabholz, Pelli, Philipona, Pidoux, 
Pini, Raggenbass, Randegger, Ratti, Rechsteiner Paul, 
Ruckstuhl, Ruffy, Sandoz Marcel, Scheurer, Schmid Samuel, 
Schmied Walter, Simon, Steffen, Steinegger, Steinemann, 
Steiner, Stucky, Stump, Teuscher, Thanei, Tschopp, Vallen­
dar, Vermot, Vetterli, Vollmer, von Allmen, Waber, Weber 
Agnes, Welgelt, Wiederkehr, Zapfl, Ziegler, Zwygart (87) 

Präsidium, stimmt nicht - Presidence, ne vote pas: 
Heberlein (1) 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

Sammeltitel - Titre collectif 

Strafrecht. 
Gesetzesänderungen 
Procedure penale. 
Modlflcatlon de lols 

98.009 

Massnahmen 
zur Verbesserung der Effizienz 
und der Rechtsstaatllchkelt 
in der Strafverfolgung. 
Gesetzesänderungen 
Mesures tendant 
a l'amelloratlon de l'efficaclte 
et de la legallte 
dans la poursulte penale. 
Modlflcatlon de lols 

Botachaft und GesetzentwOrfe vom 28. Januar 1998 (BBI 1998 1529) 
Message et projets de lol du 28 janvler 1998 (FF 1998 1253) 
Beschluss des Stinclerates vom 1. Dezember 1998 
Cölon du Conseil des Etats du 1er d6cembre 1998 
Kategorie lll, Art. 68 GRN - Ca~orle III, art. 68 RCN 
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10.Juni 1999 N 1037 Strafrecht. Gesetzesänderungen 

98.3366 

Motion Ständerat 
(RK-SR 98.009) 
Einziehungserträge 
im Strafverfolgungsbereich 
Motion Conseil des Etats 
(CAJ-CE 98.009) 
Partage dans le domaine 
de la poursulte penale 

Wortlaut der Motion vom 1. Dezember 1998 
Der Bundesrat wird ersucht, sobald wie möglich einen Ent­
wurf vorzulegen, der die Teilung der Einziehungserträge 
(Sharing) für den ganzen Strafverfolgungsbereich allgemein 
regelt und dabei einem gerechten Lastenausgleich zwischen 
Bund und Kantonen Rechnung trägt. 

Texte de /a motion du 1erdecembre 1998 
Le Conseil federal est invite a presenter, dans Ies meilleurs 
delais, un projet portant sur une regle generale du partage 
pour l'ensemble du domaine de la poursuite penale qui 
tienne compte d'une perequation equitable des charges en­
tre la Confederation et les cantons. 

93.062 

Bundesgesetz 
yber die Bundesstrafrechtspflege. 
Anderung 
Lol federale 
sur la procedure penale. 
Modiflcation 

Fortsetzung - Suite 
Siehe Jahrgang 1996, Seite 2373 - Voir annee 1996, page 2373 
Beschluss des Ständerates vom 1. Dezember 1998 
Decision du Conseil des Etats du 1er decembre 1998 

Antrag der Kommission 
Nichteintreten 
(= Zustimmung zum Beschluss des Ständerates) 

Proposition de /a commission 
Ne pas entrer en matiere 
(= adherer a Ia decision du Conseil des Etats) 

Prisldentln: Die Vorlagen 98.009, 98.3366 und 93.062 wer­
den gemeinsam behandelt. 

Tschippit Alexander (S, BE), Berichterstatter: Juristinnen 
und Juristen sind ein eigenes Völklein, manchmal auch ein 
ziemlich spannendes, und daher ist die Kommission für 
Rechtsfragen auch eine ganz besonders faszinierende Kom­
mission. Manchmal ist sie unberechenbar, zeitigt oft uner­
wartete Ergebnisse, lässt sich nach wie vor nicht in ein Links· 
rechts-Schema einbinden, stimmt sehr unterschiedlich und 
ist daher für einen Bundesrat auch nicht Immer leicht erträg­
lich. Das mag auch der Grund gewesen sein, dass sich Herr 
Bundesrat Koller in den letzten Jahren nur noch sehr selten 
in dieser Kommission blicken lless; wir sind alle gespannt, ob 
sich das Jetzt mit dem Wechsel an der Departementsspitze 
ändert. 
Die Kommission ist ihrem Ruf treu geblieben, zwar sachlich 
kompetent, kritisch, aber auch unangenehm und nicht ein-
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fach nur verwaltungstreu zu entscheiden. Das hat sie bei die­
sem Geschäft auch getan. 
Das Geschäft 98.009 enthält drei Vorlagen. Die Vorlage A, 
die Änderung des Strafgesetzbuches, löste lange und kontro­
verse Diskussionen aus, währenddem die Vorlagen B und C 
völlig unproblematisch blieben. Am Schluss dieser langen 
Diskussion blieb als Lösung ein Antrag, der einstimmig be­
schlossen wurde, obschon er anfänglich sehr umstritten war, 
und - welch Wunder in einem Wahljahr! - sogar ohne Min­
derheitsantrag daherkommt. 
Um was geht es nun bei diesen drei Vorlagen? Bei der Vor­
lage A geht es bei der Schaffung neuer Verfahrenskompe­
tenzen in den Bereichen des Bundes darum, dass versucht 
wird, gewisse Delikte im Vermögensbereich, die auf organi­
sierte Kriminalität zurückzuführen sind, neu zu regeln. Hier 
waren auch die grössten Differenzen zum Ständerat vorhan­
den. 
Unbestritten ist für alle, dass nicht nur Firmenchefs die Glo­
balisierung pflegen, sondern auch Kriminelle zunehmend 
grenzüberschreitende Tätigkeiten entfalten. Kriminelle Orga­
nisationen machen nicht halt vor Landes- oder gar Kantons­
grenzen. Demgegenüber sind die Strafverfolgung und der 
Strafprozess nach wie vor sehr kantonal, sehr föderalistisch 
ausgerichtet. Daher muss eben der Zunahme moderner und 
grenzüberschreitender Kriminalität auch mit einer Verbesse­
rung der Effizienz in der Strafverfolgung begegnet werden. 
Das Ziel, der organisierten Kriminalität mit mehr Effizienz zu 
begegnen, blieb eigentlich unbestritten; umstritten war nur, 
welcher Weg zu beschreiten sei, vor allem die Frage, wie 
viele Kompetenzen von den Kantonen an den Bund überge­
hen sollten. Die Palette der Vorschläge reichte denn auch 
von fast keiner Kompetenzabtretung bis zur vollständigen 
Übertragung der Kompetenzen an den Bund. 
Am konsequentesten war im Ständerat die Minderheit Marty 
Dick, die verlangte, dass der Bund unter bestimmten Vor­
aussetzungen alleine für alle internationalen oder interkanto­
nal komplexen Kriminalfälle zuständig sein soll. Nachteile 
dieser klaren Regelung sind hohe Kosten - man schätzt 
über 100 Millionen Franken -, ein ungenügendes Know-how 
beim Bund, eine völlige Abkehr vom föderalistischen Gedan­
ken und eine Verschiebung der Polizeikräfte vom Kanton 
zum Bund. Vorteile demgegenüber wären eine klare Rege­
lung, eine klare Kompetenzausscheidung, eine einheitliche 
Rechtsanwendung, vor allem aber auch keine Möglichkeit 
des Rosinenpickens durch die Bundesanwältin. 
Hier liegt wohl auch ein wesentlicher Grund, weshalb der 
bundesrätlichen Vorlage mit soviel Skepsis begegnet wurde. 
Des öfteren entstand in den letzten Jahren der Eindruck, die 
Bundesanwältin reisse sehr rasch ein Geschäft an sich, 
wenn es ein entsprechendes Spektakel und eine entspre­
chende Medienwirksamkeit verspreche. Stellte sich dann 
heraus, dass das Ganze nur ein Sturm im Wasserglas war, 
so waren die Kantone dann gut genug, das kärgliche Ergeb­
nis noch übemehmen und beurteilen zu müssen. 
Der Bundesrat sah in seinem Entwurf zu Artikel 340bis StGB 
denn auch nur eine Kann-Vorschrift vor, welche es der Bun­
desanwaltschaft erlaubt hätte, von sich aus und ohne Rück­
sprache ein Verfahren an sich zu reissen, wenn es ganz oder 
teilweise im Ausland oder in mehreren Kantonen begangen 
worden wäre und kumulativ nach Umfang und Komplexität 
eine einheitliche Durchführung der Ermittlungen erfordert 
hätte. Auch wenn mit der Eröffnung des Ermittlungsverfah­
rens durch die Bundesanwaltschaft dann neu Bundesge­
richtsbarkeit begrOndet würde, blieb bei vielen Kantonen, 
aber auch in der Kommission die Angst bestehen, die Bun­
desanwältin könnte in der leider bis anhin gewohnten Form 
nur die Rosinen herauspicken. Eine reine Kann-Vorschrift, 
bei der die Kantone bezüglich Kompetenzabtretung an den 
Bund keine Mitsprache oder Mitbestimmung mehr hätten, 
kam daher für die Kommission für Rechtsfragen von Anfang 
an nie in Frage. 
Ebenso klar war für die Kommission aber auch, dass das zu­
sätzliche Kriterium, welches der Ständerat als Sicherheit ge­
gen eben diese Gefahr des Rosinenpickens einbaute - näm­
lich dass die zuständigen kantonalen Behörden nicht über 
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die nötigen Mittel verfügten, um die Strafverfolgung sicherzu­
stellen-, ungenügend oder gar untauglich war. Mit dieser Lö­
sung, die im Ständerat jetzt mehrheitsfähig geworden ist, 
hätte die grosse Gefahr bestanden, dass einzelne Kantone 
ihre Polizeiapparate abgebaut und sich so zu Lasten des 
Bundes aus der Verantwortung zu schleichen versucht hät­
ten. 
Für unsere Kommission galt es, eine Lösung zu finden, die 
der Notwendigkeit nach noch mehr Effizienz und Konzentra­
tion der Strafverfolgung an einem Ort Rechnung trägt, die 
aber auch verhindert, dass die Kantone, welche bei der Ver­
brechensbekämpfung sehr oft Grossartiges leisten, allzu 
viele Kompetenzen verlieren. 
Der vorliegende Antrag vermag nach Meinung der Kommis­
sion beiden Anliegen gerecht zu werden. Anders als beim 
bundesrätlichen Entwurf ist die Bundesgerichtsbarkeit neu 
bei Verbrechen krimineller Organisationen, bei Geldwäsche­
rei, Bestechung und mangelnder Sorgfalt bei Finanzgeschäf­
ten zwingend gegeben. Dies, wenn die Taten ganz oder teil­
weise im Ausland oder in mehreren Kantonen begangen wur­
den und umfangreich und komplex sind. Ebenfalls anders als 
der Bundesrat will die Kommission der Bundesanwaltschaft 
bei strafbaren Handlungen gegen das Vermögen und bei Ur­
kundenfälschung nicht einfach mit einer uneingeschränkten 
Kann-Formel eine Blankovollmacht erteilen. Die Kommis­
sionslösung sieht zwar immer noch eine Kann-Formel vor, 
aber diese ist zugunsten der Kantone eingeschränkt. Auf­
grund unserer Fassung kann die Bundesanwaltschaft bei 
Vermögensdelikten und Urkundenfälschungen nur dann 
Bundeskompetenz schaffen, wenn entweder keine kantonale 
Strafverfolgungsbehörde mit der Sache befasst ist oder - das 
ist uns besonders wichtig - die zuständige kantonale Straf­
verfolgungsbehörde die Bundesanwaltschaft um Übernahme 
des Verfahrens ersucht. Diese Lösung verhindert einerseits 
ein allfälliges Roslnenpicken; sie verhindert andererseits 
aber auch, dass sich ein Kanton einfach aus seiner Verant­
wortung schleichen kann. 
Weil mit dem Eingreifen der Bundesanwaltschaft Bundes­
kompetenz geschaffen wird, sind Ermittlung, Voruntersu­
chung und Anklage Bundessache. Einzig die Beurteilung 
kann im Einzelfall nach wie vor an einen Kanton delegiert 
werden. 
Diese Lösung ist unserer Meinung nach mindestens so lange 
sinnvoll, als es noch kein Bundesstrafgericht gibt, weil nur so 
ein einwandfreier lnstanzenzug gewährleistet bleibt. 
Die Kommission beantragt Ihnen einstimmig, Artikel 340bis 
in der vorgeschlagenen Fassung zuzustimmen. Die übrigen 
Änderungen im Rahmen dieser gesetzlichen Beratung waren 
marginal und brauchen nicht weiter begründet zu werden. 

Florlo Marguerite (L, VD), rapporteur: Vous avez beaucoup 
de chance ce matin, on ne parle que de droit, je pense que 
9a va changer, et de matiare extremement technique. 
Le projet qui vous est propose comporte plusieurs volets qui 
ont tous cependant le meme but: ameliorer l'efficacite de la 
legalite dans la poursuite penale. Le Conseil federal a estime 
devoir soumettre ce projet en raison de l'apparltlon de nou­
velles formes de criminallte, par exemple le crime organise, 
le blanchlssage d'argent, ainsl que certalns types de crlmina­
llte economlque. La caracteristique de ces dellts est qu'lls 
sont complexes, qu'lls ont souvent, meme pratiquement tou­
jours, un caractare lntematlonal ou intercantonal, et qua des 
lors, le soucl du Conseil federal etait de pouvolr les poursui­
vre de maniare efficace. 
Le solution du Conseil federal a l'article 340bis est en reallte 
d'lntrodulre une faculte, pour Je Ministare publlc de Ja Confe­
deration, d'lntervenir a peu pres quand II Je veut, a certalnes 
condltions, pour amellorer la poursulte de la crimlnallte eco­
nomique. Le Conseil federal a falt un amalgame entre diffe­
rents articles dans lesquels il y aurait lieu que le Ministare pu­
blic puisse intervenlr, et puis entre deux tltres du Code penal, 
les tltres deuxleme et onziame qui concement les infractions 
contre Je patrimoine et le faux dans les tltres. 
Les membres de la commlssion ont ete un peu retlcents a ad­
mettre que Je Mlnlstere publlc puisse declder d'lntervenir ou 

non. Par consequent, les membres de la commission ont es­
time qu'il fallait distinguer deux aspects: un des aspects, c'est 
le cas de la criminalite organisee. C'est ce qui conceme las 
articles 260ter, 288, 305bis, 305ter, 315 et 316, dans les­
quels lls ont estime qu'il etait normal que le Ministere public 
puisse ouvrir une instruction. Autre aspect, ils ont pense que, 
pour les titres deuxiame et onzieme du Code penal, II fallait 
que des conditions plus restrictives soient introduites, afin 
d'eviter l'ingerence du Ministare public dans des cas relative­
ment peu importants. 
C'est ainsi que le projet qui vous est soumis, tel que modifie 
par la commission qui a passe de nombreuses heures a en 
discuter pour trouver la bonne formulation, parait realiser un 
equilibre entre la possibilite pour le Ministare public d'interve­
nir dans las cas graves, et la possibilite d'intervenir a d'autres 
conditions et, en particulier, a la demande des cantons. 
Ce que nous avons voulu eviter, par exemple, c'est que, pour 
des infractlons qui se seraient deroulees sur plusieurs can­
tons - la region des Trois Lacs -, le Ministare public de la 
Confederation intervienne pour des petits vols en bande 
dans des chalets, ce qui ne se justifiait pas pulsque las can­
tons en question ont certainement las moyens de reprimer. 
C'est la raison pour laquelle je vous invite a accepter l'arti­
cle 340bis tel que propose par votre commission, et ce pour 
bien distinguer les pouvoirs du Ministare public, qul ne seront 
pas aussi etendus que le souhaitait le Conseil federal. 
Pour ce qui conceme les projets B et C, le projet B conceme 
la loi federale sur la procedure penale. Cette loi existe deja. 
Les modifications proposees definissent de maniare plus 
precise le röle du Ministare public, donnent egalement un 
certain nombre de droits a la defense - ce qui n'est jamais 
mauvais. Par consequent, il y a lieu de f'adopter. Votre com­
mission l'a du raste fait sans aucune objectlon. II en va de 
meme du projet C qui conceme la loi federale sur le droit pe­
nal administratlf. 
Ainsi donc, je vous invite a adopter ce projet, avec les modi­
fications proposees par la commission. 
Je precise que le projet, tel que modifie, a l'appui du groupe 
liberal. 

von Feiten Margrith (G, BS): Ich möchte den Ausführungen 
der Berichterstatter ein paar ergänzende, kritische Anmer­
kungen beifügen. Es geht hier bei dieser Vorlage um die Zen­
tralisierung von Strafverfolgungskompetenzen. Damit bildet 
diese Vorlage einen weiteren Mosaikstein im Prozess der 
Machtkonzentration im Polizeibereich auf Bundesebene. 
Früher waren es die Kommunisten, heute spricht man von 
«grenzüberschreitender Kriminalität», wenn neue Polizeibe­
fugnisse auf Bundesebene begründet werden sollen. Erfah­
rungen aus der Vergangenheit lassen Zweifel aufkommen, 
ob diese Effizienzvorlage überhaupt geeignet ist, die Ziele zu 
erreichen, die sie erreichen will. Organisierte Kriminalität und 
Wirtschaftskriminalität sind beliebig einsetzbare Legitimati­
onsgründe. Wer ist denn schon gegen die Bekämpfung sol­
cher Verbrechen? Das Problem ist, dass «organisierte Krimi­
nalität» und «Wirtschaftskriminalität» diffuse Begriffe sind. 
Da stellt sich regelmässlg die Frage der Verhältnlsmässigkelt 
und der demokratischen Kontrolle. Ich verweise auf die De­
batte zu den kürzlich beratenen Vorlagen betreffend polizei­
liche Datenbanken und die grenzüberschreitende polizeiliche 
Zusammenarbeit. Bei diesen Massnahmen besteht die Ge­
fahr, dass sie die Falschen treffen, die Grundrechte aller ge­
fährden und kaum zu kontrollieren sind. Ein weiteres Pro­
blem ist, dass organisierte Kriminalität und Wirtschaftskrimi­
nalität in Systemen funktionieren, so dass zum Beispiel die 
Verhaftung einzelner Akteure keinerlei Auswirkungen auf das 
Weiterfunktionieren der Jeweiligen Systeme hat. 
Klar, gegen eine effiziente Strafverfolgung ist nichts einzu­
wenden. DafQr gibt es aber auch andere Möglichkeiten als 
die Konzentration von Polizeibefugnissen auf Bundesebene: 
Man könnte kleine Kantone finanziell unterstatzen; man 
könnte Insbesondere Aus- und Fortblidung fQr Wirtschaftskri­
minalisten fördern; man könnte den Abschluss von Rechtshil­
feverträgen mit der Möglichkeit verknüpfen, den unmittelba­
ren Verkehr zwischen den Justizbehörden zu ermöglichen, 
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usw. Demgegenüber ist zu befürchten, dass eine Zentralisie­
rung der polizeilichen Aktivitäten weniger der eigentlichen Er­
mittlung in Straffällen zugute kommt, sondern vor allem die 
Akkumulation von Daten mit allen damit verbundenen Grund­
rechtsgefährdungen bewirkt. 
Dennoch ist aus unserer Sicht unbestritten, dass die Möglich­
keit der Strafverfolgung durch die Bundesbehörden in be­
stimmten Konstellationen von Straftaten gegeben sein muss; 
der Fall des European Kings Club wurde in den Kommis­
sionsberatungen genannt, wir denken auch an Frauen- und 
Kinderhandel. 
Mit aller Skepsis sind wir also für Eintreten auf die Vorlage 
und unterstützen die Anträge der Kommission. Insbesondere 
zu Artikel 340bis StGB möchten wir anmerken, dass hier die 
Bundeskompetenzen gesetzlich klar und abschiiessend be­
grenzt werden müssen. Die «Rosinenpickerversion» von 
Bundesrat und Ständerat lehnen wir ab. Wichtig sind die kla­
ren Kriterien in Artikel 340bis Absatz 2; wesentlich ist insbe­
sondere die Bestimmung, wonach die Kompetenzverschie­
bung nur auf Gesuch der zuständigen kantonalen Strafverfol­
gungsbehörden erfolgen darf. 

Ammann Schach Regina (U, AG): Die LdU/EVP-Fraktion 
begrüsst den Willen, den Kampf gegen die neuen, grenz­
überschreitenden und komplexen Verbrechensformen wir­
kungsvoller zu führen, sehr. Wir empfehlen Ihnen daher, auf 
die Vorlage einzutreten. Sie leistet zusammen mit den weite­
ren geplanten Schritten, wie z. 8. der Vereinheitlichung der 
Strafprozessordnungen - das ist heute auch schon erwähnt 
worden-, einen Beitrag zur erhofften Effizienzsteigerung. 
Die zunehmende Komplexität der organisierten Kriminalität 
würde eigentlich eine ausschliessliche Bundeskompetenz 
rechtfertigen. Hier treffe ich mich nicht mit Margrith von Fei­
ten. Weshalb sollen die Kantone bei den umschriebenen 
komplexen Tatbeständen überhaupt ermitteln müssen? Nun, 
die Tatsache, dass wir hier nicht vorausschauend, sondern 
vor dem Hintergrund gewachsener Strukturen legiferieren, 
verhindert einen sogenannten grossen Wurf. Die Kantone 
sind aufgrund der leider massiv aufgetretenen Fälle von Wirt­
schaftskriminalität nämlich bereits selber tätig geworden und 
haben zum Teil umfassende Spezialabteilungen für Unter­
suchung und Ermittlung geschaffen. Dem und auch den in 
der Diskussion eine Rolle spielenden bisherigen Erfahrungen 
mit der Bundesanwaltschaft- Sie haben das auch bereits ge­
hört - gilt es Rechnung zu tragen. 
Die LdU/EVP-Fraktion trägt daher den Antrag der Kommis­
sion zu Artikel 340bis des Strafgesetzbuches mit, auch wenn 
wir es gerne gesehen hätten, wenn die Bundesanwaltschaft 
ohne Antrag des entsprechenden Kantons ein Verfahren an 
sich ziehen könnte. 
Wir stellen uns aber hinter das offensichtlich politisch Mach­
bare und bitten Sie, der Vorlage in der vorliegenden Fassung 
zuzustimmen. 

Lauper Hubert (C, FR): Les modifications de loi qui vous sont 
presentees dans le projet que nous discutons visent a l'ame­
lioratlon de l'efficacite et de la legallte dans la poursulte penale. 
La poursulte penale et la procedure penale relevant de la com­
petence des cantons. Cette situatlon comporte de nombreux 
lnconvenients dans iapratique, tant II estvral que, comme dans 
la plupart des domaines, la criminallte connait aussi la globa­
llsatlon et l'lntematlonallsatlon. Pensez au crime organise, au 
blanchlment d'argent, a la crimlnallte economique. La pour­
sulte et la represslon de cette crimlnallte exlgent une grande 
coordlnatlon, une condulte centralisee de la procedure. C'est 
ce que vise le projet qui nous est soumis, en donnant un certain 
nombre de competences en ia matiere a la Confederatlon au 
detriment, ou plutot au benefice des cantons. 
Au nom du groupe democrate-chretien, je vous lnvlte a entrer 
en matlere et a voter ies modifications presentees. 
Je ne vais pas tralter le texte artlcle par artlcle. Je releve sim­
plement que la commisslon a delibere longtemps sur la ques­
tlon de savolr sl la competence d'lntervenir du Ministere pu­
blic de la Confederatlon devalt Atre une «Kann-» ou une 
«Muss-Vorschrift». Le projet du Conseil federal instaure une 
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«Kann-Vorschrift» et constltue une espece de libre-service 
pour le procureur general de la Confederation. Nous n'en 
avons pas voulu et nous avons pose, a l'artlcle 340bis du 
Code penal, des conditions claires pour l'lntervention du Mi­
nistare public de la Confederation. Pour ce qui conceme le 
crime organise, Ie Ministere public de Ia Confederation doit 
intervenir. II n'a pas le choix, pour autant qua Ies actes punis­
sables aient ete commls totalement ou partiellement a 
l'etranger ou dans plusieurs cantons, et que Ieur ampleur et 
Ieur complexite exigent l'unite des investigations. Pour Ia cri­
minalite economique, il peut intervenir et venir au secours 
des cantons dans Ies causes complexes, mais a Ia demande 
expresse des autorites penales des cantons. 
En saluant ies ameliorations contenues encore dans Ie projet 
en matiere de drolts du prevenu et de son defenseur, Ie 
groupe democrate-chretien vous invlte a entrer en mattere et 
a soutenir les propositions qui sont faites, en particulier l'arti­
cle 340bis dans la version de Ia commission. 

Baader Caspar (V, BL): Die Massnahmen zur Verbesserung 
der Effizienz und der Rechtsstaatlichkeit in der Strafverfol­
gung, welche vor allem in Artikel 340bis des Strafgesetzbu­
ches enthalten sind, werden von der SVP begrüsst, da wir 
uns daraus eine Stärkung in der Bekämpfung des organisier­
ten Verbrechens und der Wirtschaftskriminalität erhoffen. 
Eine Zentralisierung der Ermittlungskompetenzen in diesem 
Bereich ist daher wichtig. Die Stärkung der Strafverfolgung 
solcher Delikte soll vor allem dadurch erreicht werden, dass 
nach Artikel 340bis Absatz 1 die eigentlichen Delikte des or­
ganisierten Verbrechens, nämlich die Beteiligung an krimi­
nellen Organisationen, die Bestechung, die Geldwäscherei 
sowie die Verletzung von Abklärungs- und Meldepflicht über 
die Herkunft von Geldern, neu zwingend der Bundesgerichts­
barkeit unterstellt werden. 
Ebenso sollen Verbrechen, die von kriminellen Organisatio­
nen ausgehen, zwingend der Bundesgerichtsbarkeit unterlie­
gen, wenn die strafbare Handlung ganz oder teilweise im 
Ausland oder in mehreren Kantonen begangen wurde und 
nach Umfang und Komplexität eine einheitliche Ermittlung er­
fordert. 
Im Gegensatz zur Fassung des Bundesrates und des Stän­
derates soll mit dieser zwingenden Bundesgerichtsbarkeit 
vermieden werden, dass der Bund in diesen Bereichen eine 
Auslese trifft und wenig spektakuläre oder teure Verfahren 
den Kantonen überlässt. 
In Übereinstimmung mit der Kommission für Rechtsfragen 
begrüsst es die SVP-Fraktion auch, dass im Bereich der Wirt­
schaftskriminalität - also bei Verbrechen gemäss dem zwei­
ten Titel, bei dem es um die strafbaren Handlungen gegen 
das Vermögen geht, und bei Verbrechen gemäss dem elften 
Titel des zweiten Buches, Urkundenfälschung - die Ermitt­
lungskompetenz der Bundesanwaltschaft fakultativ bleibt. 
Aus all diesen Gründen beantragt Ihnen die SVP-Fraktion 
Eintreten auf die Gesetzesänderungen betreffend die Mass­
nahmen zur Verbesserung der Effizienz und der Rechtsstaat­
lichkeit in der Strafverfolgung, Überweisung der Motion der 
RK-SR betreffend Einziehungserträge Im Strafverfolgungs­
bereich (98.3366) sowie Nichteintreten auf die Anderung des 
Bundesgesetzes über die Bundesstrafrechtspflege, da diese 
Anliegen im erstgenannten Erlass enthalten sind und Im Qb­
rigen das Anliegen der Trennung der Strafermittlungs- und 
Anklagekompetenz bereits dadurch realisiert wurde, dass die 
Bundespolizei als Ermittlungsbehörde neu beim Bundesamt 
für Polizeiwesen angegliedert Ist. 

Tschlpplt Alexander (S, BE), Berichterstatter: Nur ein Satz 
zu Frau von Feiten: Sie kritisiert oder befürchtet eine Konzen­
tration von Polizeikräften auf Bundesebene. Um auf die orga­
nisierte Kriminalität richtig zu reagieren, Ist eine Konzentra­
tion der Polizeikräfte auf Bundesebene nötig. Wovor man 
Angst haben muss, Ist, dass auf Bundesebene die Kompe­
tenzausscheidung beim Datenschutz nicht ganz sauber ge­
regelt wird. Davor habe ich Jetzt auch eine gewisse Angst. Im 
Zusammenhang mit der Konzentration der Bundespolizei 
beim Bundesamt für Polizeiwesen sind die Hausaufgaben 
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auf Bundesebene noch nicht gemacht worden. Aber das darf 
uns nicht davon abhalten, effizientere Mittel zu suchen, um 
der organisierten Kriminalität den Kampf anzusagen. Es 
muss aber gleichzeitig auch die klare Aufforderung an den 
Bundesrat ergehen, dass man dann beim Datenschutz die 
Hausaufgaben macht und die entsprechenden Sicherheiten 
einbaut, so dass am Schluss nicht die Befürchtung, die Frau 
von Feiten hier ausgesprochen hat, zur Realität wird. 

Florlo Marguerite (L, VD), rapporteur: Je voudrais dire, sans 
vouloir allonger le debat, qua le souci de la commission a jus­
tement ete de limiter les pouvoirs du Ministare public de la 
Confederation au maximum. C'est la raison pour laquelle 
nous avons prevu, a l'article 340bis, un alinea 1 er, ou le Mi­
nistare publlc de la Confederation est cense intervenir parce 
qua c'est vraiment tres important, et un alinea 2 pour qua, jus­
tement, le Ministare public soit limite dans ses possibilites de 
le faire. La aussl, je rejoins ce que dit mon preopinant il ap­
partiendra a la Confederation de faire en sorte qu'il n'y ait pas 
de derapage du point de vue de la protection des donnees, 
mais ya n'est pas ce projet qui peut le garantir. Nous, nous 
avons essaye de limiter les pouvoirs d'intervention du Minis­
tare public de la Confederation aux cas vraiment tres graves. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Heute ist die Wirtschaft interna­
tional verflochten. Verflechtungen gibt es jedoch nicht nur in 
der Wirtschaft. Das Wirken krimineller Organisationen und 
von Akteuren bei komplexen Wirtschaftsdelikten macht im­
mer weniger vor Landes-, geschweige denn vor Kantons­
grenzen halt. Demgegenüber sind die Strafprozesse noch 
sehr stark auf die engen kantonalen Grenzen ausgerichtet. 
Die kleinräumig organisierten Strafverfolgungsbehörden 
stossen immer öfter an die Grenzen ihrer Möglichkeiten, 
wenn sie mit beschränkten Ressourcen komplexe internatio­
nale Straffälle zu untersuchen haben. Mittel und Wege müs­
sen gefunden werden, um die Strafverfolgung in unserem 
lande so zu gestalten, dass sie der modernen grenzüber­
schreitenden Kriminalität erfolgreich begegnen kann. Des­
halb ist die Förderung der Effizienz bei der Strafverfolgung 
ein zentrales Anliegen der vorliegenden Revision. 
Genauso wichtig sind aber unsere Bemühungen um die Ver­
besserung der Rechtsstaatlichkeit und der Verteidigungs­
rechte im Strafverfahren. Auch diesem Anspruch will die Vor­
lage, über die Sie zu befinden haben, möglichst gerecht wer­
den. 
Der Ihnen heute vorliegende Entwurf ist ein Baustein im Ab­
wehrdisposiüv des Bundes gegen das organisierte Verbre­
chen und die komplexe grenzüberschreitende Kriminalität. 
Die Vorlage hat, kurz gesagt, zwei Hauptziele und ein Neben­
ziel: 
1. Mit der Teilvorlage A soll sie durch organisatorische Mass­
nahmen die Effizienz der Strafverfolgung im Bereich d_er kom­
plexen Kriminalität erhöhen, namentlich durch die Ubertra­
gung neuer Kompetenzen an die Strafverfolgungsorgane des 
Bundes. 
2. Mit der Teilvorlage B strebt sie eine Präzisierung und einen 
Ausbau der Verfahrensgarantien fQr die Beschuldigten an, vor 
allem im Stadium der gerichtspolizeilichen Ermittlungen, de­
nen in Zukunft noch eine grössere Bedeutung zukommen soll. 
3. Mit der Teilvorlage C wird die Möglichkeit geschaffen, die 
Tätigkeit von Verwaltungsstrafbehörden des Bundes und 
kantonalen Strafverfolgungsorganen besser zu koordinieren. 
Bei dieser Vorlage ist im Grunde nur eine einzige Bestim­
mung umstritten: Mit der Übertragung neuer Kompetenzen 
zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität und der Wirt­
schaftskriminalität an den Bund durch Teilvorlage A soll die 
Strafverfolgung zentralisiert werden und damit an Wirkung 
gewinnen. Gleichzeitig sollen die Kantone, vor allem die klei­
neren unter ihnen, von grossen und komplexen Verfahren 
entlastet werden. Diese Ziele als solche sind eigentlich unbe­
stritten. Dagegen hat zuerst in der Vernehmlassung, dann im 
Ständerat und zuletzt In Ihrer Kommission die Ausgestaltung 
des Engagements des Bundes zu Diskussionen Anlass ge­
geben. Der Bundesrat ist davon ausgegangen, dass die 
neuen Verfahrenszuständigkeiten des Bundes begrenzt sein 

müssten. Zum einen fehlen dem Bund die Ressourcen, um 
sämtliche einschlägigen Verfahren von der Ermittlung bis 
zum Urteil durchführen zu können; zum anderen war auch zu 
keiner Zeit beabsichtigt. vom heutigen föderalen System der 
Strafverfolgung grundsätzlich abzuweichen. Deshalb soll das 
Engagement des Bundes nach Auffassung des Bundesrates 
und des Ständerates ein beschränktes bleiben. 
Nach der Botschaft des Bundesrates können die Bundesbe­
hörden unter den folgenden Voraussetzungen einen Fall an 
sich ziehen: Es muss sich um gravierende Delikte handeln, 
die dem organisierten Verbrechen oder der Wirtschaftskrimi­
nalität zuzurechnen sind. Diese Straftaten müssen ganz oder 
zumindest teilweise im Ausland oder aber in mehreren Kan­
tonen begangen worden sein. Schliesslich müssen Umfang 
und Komplexität der Straftaten eine einheitliche Durchfüh­
rung der Ermittlungen nahelegen. 
Der Ständerat hat dann diese Voraussetzungen noch etwas 
enger gefasst und auch präzisiert. Im Ständerat und in Ihrer 
Kommission wurde lange Ober die Rolle des Bundes bei der 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität und der Wirt­
schaftskriminalität diskutiert. Eine Minderheit hat im Stände­
rat beantragt, dass der Bund die neuen Verfahrenszuständig­
keiten auf dem Gebiet von organisierter Kriminalität und Wirt­
schaftskriminalität nicht nur wahrnehmen könne, sondern in 
jedem Fall wahrnehmen müsse; angesichts der grossen Her­
ausforderung, die das organisierte Verbrechen fQr unseren 
Staat darstelle, müsse der Bund im Kampf dagegen eine pri­
märe Verantwortung Qbemehmen. 
In Ihrer Kommission wurde ein Kompromissantrag von Herrn 
Lauper angenommen; danach muss der Bund die strafbaren 
Handlungen im Bereich der organisierten Kriminalität, der 
Geldwäscherei und der Korruption verfolgen, wenn diese 
ganz oder teilweise im Ausland oder in mehreren Kantonen 
begangen wurden und nach Umfang und Komplexität eine 
einheitliche Durchführung der Ermittlungen erfordern. Unter 
den gleichen Voraussetzungen - aber nur, wenn keine kan­
tonale Strafbehörde mit der Sache befasst ist oder die kanto­
nalen Strafverfolgungsbehörden die Bundesanwaltschaft 
darum ersuchen - kann die Bundesanwaltschaft im Bereich 
der Vermögens- und Urkundendelikte, also bei der Wirt­
schaftskriminalität, ein Ermittlungsverfahren eröffnen. Dieses 
Modell hat sicher seine Vorteile. Es könnte auf die Dauer ef­
fizienter sein als ein Modell mit fakultativen Bundeskompe­
tenzen, wie es der Bundesrat vorschlägt. Aber vor einem sol­
chen Systemwechsel muss aus staatspolitischer und vor al­
lem auch aus finanzpolitischer Sicht geprQft werden, ob man 
diese Konsequenzen wirklich will. 
Staatspolitisch geht es darum, dass unser Bundesstaat nach 
dem Subsidiaritätsprinzip organisiert ist; der Bund soll also 
jene Aufgaben übernehmen, welche die Kantone überfordern 
oder gesamtschweizerisch einer Lösung bedürfen. Der Bun­
desrat hat hier eine einzelfallbezogene Subsidiarität vorge­
schlagen. Ihre Kommission möchte zusätzlich bestimmte Ka­
tegorien komplexer Fälle definitiv dem Bund Obertragen. Das 
Erfordernis der Komplexität räumt der Bundesanwaltschaft 
noch ein gewisses Ermessen ein, so dass von Bundesseite 
die Zahl der zu Qbemehmenden Verfahren elnigermassen 
gesteuert werden kann. Der Kommissionsantrag Ist deshalb 
vom Föderalismus her gesehen vertretbar. Aber Sie mOssen 
entscheiden, ob Sie diesen grundlegenden Systemwechsel 
wOnschen und vor allem bezahlen wollen. 
Zu diesen Kosten gibt es leider nur grobe Schätzungen. Der 
Bundesrat schätzt sie tar seine Konzeption auf 10,5 Mllllonen 
Franken pro Jahr. Diese Zahl ist insofern zuverlässig, als die 
Bundesanwaltschaft In diesem Fall so viele Verfahren Ober­
nehmen kann, wie es die Ressourcen zulassen. Auf weitere 
Verfahren mOsste sie allerdings verzichten. Im Ständerat ver­
langte eine Minderheit Marty Dick, dass die Verfolgung der 
organisierten Kriminalität und einiger Delikte aus der Wirt­
schaftskriminalität obligatorisch dem Bund zustehe. Daraus 
ergibt sich gemäss einer groben Kostenschätzung eine 
Mehrbelastung von mehr als 100 Millionen Franken fQr den 
Bund, weil der Bund dieselbe Zahl von Personen bereitstel­
len müsste, wie sie insgesamt In den Kantonen in Sonderde­
zernaten eingesetzt sind. 
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Die Kosten des heute zur Debatte stehenden Antrages - also 
die kombinierte Lösung: zwingende Vorschrift bei der organi­
sierten Kriminalität und Kann-Vorschrift bei der Wirtschafts­
kriminalität - wurden gegenüber Ihrer Kommission auf 75 
Millionen Franken geschätzt. Das ergibt somit 75 Millionen 
für den Antrag der Kommission sowie gut 10 Millionen für den 
Entwurf des Bundesrates und den Beschluss des Ständera­
tes. Allerdings gibt es heute auch Indizien dafür, dass zumin­
dest in den ersten Jahren die Kosten weniger als die Hälfte 
derjenigen betragen dürften, die aufgrund des Konzeptes der 
Minderheit Marty Dick entstünden. Wir räumen auch ein, 
dass wir keine genaue Zahl nennen können, weil es über­
haupt keine Statistik gibt, die eine verlässliche Zahl von obli­
gatorisch zu übernehmenden Fällen erfasst 
Bei den Kosten ist folgendes zu berücksichtigen: Der Bund 
kann Spezialisten aus den Kantonen nur rekrutieren, soweit 
Nachwuchs besteht Neurekrutierungen beim Bund können 
ebenfalls nur so weit vorgenommen werden, als die 8narbei­
tungszeit es erlaubt Der Aufbau wird deshalb über einige 
Jahre verteilt. Die heutige Praxis bei der Bekämpfung des Dro­
genhandels - die Bundesanwaltschaft kann gestützt auf Arti­
kel 259 des Bundesgesetzes über die Bundesstrafrechts­
pflege interkantonale und internationale Fälle an sich ziehen -
zeigt, dass auch in vielen grossen Fällen keine Übernahme 
des Verfahrens durch den Bund erforderlich ist, sondern die 
Koordination durch die Zentralstellendienste ausreicht. Eine 
zurückhaltende Anwendung des Kriteriums der Komplexität 
des Verfahrens kann die Zahl von Bundesverfahren und somit 
die Kosten niedriger halten als die geschätzten 75 Millionen 
Franken. 
Wenn ich Ihnen auch keine genaue Zahl in bezug auf die Ko­
sten nennen kann, welche der Antrag Ihrer Kommission zur 
Folge hat, so kann ich Ihnen immerhin sagen, wann diese 
Kosten etwa anfallen werden. Auf das Inkrafttreten der Vor­
lage hin werden wir die in der Botschaft genannten 74 Stellen 
ausschreiben müssen. Um diese 10,5 Millionen Franken 
muss das Personalbudget des EJPD von den Räten aufge­
stockt werden, weil wir keine eigenen Ressourcen mehr ha­
ben. Nach einer ersten Einarbeitungsphase kann dann ge­
schätzt werden, ob diese Ressourcen verdoppelt, verdrei­
facht oder noch stärker erhöht werden müssen. Das Sieben­
oder Zehnfache ist aber sicher auszuschliessen. 
Ich fasse zusammen: Das Konzept Ihrer Kommission ist eine 
Mittellösung zwischen dem flexiblen Entwurf des Bundesra­
tes und der Maximallösung, dem Bund ganze Bereiche der 
Strafverfolgung voll zu überbinden. Es ist Ihr Entscheid, den 
Sie aufg_rund staatspolitischer und vor allem auch finanzpoli­
tischer Uberlegungen treffen müssen. Es geht also nicht um 
ein Rosinen picken der Bundesanwältin, wie es mehrmals ge­
sagt wurde, sondern es geht effektiv darum, ob man diese 
Kostenverschiebung von den Kantonen zum Bund, zu Lasten 
des Bundes, in Kauf nehmen will. Ich bin insgesamt der Auf­
fassung, dass die Konzeption von Bundesrat und Ständerat 
den Vorzug verdient Sie ermöglicht es, dass die Bundesbe­
hörden die neue Verantwortung nicht von einem Tag auf den 
anderen übernehmen müssen, sondern auch in die neue 
Aufgabe hineinwachsen können. 
In diesem Sinne bitte Ich Sie, auf die Vorlage einzutreten. 

Entwurf 98.009 - Pro/et 98.009 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en matlilre est decidee sans opposltlon 

A. Schweizerisches Strafgesetzbuch 
A. Code penal sulsse 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress, Zlff. 1 Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Amtllches Bulletin der Bundesveraamrnlung 

Tltre et preambule, eh. 1 lntroductlon 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 340bls 
Antrag der Kommission 
Titel 
Bei organisiertem Verbrechen und Wirtschaftskriminalität 
Abs.1 
Der Bundesgerichtsbarkeit unterstehen zudem die strafbaren 
Handlungen nach den Artikeln 260ter, 288, 305bis, 305ter, 
315 und 316 sowie die Verbrechen, die von einer kriminellen 
Organisation im Sinne von Artikel 260ter ausgehen, wenn die 
strafbaren Handlungen: 
a. ganz oder teilweise im Ausland oder in mehreren Kanto­
nen begangen wurden; und 
b. nach Umfang und Komplexität eine einheitliche Durchfüh­
rung der Ermittlungen erfordern. 
Abs.2 
Bei Verbrechen des zweiten und elften Titels kann die 
Bundesanwaltschaft ein Ermittlungsverfahren eröffnen, 
wenn: 
a die Voraussetzungen von Absatz 1 vorliegen; und 
b. keine kantonale Strafverfolgungsbehörde mit der Sache 
befasst ist oder die zuständige kantonale Strafverfolgungs­
behörde die Bundesanwaltschaft um Übernahme des Ver­
fahrens ersucht. 
Abs.3 
Die Eröffnung des Ermittlungsverfahrens gemäss Absatz 2 
begründet Bundesgerichtsbarkeit. 

Art. 340bls 
Proposition de la commission 
Titre 
En matiere de crime organise et de criminalite economique 
Al. 1 
Sont egalement soumis a la juridiction federale les infractions 
aux articles 260ter, 288, 305bis, 305ter, 315 et 316, ainsi que 
les crimes qui sont le fait d'une organisation criminelle au 
sens de l'article 260ter: 
a. si les actes punissables ont ete commis totalement ou 
partiellement a l'etranger ou dans plusieurs cantons; et 
b. si leur ampleur et leur complexite exigent l'unite des inves­
tigations. 
Al.2 
En matiere de crimes des deuxieme et onzieme titre, le mi­
nistere public de la Confederation peut ouvrir une procedure 
d'investigation, lorsque: 
a. !es conditions de l'alinea 1 er sont realisees; et que 
b. aucune autorite cantonale de poursuite penale n'est saisie 
de l'affaire ou que l'autorite cantonale de poursuite penale 
competente sollicite du Ministere public de la Confederation 
la reprise de la procedure. 
Al. 3 
L'ouverture de la procedure d'investigatlon selon l'allnea 2 
fonde la competence federale. 

Abstimmung - Vote 
FQr den Antrag der Kommission 
FQr den Antrag des Bundesrates 

Art. 344 Zlff. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 344ch.1 
Proposition de la commlssion 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

101 Stimmen 
5 Stimmen 
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Art 374 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Unverändert 

Art374al.1 
Proposition de Ja commission 
Jnchange 

Angenommen - Adopte 

Zlff. II, III 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. II, III 
Proposition de Ja commission 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur /'ensemble, nominatlf 
(Ref.: 3141) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent Je projet: 
Aeppli, Aguet, Alder, Antille, Baader, Banga, Baumann Ste_­
phanie, Berberat, Binder, Blaser, Borel, Borer, Brunner T?m, 
Bühlmann, Chiffelle, Christen, Comby, Debons, Detthng, 
Donati Dormann Ducrot Dünki, Dupraz, Durrer, Eberhard, 
Egers~egi, Egg~, Ehrl~r. Engelberger, Engler, Epiney, 
Eymann, Fankhauser, Fasel, Fässler, Fahr Jacqueli_ne, ~ehr 
Lisbeth, Fischer-Hägglingen, Fischer-Seengen, ~lono, Fohn, 
Freund, Fritschi, Goll, Gonseth, Gros Jean-Michel, Gross 
Jost, Grossenbacher, Günter, Gysin Remo, Hafner Ursula, 
Hasler Ernst Hegetschweiler, Heim, Hass Otto, Hochreute­
ner Jans Jirtzet Kalbermatten, Keller Christine, Kunz, Lau­
per: Lee~ann, L~u. Leuenberger, Loeb, Maitre, Meier Hans, 
Meyer Therese, Pelli, Philipona, Ratti, Rennwald, Ruckstu~I, 
Ruf Sandoz Marcel Schallar, Schenk, Schlüer, Schmid 
Odiio Schmied Walt~r Seiler Hanspeter, Stamm Luzi, Stei­
ner, 'stump, Tschäppät, Tschopp, Tsc~uppert, Vetterli, 
Vogel, von Feiten, Weigelt, Weyeneth, W1dng, Wiederkehr, 
Wrttenwiler, lapfl, Zbinden, Zlegler, Zwygart (101) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuseslabsents: 
Ammann Schoch, Aregger, Bangerter, Ba~man~ Alexander, 
Baumann Ruedi, Baumbergar, Back, Beguelm! Bezzola, 
Bircher, Blocher, Bonny, Bortoluzzi, Bosshard_. Buhrer, Bur­
gener, Carobbio, Cavadini Adriano, Cavalh, Columberg, 
David, de Dardel, Dreher, Fehr Hans, Frey Claude, Frey Wal­
ter Friderici Gadient Geiser, Genner, Giezendanner, Gro­
bet Grass Andreas, 1Guisan, Gusset, Gysin Hans Rudolf, 
Haering Binder, Hämmerle, Herczog, Hass Peter, Hollen­
stein Hubmann Jmhof Jaquet, Jeanpretre, Keller Rudolf, 
Ko~el, Kuhn, Kühne, ~chat, Langenberger, Lötseher, Marti 
Werner, Maspoli, Maurer, Maury Pasquier, M~yer Theo, 
Moser, Mühlemann, Müller Erich, Müller-Hemm,, Nabholz, 
Oehrli, Ostermann, Pidoux, Pini, Raggenbass, Randegger, 
Rechsteiner Paul, Rechsteiner Rudolf, Roth, Ruffy, Rychen, 
Scharrer Jürg, Scheurer, Schmid S~muel, Semade!"i, 
Simon, Speck, Spielmann, Stamm Jud1th, Steffen, Stem­
egger, Steinemann, Strahm, Stucky, Suter, Teuscher, 
Thanei, Theiler, Vallendar, Vermot, Vollmer, von Allmen, 
Waber, Weber Agnes, Widmer, Wyss (98) 

Präsidium, stimmt nicht - Presidence, ne vote pas: 

B. Bundesgesetz über die Bundesstrafrechtspflege 
B. Loi federale sur la procedure penale 

Detailberatung - Examen de detail 

THel und Ingress, Zlff. 1-111 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Tltre et preambule, eh. 1-111 
Proposition de /a commlssion 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur /'ensemble, nominatlf 
(Ref.: 3142) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent Je projet: 
Aeppll, Aguet, Alder, Ammann Schoch, Antllle, Baader, 
Banga, Bangerter, Baumann Stephani:, Berberat, Binder, 
Blaser, Borel, Borer, Brunner Toni, Buhl!llann, Burgener, 
Chlffelle, Christen, Comby, Debons, Dettlmg, Donat!, Do~­
mann, Ducrot, Dünki, Dupraz, Durrer, Eberhard, Egerszegr, 
Eggly, Ehrler, Engler, Epiney, Eymann, Fankhauser, Fasel, 
Fässler, Fehr Jacqueline, Fehr Lisbeth, Fis~her:Hägglingen, 
Fischer-Seengen, Florio, Föhn, Freund, Fritsch1, Goll, Gon­
seth, Gros Jean-Michel, Grass Andreas, Grass Jost, Gros­
senbacher, Günter, Gysin Remo, Hafner Ursula, Hasler 
Ernst Hegetschweiler, Heim, Hass Otto, Hochreutener, 
Jans' Jutzet Kalbermatten, Keller Christine, Kuhn, Kunz, 
Laup~r. Lee:mann, Leu, Leu~berger~ Lötsc~er, -~altre, 
Meier Hans, Meyer Therese, Muller Ench, Pelll, Phthpona, 
Rechsteiner Paul, Rennwald, Ruckstuhl, Ruf, Sandoz Mar­
cel, Schaller, Schenk, Schlüer, Schmid ~dilo, ~hmied Wal­
ter, Seiler Hanspeter, Stamm Luz1, Stemer, Stump, 
Tschäppät, Tschopp, Tschuppert, Vettern, yogel, von All­
men, von Feiten, Weigelt, Weyeneth, Widng, Wiederkehr, 
Wittenwiler, Zapfl, Zbinden (105) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuseslabsents: 
Aregger, Baumann Alexander, Baumann Ruedi, Baumber­
ger, Back, Beguelin, Bezzola, Birche~, Blocher, _Bonny,. Bor­
toluzzi, Bosshard, Bührer, Carobb10, Cavadmi Adnano, 
Cavalli Columberg, David, de Dardel, Dreher, Engelberger, 
Fehr H:ms, Frey Claude, Frey Walter, Fri~erici, Gadient, G~i­
ser, Genner, Giezendanner, Grobet, Gu1san, Gusset, Gysm 
Hans Rudolf, Haering Binder, Hämmerle, Herczog, Hess 
Peter, Hollenstein, Hubmann, lmhof, Jaquet, Jeanpretre, 
Keller Rudolf, Kofmel, Kühne, Lachat, Langenbe~ger, Loeb, 
Marti Werner, Maspoli, Maurer, Maury Pasqu1er, Mey~r 
Theo, Moser, Mühlemann, Müller-Hemmi, Nabholz, Oehrl!, 
Ostermann, Pidoux, Pini, Raggenbass, Randegger, Ratti, 
Rechsteiner Rudolf, Roth, Ruffy, Rychen, Scharrer Jürg, 
Scheurer, Schmid Samuel, Semadeni, Simon, Speck, Spiel­
mann Stamm Judith, Steffen, Steinegger, Steinemann, 
Strah,'.n, Stucky, Suter, Teuscher, Thanei, Theiler, Vallender, 
Vermot, Vollmer, Waber, Weber Agnes, Widmer, Wyss, Zieg­
ler, Zwygart (94) 

Präsidium, stimmt nicht - Presidence, ne vote pas: 
Heberlein (1 ) 

c. Bundesgesetz Ober das Verwaltungsstrafrecht 
Heberlein (1) c. Lol federale sur le drolt penal administratlf 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress, Zlff. 1, II 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
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Titre et preambule, eh. 1, II 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur rensemble, nominatif 
(Ref.: 3143) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent Je projet: 
Aguet, Alder, Ammann Schech, Antille, Baader, Banga, Ban­
gerter, Baumann Stephanie, Berberat, Binder, Blasar, Borel, 
Brunner Toni, Bühlmann, Burgenar, Christen, Debons, Dett­
ling, Donati, Dormann, Ducrot, Dünki, Durrer, Eberhard, 
Egerszegi, Eggly, Ehrler, Engler, Epiney, Eymann, Fankhau­
ser, Fasel, Fässler, Fahr Jacqueline, Fehr Lisbeth, Fischer­
Hägglingen, Fischer-Seengen, Florio, Föhn, Freund, Fritschl, 
Goll, Gonseth, Gros Jean-Michel, Grossenbacher, Günter, 
Gysin Remo, Hafner Ursula, Hasler Ernst, Hegetschweiler, 
Heim, Hass Otto, Hochreutener, Hubmann, Jans, Kalber­
matten, Keller Christine, Kuhn, Kunz, Lauper, Leemann, 
Leu, Leuenberger, Lötseher, Maitre, Meier Hans, Meyer 
Therese, Pelli, Philipona, Rennwald, Ruckstuhl, Ruf, Sandoz 
Marcei, Schaller, Schenk, Schlüer, Schmid Odilo, Schmied 
Walter, Seiler Hanspeter, Stamm Judith, Stamm Luzi, Stei­
nar, Stump, Tschäppät, Tschopp, Tschuppert, Vetterli, 
Vogel, von Allmen, von Feiten, Weigelt, Weyeneth, Widrig, 
Wiederkehr, Wittenwiler, Zapfl, Zbinden {97) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuseslabsents: 
Aeppli, Aregger, Baumann Alexander, Baumann Ruedi, 
Baumberger, Back, Beguelin, Bezzola, Bircher, Blocher, 
Bonny, Borer, Bortoluzzi, Bosshard, Bührer, Carobbio, Cava­
dini Adriane, Cavalli, Chiffelle, Columberg, Comby, David, de 
Dardel, Dreher, Dupraz, Engelberger, Fahr Hans, Frey 
Claude, Frey Walter, Friderici, Gadient, Geiser, Genner, Gie­
zendanner, Grobet, Gross Andreas, Gross Jost, Guisan, 
Gusset, Gysin Hans Rudolf, Haering Binder, Hämmerle, 
Herczog, Hass Peter, Hollenstein, lmhof, Jaquet, JeanprAtre, 
Jutzet, Keller Rudolf, Kofmel, Kühne, Lachat, Langenberger, 
Loeb, Marti Werner, Maspoli, Maurer, Maury Pasquier, 
Meyer Theo, Moser, Mühlemann, Müller Erich, Müller­
Hemmi, Nabholz, Oehrli, Ostermann, Pidoux, Pini, Raggen­
bass, Randegger, Ratti, Rechsteiner Paul, Rechsteiner 
Rudolf, Roth, Ruffy, Rychen, Scharrer Jürg, Scheurer, 
Schmid Samuel, Semadeni, Simon, Speck, Spielmann, Stef­
fen, Steinegger, Steinemann, Strahm, Stucky, Suter, Teu­
scher, Thanei, Theiler, Vallendar, Vermot, Vollmer, Waber, 
Weber Agnes, Widmer, Wyss, Ziegler, Zwygart (102) 

Präsidium, stimmt nicht - Presidence, ne vote pas: 
Heberlein (1) 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

Motion 98.3366 

Präsidentin: Die Kommission beantragt, die Motion des 
Ständerates zu überweisen. Der Bundesrat ist bereit, die Mo­
tion entgegenzunehmen. 

Überwiesen - Transmis 

Entwurf 93.062 - Pro/et 93.062 

Präsidentin: Die Kommission beantragt, dem Ständerat zu­
zustimmen und auf dieses Geschäft nicht einzutreten. 

Angenommen -Adopte 

Amtliches Bulletln der Bundesversammlung 

99.010 

Kantonsverfassungen 
(LU, NW, GL, BL, SH, AR, GR, AG). 
Gewährleistung 
Constitutions cantonales 
(LU, NW, GL, BL, SH, AR, GR, AG). 
Garantie 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 27. Januar 1999 (BBI 1999 2514) 
Message et projet d'arrAte du 27 janvler 1999 (FF 1999 2299) 
Beschluss des Ständerates vom 2. Juni 1999 
Declslon du Conseß des Etats du 2 Juin 1999 
Kategorie V, Art 68 GRN-Cat4gorie V, art. 68 RCN 

Leu Josef {C, LU) unterbreitet im Namen der Staatspoliti­
schen Kommission (SPK) den folgenden schriftlichen Be­
richt: 

Nach Artikel 6 Absatz 1 der Bundesverfassung sind die Kan­
tone verpflichtet, für ihre Verfassungen die Gewährleistung 
des Bundes einzuholen. Nach Absatz 2 des gleichen Artikels 
gewährleistet der Bund kantonale Verfassungen, wenn sie 
weder die Bundesverfassung noch das übrige Bundesrecht 
verletzen, die Ausübung der politischen Rechte in republika­
nischen Formen sichern, vom Volk angenommen worden 
sind und revidiert werden können, sofern die absolute Mehr­
heit der Bürger es verlangt. Erfüllt eine kantonale Verfassung 
diese Voraussetzungen, so muss sie gewährleistet werden; 
erfüllt eine kantonale Verfassungsnorm eine dieser Voraus­
setzungen nicht, so darf sie nicht gewährleistet werden. 
Die vorliegenden Verfassungsänderungen haben zum Ge­
genstand: 
- Luzern: Verkleinerung des Grossen Rates; 
- Nidwalden: Anzahl der Mitglieder des Regierungsrates, 
Gesetzgebungskompetenzen, Amtsdauer der Mitglieder des 
Landratsbüros, Aufnahme von öffentlichen Anleihen, Ab­
schaffung der Amtsdauer der Beamtinnen und Beamten, 
Quorumszahlen In Gemeindeangelegenheiten; 
- Glarus: öffentliche Verteidigung; 
- Basel-Landschaft: Personalrecht, Änderungen des obliga-
torischen Gesetzes- und Staatsvertragsreferendums, Beson­
deres Untersuchungsrichteramt, Waid; 
- Schaffhausen: Organisation des Einzelrichterwesens; 
- Appenzell Ausserrhoden: Änderungen im Bereich der poli-
tischen Rechte; 
- Graubünden: Finanzordnung; 
- Aargau: Betriebe der Energieversorgung. 
Alle Änderungen entsprechen Artikel 6 Absatz 2 der Bundes­
verfassung, sie sind deshalb zu gewährleisten. 

Leu Josef {C, LU) presente au nom de la Commission des 
institutions politiques (CIP) le rapport ecrit suivant: 

En vertu de l'articie 6 alinea 1 er de la Constitution federale, 
las cantons sont tenus de demander a la Confederatlon la ga­
rantle de leur constitutlon. Selen l'alinea 2 de ce mäme arti­
cie, la Confederatlon accorde la garantle, pour autant que 
ces constitutions solent conformes a la Constltutlon federale 
et a l'ensembie du droit federal, qu'elles assurent l'exerclce 
des drolts politlques seien des formes republlcaines, qu'elles 
aient ~e acceptees par le peuple et qu'elles pulssent &tre re­
visees iorsque la majorite absolue des citoyens le demande. 
Si une disposition constltutlonnelle cantonale rempiit toutes 
ces conditions, la garantle federale doit iui Mre accordee; si­
non, alle lul est refusee. 
En l'espece, las modlfications constltutionnelles ont pour ob­
jet: 
- Luceme: la reduction du nombre de deputes au Grand 
Conseil; 
- Unterwaid-ie-Bas: la reductlon du nombre des membres du 
Conseil d'Etat, las comp6tences legislatives, la duree du 
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98.009 

Massnahmen 

s 

zur Verbesserung der Effizienz 
und der Rechtsstaatlichkeit 
In der Strafverfolgung. 
Gesetzesänderungen 
Mesures tendant 
a l'amelioration de l'efficacite 
et de la legalite 
dans la poursulte penale. 
Modification de lo1s 

Differenzen - Divergences 
Siehe Jahrgang 1998, Seite 1173-Volr annae 1998, page 1173 

Beschluss des Nationalrates vom 10. Juni 1999 
D~lon du Consen national du 1 O Juln 1999 

A. Schweizerisches Strafgesetzbuch 
A. Code penal sulsse 

Art 340bis 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.•.. von Artikel 260ter ausgehen, wenn ...• 
a. Festhalten 
b. Festhalten 
c. Streichen 
Abs.2,3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 340bls 
Proposition de la commission 
Al. 1 
.... 26oter, si .... 
a. Maintenir 
b. Maintenir 
c. Bitter 
Al.2,3 
Adherer a la decision du Conseil national 

Art. 374 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art 374 al.1 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Zlff.11 Zlff.1 Art 18bls Abs. 1bls 
Antrag der Kommission 
Er kann einfache Verfahren den kantonalen Behörden zur 
Untersuchung, Anklage und Beurteilung Obertragen. 

Ch. II eh. 1 art.18bls al. 1bls 
Proposition de la commlsslon 
II peut deleguer lea enquetes simples aux autorit~ cantona­
les pour instructlon, accusatlon et jugement. 

Brunner Christiane (S, GE), rapporteuse: Pour memolre, le 
projet du Conseil federal eat dlvlse en trols projets d'arretes 
federaux: 
- Je premler porte sur l'lntroductlon d'un nouvel artlcle 340bls 
dans le Code penal pour attribuer de nouvellea competencea 
a la Confederation en matlere de poursulte de Ja criminallte 
economique et du crlme organise; 
- Je deuxieme consiste en une revision de Ja loi federale sur 
Ja procedure penale dans Je sens d'une amelioratlon des 
droits de Ja defense; 
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- Je troisieme porte sur Ja revision de Ja loi federale sur Je 
droit penal administratif dans Ja directlon d'une delegatlon de 
competences aux autorites federales ou cantonales de pour­
suite penale. 
Les divergences qui subsistent encore entre Je Conseil natio­
nal et votre commission concement uniquement Je premier 
arrete, plus precisement la teneur de l'article 340bis du Code 
penal. C'est particulierement la forrnulation de cet arti­
cle 340bis qui a ete au centre de nos debats, lors de la ses­
sion d'automne et d'hiver 1998. Nous avions rejete, par 
25 voix contre 11, la proposition Marty Dick qui proposait 
d'attribuer a Ja Confederation une competence imperative de 
poursuivre Ja criminalite economique et organisee. 
Notre Conseil a donc privilegie la competence potestative, 
tout en precisant les criteres altematifs autorisant l'interven­
tion de Ja Confederation. Nous avons egalement introduit un 
nouveau critere ayant trait aux ressourcea a dispositlon des 
cantons pour la poursulte de ce type particulier de criminalite. 
Le Conseil national, sur proposition de la majorite de sa com­
mission, ne nous a pas suivis, puisque c'est par 101 voix con­
tre 5 qu'il a tranche en faveur d'un systeme mixte, en accor­
dant a la Confederation une competence imperative pour la 
poursuite de la criminallte economique grave - corruption, 
blanchiment d'argent- et de la criminalite organisee, lorsqu'il 
s'agit d'infractions commises au niveau international ou inter­
cantonal, ou lorsque ces affaires sont complexes et impor­
tantes par leur ampleur. 
Le Conseil national a supprime la reference aux ressources 
dont les cantons disposent. Le systeme mixte retenu par le 
Conseil national engendrera des coOts supplementaires esti­
mes a 15 millions de francs par rapport a ceux budgetes dans 
le message du Conseil federal, soit au total 25,5 millions de 
francs. Pour certains, cet accroissement des coQts n'est en 
aucun cas alarrnant, dans Ja mesure Oll les cantons seront 
decharges financierement de par cette attribution de compe­
tence a la Confederation, et Oll une poursuite penale efficace 
de ce type de criminalite engendrera egalement des avanta­
ges financiers. 
Toutefois, dans le souci d'evlter que le Ministere public de la 
Confederation ne solt contraint de poursuivre des cas «baga­
telles» de criminalite economique, le Conseil national a con­
fere a Ja Confederation une competence potestative en ma­
tiere de poursuite d'infractions telles que des vols, des faux 
dans les titres, soit les infractions contenues dans les titres 
deuxieme et onzieme de la partie speciale du Code penal 
suisse. 
Pour le Conseil national, la poursuite de ces infractions doit 
ressortir de la competence de la Confederation aux condi­
tlons cumulatives suivantes: premierement, si alles ont ete 
commises «totalement ou partiellement a l'etranger ou dans 
plusieurs cantons»; et deuxiemement, «si leur ampleur et 
leur complexite exigent l'unite des investigatlons», et pour 
autant qu'aucune autorite cantonale de poursuite penale ne 
soit saisie de l'affaire, ou que l'autorite cantonale de pour­
suite penale competente sollicite du Ministare public de la 
Confederation la reprise de la procedure. 
Sur propositlon de M. Danioth, votre commlssion a, a l'unani­
mlte, a nouveau renonce a suivre la verslon du Conseil fede­
ral en ce qui conceme le critere de l'ampleur et de la com­
plexite des investlgatlons. Ces notlons de complexlte et d'am­
pleur sont en effet proprea a generer des confllts de compe­
tence entre la Confederatlon et les cantons, d'autant plus 
qu'elles sont difficiles a definir de maniere objective. Nous 
avons ainsi maintenu la dlvergence avec Je Conseil national, 
en privilegiant des criteres objectifs, c'est-a-cllre Ja commis­
slon des actea en grande partie a l'etranger, ou la commlssion 
des actes dans plusleurs cantons, sans qu'il existe un centre 
de gravite net dans l'un d'entre eux. 
J'en viens ainsi- d'ailleurs, II faut prendre ies deux articles en 
meme temps parce qu'ils ont un lien - a l'artlcle 1 Sbls. Car 
pour eviter que la Confederation ait a ouvrir une procedure 
d'investigatlon pour les affalres simples unlquement parce 
que les falts constltutifs de grave crimlnalite economlque, au 
sens de l'article 340bls alinea 1 er, se sont deroules dans plu­
sieurs cantons, Ja commission a accepte, a l'unanimlte tou-
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jours, l'lntroduction d'un nouvel alinea 1 bis a l'article 18bis de 
la loi tederale sur la procedure penale. 
En effet, plus le canton est petit, plus la probabilite est grande 
que les actes punissables s'etendent au-dela des trontieres 
cantonales. Si, par exemple, un homme d'affaires corrompait 
tant les autorites f1SCales du canton d'Appenzell Rhodes-ln­
terieures que les autorites fiscales du canton d' Appenzell 
Rhodes-Exterieures, la competence de la Confederation se­
rait deja donnee, quand bien meme l'importance de l'affaire 
n'aurait pas exlge l'intervention de la Confederation. II taut 
donc temperer quelque peu les criteres que nous avons 
maintenus aux lettres a et b de l'alinea 1 er de l'article 340bis 
du Code penal par l'introduction d'une disposition stipulant 
que le procureur general peut deleguer les enquetes simples 
aux autorites cantonales pour instruction, accusation et juge­
ment. Le nouvel alinea 1 bis de l'article 1 Bbis de la loi federale 
sur la procedure penale se rapproche par ailleurs des criteres 
d'ampleur et de complexite qui auraient ete souhaites, tant 
par le Conseil federal que par le Conseil national, taut en 
ayant le merite de clarifier la question de l'attribution de com­
petence. 
Donc, pour les cas «bagatelles» de criminalite economique, 
votre commission s'est ralliee a la decision du Conseil natio­
nal de conferer une competence potestative au Ministare pu­
blic de la Confederation, a savoir que la Confederation pos­
sede une competence d'investigation, pour autant qu'aucune 
autorite cantonale de poursuite penale ne soit saisie de l'af­
faire au que l'autorite cantonale de poursuite penale compe­
tente sollicite du Ministere public de la Confederation la re­
prise de la procedure. 
Votre commisslon a finalement decide de se rallier a la deci­
sion du Conseil national en abandonnant le critere des res­
sources a disposltion des cantons; nous avons convenu avec 
le Conseil national que les organes de coordination que sont 
les Offices centraux de police criminelle constituent des ins­
truments efficaces pour soutenir les cantons qui presentent 
des lacunes en personnel qualifie et en infrastructure. 
Nous vous invitons a soutenir sa proposition et a maintenir la 
divergence avec le Conseil national aux articles 340bis ali­
nea 1 er lettres a et b du Code penal, ainsi qu'a l'article 18bis 
alinea 1 bis de la loi federale sur la procedure penale, ces 
deux articles devant se comprendre ensemble. 

Marty Dick (R, Tl}: Seulement deux mots. Taut d'abord, jene 
resiste pas a la tentation de dire que nul n'est prophete dans 
sa Chambre - je pense naturellement aux Chambres federa­
les -, vu que ma proposition a ete reprise en grande partie 
par le Conseil national. 
J'aimerais toutefois preciser que les coüts de cette operation 
ne sont pas de 15 millions de francs, comme cela est indique 
d'une fa~n erronee dans le proces-verbal de la commission, 
mais de 50 millions de francs. D'ailleurs, en relisant le pro­
ces-verbal, on voit que je reprends moi-meme le chiffre de 
50 millions de francs, au sein de la commission. Cette 
somme ne doit pas nous epouvanter, car gräce a celle-ci 
nous avons la possibilite d'organiser une repression penale 
beaucoup plus etticace et cet investissement aura un retour 
positif pour l'ensemble de l'economle. 
D'autre part, ces frais assumes par la Contederation seront 
autant de frais que les cantons auront en moins, et Je vous 
rappelle qu'on avait adopte une motion invitant a repenser la 
repartition des coats financiers entre la Conti§deration et les 
cantons dans ce domaine. 
Je crois que cette precision etait necessaire. 

Danloth Hans (C, UR}: Ich erlaube mir auch noch, zwei Be­
merkungen anzuführen. Ich glaube, wir haben nun zusam­
men mit dem Nationalrat aufgrund der selnerzeitlgen Version 
von Kollege Marty Dick eine Lösung gefunden, vor allem 
auch mit der Möglichkeit, gemäss Artikel 18bis des Bundes­
gesetzes Qber die Bundesstrafrechtspflege In Jedem Stadium 
des Verfahrens einfache Fälle von der Bundesanwaltschaft 
auf die Kantone zu Obertragen. Es kann also eine gewisse 
Eindämmung des Überhandnehmens der Fälle beim Bund 
erfolgen. Das ist das eine. 

Das andere habe ich schon in der Kommission gesagt und 
möchte es hier auch wiederholen. Wie ein roter Faden zog 
sich der Vorwurf durch die Debatte, die Lösung des Bundes­
rates bzw. des Ständerates ermögliche es der Bundesanwäl­
tin, attraktive Fälle herauszugreifen und den Rest den Kanto­
nen zu überlassen, d. h., eine Politik des Rosinenpickens zu 
betreiben. Es scheint mir eigenartig zu sein, dass wir eine 
«Lex Dei Ponte» machen wollen; jetzt ist das ja Vergangen­
heit. Wir sollten die Gesetze nicht ad personam zimmern, 
sondern die Bedürfnisse klären und eine sachliche, bedarfs­
gerechte Lösung finden. Das wollte ich hier als Antwort auf 
die überdeutliche Kritik im Nationalrat doch noch sagen. 

Brunner Christiane (S, GE}, rapporteuse: Je veux juste con­
firmer la precision apportee par M. Marty Dick. J'ai mentionne 
tout a !'heure le montant de 15 millions de francs au lleu de 
celui de 50 millions de francs. M. Marty a raison, il s'agit blen 
d'un montant de 50 millions de francs. Je partage par ailleurs 
la justification qu'il a apportee a l'investissement de ce mon­
tant. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Ihr Rat hatte in grundsätzlicher 
Übereinstimmung mit dem Entwurf des Bundesrates be­
schlossen, dass die Strafverfolgungskompetenz des Bundes 
auf dem Gebiet komplexer Kriminalität eine fakultative sein 
solle. Dies vor allem aus finanziellen Gründen, aber auch aus 
föderalistischer Rücksichtnahme und auch, um den Bundes­
behörden ein sukzessives Hineinwachsen in die neuen Auf­
gaben zu ermöglichen. 
Der Nationalrat hat anders entschieden und will, dass die 
Bundesbehörden, abgesehen von Bagatellfällen, allein fQr 
die Bekämpfung von organisierter Kriminalität - einsohliess­
lich Internationaler und interkantonaler Korruption und Geld­
wäscherei - zuständig sein sollen. Auf dem Gebiet der Wirt­
schaftskriminalität hingegen bleiben grundsätzlich die Kan­
tone zuständig. Sie können aber den Bund um Übemahme 
eines Verfahrens ersuchen. 
Ihre vorberatende Kommission hat sich nun im Grundsatz 
dieser Konzeption angeschlossen. Der Bundesrat widersetzt 
sich dem Systemwechsel nicht, er weist aber noch einmal 
deutlich darauf hin, dass damit recht einschneidende finan­
zielle Konsequenzen verbunden sind. Auch wenn sich die 
diesbezüglichen Kosten heute nur ganz grob abschätzen las­
sen, können sie mittelfristig doch um die 50 Millionen Fran­
ken pro Jahr betragen. Es ist mir wichtig, dies hier noch ein­
mal zu unterstreichen. Ich will, um übertriebenen Erwartun­
gen vorzubeugen, auch klar darauf hinweisen, dass es einige 
Zeit dauern wird, bis die nötige Infrastruktur auf Bundes­
ebene aufgebaut ist und die neue Organisation ihr volles 
Rendement erbringen kann. 
Was die verbleibenden Differenzen zwischen den Anträgen 
Ihrer Kommission und den Beschlüssen des Nationalrates 
anbelangt, so sind diese von nicht allzu grosser Tragweite. 
Im wesentlichen geht es dabei darum, dass der Ständerat die 
Kompetenzen des Bundes etwas einschränkender umschrei­
ben will, indem Bundesbehörden nur tätig werden sollen, 
wenn die Straftaten einen eigentlichen Schwerpunkt im Aus­
land haben oder wenn im Interkantonalen Verfahren kein ein­
deutiger AnknOpfungspunkt bei einem Kanton gegeben ist. 
Der Nationalrat wie auch Ihre Kommission wollen aber, dass 
Bagatellfälle nach wie vor von den kantonalen Behörden be­
handelt werden können. Gerade auch mit Blick auf diesen 
letzten Punkt kann der Bundesrat sowohl mit der Option des 
Nationalrates wie auch mit Jener Ihrer Kommission leben. 

Angenommen -Adoptt§ 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

Bulletin olllclel de I' Assemblde f*!drale 
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98.009 

Massnahmen 
zur Verbesserung der Effizienz 
und der Rechtsstaatlichkeit 
in der Strafverfolgung. 
Gesetzesänderungen 
Mesures tendant 
a l'amelloratlon de l'efficacite 
et de la legalite 
dans la poursuite penale. 
Modlfication de lols 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 28.01.98 (BBI 1998 1529) 
Message du Consell flkleral 28.01.98 {FF 1998 1253) 
Ständerat/Conseil des Etats 07 .10.98 
Ständerat/Conseil des Etats 01.12.98 
Nationalrat/Conseil national 10.06.99 
Ständerat/Conseil des Etats 28.09.99 

Lauper Hubert (C, FR), pour la commission: La loi dont 
nous liquidons les divergences aujourd'hui a pour but d'insti­
tuer de nouvelles competences de procedure en faveur de la 
Confederation dans les domaines du crime organise et de la 
criminalite economique. Pour ce faire, le Conseil federal 
nous a soumis un certain nombre de modifications du Code 
penal suisse et de la loi federale sur la procedure penale. 
Si le projet du Conseil federal a passe presque sans encom­
bre le cap du Conseil des Etats, il n'en a pas ete de meme 
dans notre Conseil, puisque nous avons un peu malmene 
l'artlcle 340bis CP. Je vous rappelle que le Conseil federal 
voulait permettre au Ministare public de la Confederation de 
se saisir des causes en matiere de crime organise et de cri­
minalite economique, mais sous forme de la «Kann-Vor­
schrift», c'est-a-dire que cette disposition devenait le libre­
service du Procureur general de la Confederation. 
Nous n'avons pas voulu, en commission et dans ce Conseil, 
de cette maniare de libre-service, et nous avons impose la 
«Muss-Vorschrift», ce qui fait qu'en matiare de crime orga­
nise et de criminalite economique, le Ministere public de la 
Confederation doit se saisir, et il n'a pas le choix. Tout au 
plus a-t-on admis que, dans las enquetes simples, il pouvait 
deleguer l'instruction, l'accusation et le jugement aux can­
tons. 
Le Conseil des Etats a pratiquement suivi les declsions du 
Conseil national et, a part quelques petites modifications 
redactionnelles, nous pouvons dire que nous pouvons nous 
satisfaire du texte tel qu'il est ressortl du Conseil des Etats. 
Nous obtenons ainsi satisfaction sur cette question de prin­
cipe de la saisie, par le Ministare public de la Confederation, 
des actes punissables en matiere de crime organise et de 
criminallte economlque. 
Je vous propose donc d'approuver las proposltlons de la 
Commlsslon des affaires Juridiques d'adherer aux decislons 
du Conseil des Etats. 

Tschlpplt Alexander (S, BE), fOr die Kommission: Es 
gibt nur noch eine kleine Differenz: In Bagatellfällen kann die 
Kompetenz kOnftlg ohne Problem vom Bund an die kantona­
len Strafverfolgungsbehörden delegiert werden; das, nach­
dem man bei der Bundeskompetenz bei der Muss-Formel 
verbleibt 
Die einstimmige Kommission für Rechtsfragen empfiehlt 
Ihnen, sich bei dieser Differenz dem Ständerat anzuschlies­
sen und damit das Geschäft heute definitiv zu bereinigen. 

Prlsldent (Seiler Hanspeter, Präsident): Die SVP-Fraktion 
teilt mit, dass sie sich den Anträgen der Kommission an­
schliesst. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Die erweiterten Bundeskom­
petenzen bedeuten fOr den Bund personelle und finanzielle 
Mehraufwendungen; bisher haben wir dabei von Millionen­
beträgen gesprochen. Nach den Schlussabstimmungen 
werden wir bei der Umsetzung aber nicht nur von Geld, son­
dern auch von Personen und Infrastrukturen sprechen müs­
sen. Bevor der Bundesrat diese Vorlage in Kraft setzen 
kann, muss der Vollzug gesichert sein. Dies bedeutet, dass 
der Ausbau der Bundesanwaltschaft, der Untersuchungs­
richterämter und des Bundesamtes fOr Polizeiwesen rasch 
an die Hand genommen werden muss. Da dabei keine 
Anfänger, sondern erfahrene Praktiker rekrutiert werden, 
muss das nötige Personal von den Kantonen geholt werden. 
Im Sinne der Nachhaltigkeit dürfen wir bei den Kantonen nur 
so viel Substanz abschöpfen, wie dort auch Nachwuchs 
rekrutiert werden kann. Die Mehrbelastung wird mit einer 
zeitlichen Verschiebung zuerst bei der Polizei, dann bei der 
Bundesanwaltschaft und zuletzt bei den Untersuchungsrich­
tern anfallen. Der neue Bundesanwalt muss bereit sein, 
seine neuen Kompetenzen vorerst zurückhaltend wahrzu­
nehmen. Bei den obligatorischen Fällen muss er die 
Schwelle der Internationalität und der Komplexität zu Beginn 
hoch ansetzen und nur wenige fakultative Fälle an sich zie­
hen. 
Die Beachtung dieser Rahmenbedingungen wird es dem 
Bundesrat erlauben, auch diese Vorlage im Verlauf des 
zweiten Semesters 2000 in Kraft zu setzen. Aber die Räte 
und die Kantone müssen zustimmend zur Kenntnis nehmen, 
dass die volle Operatlonalität erst in einigen Jahren erreicht 
sein wird. 

1. Schweizerisches Strafgesetzbuch 
1. Code penal sulsse 

Zlff. l Art. 340bis Abs. 1; Zlff. II Arl 18bls Abs. 1bls 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. l art. 340bls al. 1; eh. II art.18bls al.1bls 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

98.067 

Gerichtsstand In Zivilsachen. 
Bundesgesetz 
Fors en matiere clvile. 
Loi federale 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 18.11.98 {BBI 1999 2829) 
Message du Conseil f6deral 18.11.98 {FF 1999 2591) 
Nationalrat/Conseil natlonal 10.06.99 
Ständerat/Conseil des Etats 05.10.99 

Lauper Hubert (C, FR), pour la commission: La Commls­
slon des affalres juridlques s'etant ralliee a la plupart des 
declsions du Conseil des Etats, II n'y a plus que quelques 
divergences, que nous vous proposons de maintenir. C'est 
alnsl qu'aux artlcles 22, 27 et 38, la commlssion dlverge 
d'avec le Conseil des Etats. A l'artlcle 41, par contre, la 
majorite de la commisslon propose de malntenlr une dlver­
gence, alors qua la mlnorite de la commisslon se rallie a la 
decision du Conseil des Etats. 
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99.074 

Revidierte Rheinschifffahrtsakte. 
Zusatzprotokoll Nr. 5 
Convention revisee 
pour la navigation du Rhin. 
Protocole additlonnel No 5 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 08.09.99 (BBI 1999 9089) 
Message du Conseil f~eral 08.09.99 (FF 1999 8449) 

Ständerat/Conseil des Etats 08.12.99 
Nationalrat/Conseil national 21.12.99 
Ständerat/Conseil des Etats 21.12.99 
Nationalrat/Conseil national 21.12.99 

1. Bundesgesetz über die Durchführung von Auflagen 
für die Inbetriebnahme von Rhelnschlffen und von 
Massnahmen zur Förderung des Rhelnschiffsverkehrs 
1. Lol federale concernant la mlse en oeuvre 
des condltlons appllcables a la mlse en servlce 
des bateaux de la navlgatlon rhenane et les mesures 
en vue de promouvolr la navlgatlon rhenane 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 39 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

2. Bundesbeschluss betreffend das Zusatzprotokoll 
Nr. 5 zur Revidierten Rhelnschlfffahrtsakte 
2. Arrete federal portant approbatlon du protocole 
addltlonnel No 5 a la Conventlon revlsee 
pour la navlgatlon du Rhln 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes ..•. 39 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

98.009 

Massnahmen 
zur Verbesserung der Effizienz 
und der Rechtsstaatlichkeit 
In der Strafverfolgung. 
Gesetzesänderungen 
Mesures tendant 
il l'amelloratlon de l'efflcaclte 
et de la legallte 
dans la poursulte penale. 
Modlflcatlon de lols 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 28.01.98 (BBI 1998 1529) 
Message du Conaell federal 28.01.98 (FF 19981253) 
Ständerat/Conseil des Etats 07 .10.98 
Ständerat/Conseil des Etats 01.12.98 
Nationalrat/Conseil national 10.08.99 
Stinderat/Consall des Etats 28.09.99 
Nationalrat/Conseil national 07.12.99 

Wlckl Franz (C, LU), für die Kommission: Der Vollständig­
keit halber muss ich Ihnen zuhanden des Protokolls im Auf-

Amtllches Bulletin der Bundesvaraammlung 

trag der Radaktionskommission zum Geschäft 98.009, 
«Massnahmen zur Verbesserung der Effizienz und der 
Rechtsstaatlichkeit in der Strafverfolgung. Gesetzesänderun­
gen», noch folgendes erklären: In der Vorlage 1 Schweize­
risches Strafgesetzbuch, Ziffer II, war gemäss B~tschaft des 
Bundesrates in Artikel 18 des Bundesgesetzes über die Bun­
desstrafrechtspflege ein Absatz 5 mit dem Inhalt vorgesehen: 
«Vorbehalten bleibt die Zuständigkeit der Bundesassisen.» 
Am 8. Oktober 1999 wurde von den eidgenössischen Räten 
das Bundesgesetz über die Abschaffung der Bundesassisen 
verabschiedet Die Referendumsfrist läuft zwar noch bis zum 
3. Februar 2000. Da aber nicht mit einem Referendum zu 
rechnen ist, hat die Redaktionskommission diesen Absatz im 
Schlussabstimmungstext gestrichen. 
In der Vorlage 2, Bundesgesetz über die Bundesstrafrechts­
ptlege, Ziffer I, hat sich bei Artikel 102 Absatz 2 ein inhaltli­
cher Fehler eingeschlichen. Die Redaktionskommission 
wurde von der Bundesanwaltschaft darauf aufmerksam ge­
macht. Mit dem Vorbehalt von Artikel 18 wollte man vermei­
den, dass der Bundesanwalt über Beweisanträge entschei­
den muss, obwohl der Fall für die Delegation oder die Verei­
nigung nach Artikel 18 Absatz 1 oder 2 reif wäre. Nun hat 
unser Rat in Artikel 18bis Absatz 2 eine neue Delegations­
bzw. Vereinigungsmöglichkeit eingebaut, bei der natürlich 
das Gleiche gelten müsste. Der Anpassungsbedarf wurde 
leider übersehen. Richtig müsste es in Artikel 102 Absatz 2 
zweiter Satz heissen: «Die Artikel 18 Absätze 1 und 2 und 
18bis Absatz 2 bleiben vorbehalten.» 
Die Redaktionskommission schlägt Ihnen diese Korrektur 
vor. Sie wird auch vom Berichterstatter im Nationalrat, von 
der Präsidentin der Kommission für Rechtsfragen im Stän­
derat, Frau Brunner, und vom Bundesamt für Justiz befür­
wortet; sie haben dies gutgeheissen. 
Ich gebe das zu Protokoll, damit es der Vollständigkeit hal­
ber festgehalten wird. 

1. Schweizerisches Strafgese'lzbuch 
1. Code penal sulsse 

Abstimmung- Vota 
Für Annahme des Entwurfes .•.• 41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

2. Bundesgesetz über die Bundesstrafrechtspflege 
2. Lot federale sur la procedure penale 

Abstimmung - Vota 
Für Annahme des Entwurfes .... 41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

3. Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht 
3. Lol federale sur Je drolt penal adminlstratH 

Abstimmung - Vota 
Für Annahme des Entwurfes .... 39 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

michael.tellenbach
Textfeld
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98.009 

Massnahmen 
zur Verbesserung der Effizienz 
und der Rechtsstaatlichkeit 
in der Strafverfolgung. 
Gesetzesänderungen 
Mesures tendant 
a l'amelioratlon de l'efflcacite 
et de la legalite 
dans la poursuite penale. 
Modlfication de lois 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates28.01.98 (BBI 19981529) 
Message du Conseß fedin.128.01.98 (FF 1998 1253) 
Ständerat/Conseil des Etats 07.10.98 
Ständerat/Conseil des Etats 01.12.98 
Natlonalrat/Conseß national 10.06.99 
Ständerat/Conseil des Etats 28.09.99 
Nationalrat/Conseil national 07 .12.99 
Ständerat/Conseil des Etats 22.12.99 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Auch hier ist eine 
Erklärung der Redaktionskommission notwendig. 

Grass Andreas (S, ZH), für die Kommission: Beim ersten 
Gesetz - Massnahmen zur Verbesserung der Effizienz und 
der Rechtsstaatlichkeit in der Strafverfolgung - hat es 
ursprünglich die Bundesassisen noch gegeben, und deshalb 
hat man in Artikel 18 Absatz 5 einen Vorbehalt der Zustän­
digkeit eingebaut. Im Oktober dieses Jahres haben wir ein 
Bundesgesetz gemacht, mit dem die Bundesassisen abge­
schafft worden sind. Das Referendum ist bis jetzt nicht 
ergriffen worden, und obwohl die Referendumsfrist erst am 
3. Februar 2000 abläuft, haben wir Absatz 5 von Artikel 18 
gestrichen. 
Der zweite Vorbehalt betrifft einen inhaltlichen Fehler: In 
Artikel 18 Absatz 2 hat der Ständerat eine neue Delegations­
und Vereinigungsmöglichkeit eingeführt, und diese Neue­
rung muss bei Artikel 1 02 Absatz 2 zur Aufzählung hinzuge­
fügt werden. Das haben wir gemacht, ohne dass das 
beschlossen wurde, und deshalb muss ich das sagen. 

1. Schweizerisches Strafgesetzbuch 
1. Code penal sulsse 

Abstimmung - Vote 
<namentlich - nominatif: Bejlage - Annexe 98.009/149} 
Für Annahme des Entwurfes ..•• 172 Stimmen 
Dagegen .•.. 1 Stimme 

2. Bundesgesetz über die Bundesstrafrechtspflege 
2. Lol feclerale sur la procedure penale 

Abstimmung - Vote 
<namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 98,009/150) 
Für Annahme des Entwurfes .... 173 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

3. Bundesgesetz Ober das Verwaltungsstrafrecht 
3. Lol federale sur le drolt penal admlnlstratlf 

Abstimmung - Vote 
<namentlich - nomjnatif: Beilage - Annexe 98,009/151 ) 
Für Annahme des Entwurfes .... 176 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

An den Bundesrat-Au Conseil federal 

99.026 

Revision 
des Korruptionsstrafrechtes 
Revision 
du droit penal de la corruption 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 19.04.99 (BBI 1999 5497) 
Message du Conseil federal 19.04.99 (FF 1999 5045) 
Nationalrat/Conseil national 07.10.99 
Nationalrat/Conseil national 07.10.99 
Ständerat/Conseil des Etats 09. 12.99 

Gross Andreas (S, ZH), für die Kommission: Es geht hier 
um das Problem, dass wir ein Gesetz bereits wieder ändern, 
das noch nicht in Kraft getreten ist. Es betrifft die Effizienz­
vorlage, die noch nicht in Kraft ist und jetzt in Ziffer 1 
Absatz 1 bereits geändert werden muss. Wir streichen des­
halb hier diesen Satz nicht und sagen dafür in der Effizienz­
vorlage in einer Fussnote, dass mit dem Inkrafttreten der 
Revision des Korruptionsstrafrechtes der Einleitungssatz 
von Artikel 340bis Absatz 1 StGB angepasst werden muss. 

1. Strafgesetzbuch und Militärstrafgesetz 
(Revision des Korruptionsstrafrechtes) 
1. Code penal et Code penal mllltalre 
(Revision du drolt penal de la corruptlon) 

Abstimmung- Vota 
<namentlich - nominatif: Benage - Annexe 99.026/152} 
Für Annahme des Entwurfes .... 174 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

99.034 

Obllgationenrecht. 
Zweiunddrelsslgster Titel 
Code des obllgatlons. 
Titre trente-deuxieme 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesratas 31.03.1999 (BBI 1999 5149) 
Massage du Conseil fädliral 31.03.1999 (FF 1999 4753) 
Nallonalrat/Consell national 07.10.99 
Stlnderat/Conseil des Etats 08.12.99 

Obllgatlonenrecht (Dia kaufmlnnlsche Buchführung) 
Code des obllgatlons (De Ia comptablllte commerclale) 

Abstimmung- Vote 
{narnentnch - nominatif: Benage - Annexe 99,034/153) 
Für Annahme des Entwurfes .... 175 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

Bulletin ofllclel de r Assembl6e fädlirale 

michael.tellenbach
Textfeld



NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

98.0009 1 

Ref.0149 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Schweizerisches Strafgesetzbuch (Schaffung neuer Verkehrskompetenzen des Bundes in den 
Objet: Code penal suisse (Institution de nouvelles competences de procedure en faveur de la Confederation da 

Gegenstand: Schlussabstimmung 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 22.12.1999 12:06:50 

Aeooli Wartmann 
Aeschbacher 
Antille 
Baader Caspar 
Bader Elvira 
Banaa 
Bangerter 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedl 
Baumann Stephanie 
Beck 
Berberat 
Bemasconi 
Bezzola 
Biaaer 
Bignasca 
Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 
Brunner Toni 
Bugnon 
Bilhlmann 
BQhrer 
Cavalli 
Chappuis 
Chevrier 
Chlffelle 
Christen 
Clna 
Cuche 
de Dardel 
Decurtins 
Dormann Rosemarie 
Dormond Marfyse 
Dunant 
Dupraz 
Durrer 
Eberhard 
Eaerszeai 
Eggfy 
Ehrler 
Enaelberaer 
Estermann 
Evmann 
Fasel 
Fissler 
Fattebert 
Favre 

+ Ja/oui/sl 
= nein / non / no 

+ s ZH FehrHans + V ZH Kofmel 
+ U ZH Fehr Hans-JQrg + S SH Kunz 
+ RVS Fehr JaCQueline + s ZH Kurrus 
+ V BL Fehr Lisbeth + V ZH Lachat 
+ C SC FehrMarlo . S ZH Lafive d'EPinav 
+ s SC Fetz + s BS Laubacher 
+ R BE Fischer-Seengen + RAG Lauper 
+ V TG Föhn + V SZ Leu 
+ G BE Freund + V AR Leutenegaer Haio 
+ S BE Frey Claude + R NE Leutenegger Susann 
+ L VD FreyWalter + V ZH Leuthard 
+ s NE Gadlent + V 3F Loepfe . R GE Galll * C BE Lustenberaer 
+ R GFi Garbani + s NE Maillard 
+ V SG Gendotll + R TI Maitre 
+ - Tl Genner * G ZH Marietan 
+ V ZH Glezendanner + V AG Marti Wemer 
* V ZH Glasson + R FR Masooll 
+ V so Glur + V Li\G Mathvs 
+ V ZH Goll + s ZH Maurer 
+ R ZH Gonseth + G BL Maurv Pasauier 
+ V SG Grobet + s GE Meier-Schatz 
+ V VD Gross Andreas * s ZH Menetrey Savarv 
+ G LU GrossJost + s TG Messmer 
+ R SH Guisan + R VD Mever Therese 
• s Tl Gilnter + s BE Mörgeli 
+ s FR Gutzwilfer + R ZH Muanv 
+ C vs Gysin Hans Rudolf + R BL Müller Erich 
+ s /1/D Gysin Remo + s BS Millfer-Hemmi 
+ R VD Haering Binder + s ZH Nabholz 
+ C vs Haller + V BE Neirvnck 
* G NE Hämmerle . s GR Oehrli 
+ s GE Hassler + V GR Pedrina 
+ C GR Heberlein + R ZH Pelli 
+ C LU Heaetschweiler + R ZH Pfister Theophil 
+ s VD Helm + C so Polla 
* V BS Hass Berhard + • BE Raaaenbass 
+ R GE Hass Peter + C ZG Randeaaer 
+ C 11'1 HessWalter . C SG Rechstelner Paul 
+ C sz Hofmann Urs + s ~G Rechsteiner-Basel 
+ RAG Hollenstein + G SG Rennwald 
+ L BE Hubmann + s ZH Riklin 
+ C AG lmhof + C BL Robblanl 
+ R 11'1 Janiak + s BL Rosslni 
+ C LU Jeder + V BE Ruev 
+ L BS Jossen + s vs Sandoz Marcel 
* G FR Jutzet + s FR Schenk 
+ s SG Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
+ V VD Keller Robert + V ZH Scheurer Remv 
* R VD Koch + s ZH SchlQer 

* entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht tellgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ R SCJ 

+ V LU 
+ R BL 
+ C IU 
+ R SZ 
+ V LU 
+ C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
~ S BL 
+ C AG 
+ C Al 
• C LU 
+ s VD 
+ C GE 
+ C vs 
* S GL 
= - Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
+ s GE 

+ C SG 
+ G r,/D 
+ R rrn 
+ C FR 
+ V ZH 
+ G GE 
+ R ZH 
+ s ZH 
+ R ZH 
+ C VD 
+ V BE 
+ s Tl 
* R Tl 
+ V SG 
+ L GE 
* C ifG 
* R BS 
• s SG 
* s BS 
+ s IU 
+ C ZH 
+ C Tl 
+ s vs 
* L VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 
+ V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Compfete / Tutto Fraktion / Graupe/ Gruppo C D F G L R s 
Ja/oul/si 172 Ja/oul/sl 31 0 0 7 5 37 43 
nein / non / no 1 nein / non / no 0 0 0 0 0 0 0 
enth. / abst. / ast. 0 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 26 entschuldigt/ excuse / scusato 4 0 0 3 1 6 9 

Bedeutung Ja/ Slgnificatlon de oul: 
Bedeutung Nein / Slgnificatlon de non: 

Schmid Qdjfo + C vs 
Schmied Walter + V BE 
Schneider + R BE 
Schwaab • s VD 
Seller Hansoeter # V BE 
Siearist * V ~G 
Simoneschi-Cortesl + C Tl 
Sommaruaa + s BE 
Soeck + V AG 
Spielmann + • ßE 
Spuhler + V il"G 
Stahl + V ZH 
Stamm Luzi + R AG 
Steineaaer * RUF 
Steiner 

1 + R SC 

Strahm i + s BE 
Studer Helner + u 'AG 
Stump + s AG 
Suter + R BE 
Teuscher + G BE 
Thanei + s ZH 
Theiler + R LU 
Tillmanns + s VD 
Trioonez + R BE 
Tschämiät + s BE 
Tschuooert + R LU 
Vallendar + R AR 
Vaudroz Jean-Claud H C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Verrnot + s BE 
Vollmer + s BE 
Waber Christian + u BE 
Walker Felix + C SG 
Walter Hansjörg + V TG 
Wanclfluh + V BE 
Wasserfallen • R BE 
Weigelt + R SG 
Weveneth + V BE 
Wldmer + s LU 
Widrig + C SG 
Wiederkehr + u ZH 
Wlttenwiler + R SG 
wvss Ursula * s BE 
Zäch + C AG 
Zanetll + s so 
Zapft + C ZH 
Zblnden + s 1:1.c; 
Zlsvadfs + • VD 
Zuooiaer + V ZI-
Zwvaart + u BE 

u V -
5 40 4 
0 0 1 
0 0 0 
0 3 0 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

22.12.1999 12:07:20/ 0010 
Conseil national, Systeme de vote electronique 

ldentlf: 46 . 1 /22.12.1999 12:06:50 Ref .: (Erfassung) Nr: 0149 



98.0009_2 

Ref.0150 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft: 
Objet: 

Bundesgesetz über die Bundesstrafrechtspflege 
Loi federale sur la procedure penale 

Gegenstand: Schlussabstimmung 
Objet du vote: 

Abstimmung vom / Vote du: 22.12.1999 12:07:41 

Aeooll Wartmann 
Aeschbacher 
Antllle 
Baader Caspar 
Bader Elvira 
Banaa 
Banaerter 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedl 
Baumann Stephanle 
Beck 
Berberat 
Bemasconl 
Bezzola 
Bigger 
Blgnasca 
Binder 
Siecher 
Borer 
Bortoluzzl 
Bosshard 
Brunner Tonl 
Buanon 
Bühlmann 
Bührer 
Cavalll 
Chaoouis 
Chevrler 
Chiffelle 
Christen 
Clna 
Cuche 
de Dardel 
Decurtlns 
Dormann Rosemarle 
Dormond Marlvse 
Dunant 
Dupraz 
Durrer 
Eberhard 
Egerszegl 
Eggly 
Ehrler 
Enaelberaer 
Estermann 
Evmann 
Fasel 
Fissler 
Fattebert 
Favre 

+ ja/oul/sl 
= nein / non / no 

+ s ~ FehrHans + V ZH Kofmei 
+ u ZH Fehr Hans-Jüra + S SH Kunz 
+ R vs FehrJacqueline + s ZH Kurrus 
+ V BL Fehr Lisbeth + V ZH Lachat 
+ C SC Fehr Marlo * S ZH Lalive d'Eoinav 
+ s SC Fetz + s BS Laubacher 
+ R BE Fischer-Seengen + R AG Lauoer 
+ V TG Föhn + V sz Leu 
+ G BE Freund + V AR Leutenegaer Halo 
+ s BE Frey Claude + R NE Leutenegaer Susann 
+ L VD FrevWalter + V ZH Leuthard 
+ s NE Gadient + V GF Loepfe 
* R GE Gall! . C BE Lustenberger 
+ R 3F Garbanl + s NE Maillard 
+ V SG Gendotti + R Tl Maitre 
+ • Tl Genner * G ZH Marletan 
+ V ZH Giezendanner + V AG MartlWemer 
* V ZH Giasson + R FR Masooli 
+ V SC Glur + VAG Mathvs 
+ V ZH Goll + s ZH Maurer 
+ R ZH Gonseth + G BL Maurv Pasauier 
+ V SC: Grobet + s GE Meier-Schatz 
+ V VD Gross Andreas . S ZH Menetrev Savarv 
+ G LU GrossJost + s rrn Messmer 
+ R SH Guisan + R r.'D Meyer Therese 
+ s Tl Günter + s BE Mörgeli 
+ s FR Gutzwiller + R ZH Muanv 
+ C vs Gvsln Hans Rudolf + R BL Müller Erich 
+ s IVD Gvsin Remo + s BS Müller-Hemm! 
+ R VD Haerina Binder + s ZH Nabhoiz 
+ C vs Haller + V BE Neirvnck 
* G NE Hämmerte * s GR Oehrll 
0 S GE Hassler + V ~F Pedrina 
+ C GR Heberlein + R ZH Pelli 
+ C LU Heaetschweiler + R ZH Pfister Theoohil 
+ s VD Heim + C so Polla 
• V BS Hess Berhard + • BE Raooenbass 
+ R GE Hess Peter + C ZG Randegger 
+ C "' HessWalter * C SC: Rechstelner Paul 
+ C sz Hofmann Urs + s AC: Rechsteiner-Basel 
+ R AG Hollenstein + G SG Rennwald 
+ L GE Hubmann + s ZH Riklin 
+ C M lmhof + C BL Robbiani 
+ R "' Janlak + s BL Rossinl 
+ C LU Joder + V BE Ruev 
+ L BS Jessen + s vs Sandoz Marcel 
• G FR Jutzet + s FF Schenk 
+ s G Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
+ V D Keller Robert + V 21- Scheurer Remv . R 'D Koch + s ZH Schlüer 

* entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen/ n'ont pas vote / non ha votato 

+ R sa 
+ V LU 
+ R BL 
+ C IU 
+ R sz 
+ V LU 
+ C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
~ s BL 
+ C AG 
+ C Al 
• C LU 
• s VD 
+ C GE 

+ C vs . s GL 
+ • Tl 
+ V ~G 
+ V ZH 
+ s :iE 
+ C ;e: 
+ G D 
+ R G 
+ C FR 
+ V ZH 
+ G GE 
+ R ZH 
+ s ZH 
+ R ZH 
+ C VD 
+ V BE 
+ s Tl . R Tl 
+ V SG 
+ L 3E 
• C TG 
* R BS 
* s SG 
+ s 85 
+ s IU 
+ C ZH 
+ C Tl 
+ s vs 
* L VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 
+ V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Comolete / Tutto Fraktion / Grouoe / Gruooo C D F G L R s 
la/oul/sl 173 Ja/ oul/ sl 31 0 0 7 5 37 43 
nein / non / no 0 nein / non / no 0 0 0 0 0 0 0 
enth. / abst / ast. 1 enth. / abst. / ast 0 0 0 0 0 0 1 
entschuldigt/ excuse / scusato 25 entschuldigt/ excuse / scusato 4 0 0 3 1 6 8 

Bedeutung Ja/ Slgnlflcatlon de oul: 
Bedeutung Nein / Slgntflcatlon de non: 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchmldOdllo + C vs 
Schmied Walter + V BE 
Schneider + R BE 
Schwaab * s VD 
Seiler Hanspeter # V BE 
Siearlst * V Ar:. 
Slmoneschi-Cortesl + C Tl 
Sommaruga + s BE 
Soeck + VAG 
Solelmann + • GE 
Souhler + V TG 
Stahl + V ZH 
Stamm Luzl + R AG 
Steineaaer * R UR 
Stelner + R so 
Strahm + s BE 
Studer Helner + U~G 
Stumo + S~G 
Suter + R BE 
Teuscher + G BE 
Thanel + s ZH 
Theiler + R LU 
Tillmanns + s ~D 
Trloonez + R BE 
Tschäooät + s BE 
Tschupr:,ert + R LU 
Vallender + R AR 
Vaudroz Jean-Claud l+ C t;E 

Vaudroz Rene + R VD 
Verrnot + s BE 
Vollmer + s BE 
Waber Christian + u BE 
Walker Felix + C SG 
Walter HansJörg + V TG 
Wandfluh + V BE 
Wasserfallen . R BE 
Welaelt + R sc; 
Weveneth ,+ V BE 
Widmer '+ s LU 
Widria + C SG 
Wiederkehr 11 + u ZH 
Wlttenwller + R SG 
Wvss Ursula * s BE 
Zäch + C AG 
Zanetti ,+ s SC 
Zanfl + C ZH 
Zbinden + s AG 
Zlsyadls + • VD 
Zuoolaer + V ZH 
Zwvaart + u BE 

u V -
5 40 6 
0 0 0 
0 0 0 
0 3 0 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

22.12.199912:08:12/ 0011 
Consell national, Systeme de vote electronlque 

ldentif: 46.1 /22.12.199912:07:41 Ref.: (Erfassung) Nr:0150 



98.0009_3 

Ref.0151 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 

Geschäft: 
Objet: 

Gegenstand: 
Objet du vote: 

Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht 
Loi federale sur le droit penal administratif 

Schlussabstimmung 

Abstimmung vom /Vote du: 22.12.199912:08:40 

Aeooli Wartmann 
Aeschbacher 
Antllle 
Baader Casoar 
Bader Elvira 
Banga 
Banaerter 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedi 
Baumann Stephanie 
Beck 
Berberat 
Bemasconi 
Bezzoia 
Biaaer 
Bianasca 
Binder 
Biocher 
Borer 
Bortoiuzzl 
Bosshard 
Brunner Toni 
Bugnon 
Bühlmann 
Bührer 
Cavalli 
Channuis 
Chevrier 
Chiffelie 
Christen 
Cina 
Cuche 
de Dardel 
Decurtins 
Dormann Rosemarle 
Dormond Marlvse 
Dunant 
Dupraz 
Durrer 
Eberhard 
Eaerszegi 
Eaaiv 
Ehrler 
Engelberger 
Estermann 
Evrnann 
Fasel 
Fissler 
Fattebert 
Favre 

+ Ja/oul/sl 
= nein/ non/ no 

+ s ZH FehrHans + V ZH Kofmel 
+ u ZH Fehr Hans.Jüra + S SH Kunz 
+ R VS Fehr Jacaueline + s ~H Kurrus 
+ V BL FehrUsbeth + V ZH Lachat 
+ C so FehrMarlo + S~H Lalive d'Eoinay 
+ s so Fetz + S BS Laubacher 
+ R BE Flscher-Seenaen + R~G Lauoer 
+ V rrG Föhn + V sz Leu 
+ G BE Freund + V ~R Leutenegger Halo 
+ s BE FreyClaude + R NE Leuteneaaer Susann 
+ L VD FreyWalter + V ZH Leuthard 
+ s NE Gadient + V GR Loepfe . R GE Galli . C BE Lustenberger 
+ R ~R Garbani + S NE Maillard 
+ V SG Gendottl + R Tl Maitre 
+ • Ti Genner • G ZH Marletan 
+ V ZH Glezendanner + V AG MartiWemer 
• V ZH Glasson + R FR Maspoli 
+ V so Glur + V I\G Mathvs 
+ V ZH Goll + S ZH Maurer 
+ R ZH Gonseth + G BL Maurv Pasauier 
+ V SG Grobet + s GE Meier-Schatz 
+ V VD Gross Andreas . s ZH Menetrey Savary 
+ G LU GrossJost + s fG Messmer 
+ R SH Guisan + R VD Meyer Therese 
+ s Tl Günter + s BE Mörgeli 
+ s FR Gutzwiller + R ZH Muanv 
+ C vs Gvsin Hans Rudolf + R BL Müller Erich 
+ s VD Gvsin Remo + s BS Müiier-Hemmi 
+ R vc Haerlng Binder + s ZH Nabholz 
+ C vs Haller + V BE Neirvnck 
• G NE Hämmerle . s 3F Oehrli 
+ s 3E Hassler + V aF Pedrlna 
+ C 3F Heberlein + R ZH Pelli 
+ C LU Hegetschwelier + R ZH Pfister Theophil 
+ s VD Heim + C SC Poiia 
• V BS Hess Berhard + • BE Raaaenbass 
+ R GE Hess Peter + C ZG Randeaaer 
+ C "' HessWalter . C SG Rechsteiner Paul 
+ C sz Hofmann Urs + s 1'.G Rechstelner-Basei 
+ R AG Hollenstein + G SG Rennwald 
+ L GE Hubmann + s ZH Riklin 
+ C AC-. lmhof + C BL Robbiani 
+ R y Janlak + s BL Rosslni 
+ C LU Joder + V BE Ruey 
+ L BS Jossen + s vs Sandoz Marcei 
• G FR Jutzet + s FR Schenk 
+ s sc; Kaufmann + V ZH Scherer Marcei 
+ V VD Keller Robert + V ZH Scheurer Remv 
• R VD Koch + s ZH Schiller 

* entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / aesente 
hat nicht teligenommen / n'ont paa vote / non ha votato 

+ R so 
+ V LU 
+ R BL 
+ C IU 
+ R sz 
+ V LU 
+ C FR 
+ C LU 
+ R ZG 

'* s BL 
+ C AG 
+ C Al 
• C LU 
• s VD 
+ C 3E 
+ C vs 
• s GL 
+ • Ti 
+ V lG 
+ V ZH 
+ s GE 
+ C SG 
+ G VD 
+ R TG 
+ C FR 
+ V ZH 
+ G 3E 
+ R ZI-
+ s ZH 
+ R ZH 
+ C VD 
+ V BE 
+ s Ti . R Ti 
+ V SG 
+ L GE 
• C TG . R BS 
• s SG 
+ s BS 
+ s IU 
+ C ~H 
+ C Tl 
+ s vs . L IVD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 
+ V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complilte / Tutto Fraktion / Groupe / Gruooo C D F G L R s 
Ja/ oui/si 176 Ja/oul/sl 31 0 0 7 5 37 45 
nein / non / no 0 nein / non / no 0 0 0 0 0 0 0 
enth. / abst. / ast. 0 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuee / scuaato 23 entschuldigt/ excuse / scusato 4 0 0 3 1 8 7 

Bedeutung Ja/ Signlfication de oul: 
Bedeutung Nein / Signlfication de non: 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchmidOdiio + cvs 
Schmied Walter + V BE 
Schneider + R BE 
Schwaab • s vc 
Seiler Hanspeter # V BE 
Siegrlst + V AG 
Slmoneschi-Cortesi + C Tl 
Sommaruaa + s BE 
Speck + V AG 
Spielmann + • GE 
Scuhier + V TG 
Stahl + V ZH 
Stammluzi + R ~G 
Steineaaer . R UR 
Steiner + R so 
Strahm + s BE 
Studer Heiner + u ~G 
Stump + s ~G 
Suter + R BE 
Teuscher + G BE 
Thanei + s ZH 
Theiler + R LU 
Tillmanns + s MJ 
Trloonez + R BE 
Tschäoaät + s BE 
Tachuccert + R LU 
Vallendar + R ~R 
Vaudroz Jean-Claud ~+ C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Vermot + s BE 
Vollmer + s BE 
Waber Christian + u BE 
Walker Felix + C SG 
Walter Hansiöra + V rm 
Wandfluh + V BE 
Wasserfallen . R BE 
Weiaeit + R SG 
Weveneth + V BE 
Wldmer + s LU 
Widrig + C SG 
Wiederkehr + u ZH 
Wittenwiier + R SG 
WvssUrsula • s BE 
Zäch + C l4G 
Zanetti + s so 
ZaDfl + C ~ 
Zblnden + s ~G 
Zll!IVRdla + • vo 
Zuooiaer + V ZH 
Zwvaart + u BE 

u V -
5 41 5 
0 0 0 
0 0 0 
0 2 0 
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